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Beschlussvorschlag:

1.

Der Bauausschuss nimmt den Auswertungsbericht der bisher zum Bebauungsplan
23.19.00 — Dornbreite / Medenbreite — und zur zugehérigen 130. Anderung des Flachen-
nutzungsplanes durchgefilhrten Verfahren der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behér-
denbeteiligung in der vorliegenden Fassung (Anlage 1) zur Kenntnis.

Die Entwiirfe des Bebauungsplanes 23.19.00 und der 130. Anderung des Flachennut-
zungsplanes sowie die zugehdrigen Begrindungen werden in den vorliegenden Fassun-
gen (Anlagen 4 und 8) gebilligt.

Die Entwirfe des Bebauungsplanes und der Flachennutzungsplananderung sowie die
zugehdrigen Begriindungen sind gemall § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich auszulegen. Ge-
maf § 4a Abs. 2 BauGB wird gleichzeitig mit der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2
BauGB die Einholung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager o6ffentli-
cher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeflhrt.

Sollten der Entwurf des Bebauungsplanes 23.19.00 und der Entwurf der 130. Flachen-
nutzungsplananderung nach der 6ffentlichen Auslegung geandert oder erganzt werden,
ohne dass die Grundzlge der Planung berihrt werden, ist eine eingeschrankte Beteili-
gung der betroffenen Offentlichkeit sowie der beriihrten Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gemal § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB durchzufiihren. Sofern der Kreis
der von den Anderungen und Erganzungen betroffenen Offentlichkeit nicht hinreichend
eingegrenzt werden kann, soll anstelle der eingeschrankten Offentlichkeitsbeteiligung ei-
ne erneute offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB er-
folgen.
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Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
gem. § 47 f GO ist erfolgt:
Begriindung:

Die MalRinahme ist:

Finanzielle Auswirkungen:

Begriindung:
siehe Anlagen 4 und 8

Anlagen:

Die nachfolgend genannten Bereiche wurden
im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteili-
gung nach § 4 Abs. 1 BauGB um Stellung-
nahme gebeten.

1.201 Haushalt und Steuerung

2.280 Wirtschaft und Liegenschaften
2.500 Soziale Sicherung

3.370 Feuerwehr

3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucher-
schutz

3.700 Entsorgungsbetriebe

3.820 Stadtwald

4.041 Fachbereichsdienste Fachbereich 4
4.401 Schule und Sport

4.491 Archaologie und Denkmalpflege
5.660 Stadtgrin und Verkehr

Uberwiegend zustimmend; es wurden keine
grundlegenden Bedenken gegenldber der
Planung vorgebracht (zur Behandlung der
Stellungnahmen siehe Anlage 1).

Ja

Nein

Kinder und Jugendliche wurden im Rahmen
der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1
BauGB beteiligt. Eine daruber hinausgehen-
de besondere Beteiligung gemal § 47 f GO
wurde dabei nicht durchgeflihrt, da die Belan-
ge von Kindern und Jugendlichen durch den
Bebauungsplan nicht in besonderem Male
berthrt werden.

neu
freiwillig
vorgeschrieben durch: BauGB

Nein

Ja (Anlage 1)

(zu den mittelbaren finanziellen Auswirkun-
gen siehe Pkt. 9 der Begriindung)

1 Auswertungsbericht zu den bisher durchgefiihrten Verfahren der friihzeitigen Offentlich-

keits- und Behdrdenbeteiligung

2 Ausschnitt aus dem geltenden Flachennutzungsplan fur den Teilbereich Dornbreite / Me-

denbreite

3 130. Anderung des Flachennutzungsplanes, Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung
4  Begrindung zur 130. Anderung des Flachennutzungsplanes
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Bebauungsplan 23.19.00, Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung (Planoriginal)

Teil A - Planzeichnung mit Legende (verkleinerter Planauszug im DIN-A3-Format)
Teil B - Text (DIN-A4-Druckfassung)

Begriindung zum Bebauungsplan 23.19.00, Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung

Senatorin Joanna Glogau
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Anlage 1

Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite / Medenbreite — und zugehorige 130. Anderung des Flachennutzungsplanes

Bericht zur Priifung und Abwagung der im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der friih-
zeitigen Beteiligung der Behdrden nach § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Vorbemerkung:

Der vorliegende Prif- und Abwagungsbericht ist nach den durchgeflihrten Beteiligungsschritten gegliedert. Im Einzelnen beinhaltet er die Prifung
und ggf. Abwagung der Stellungnahmen und Einwendungen aus folgenden Beteiligungsschritten:

Teil A: Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung geman § 3 Abs. 1 BauGB
Teil B: Frihzeitige Behérdenbeteiligung gemani § 4 Abs. 1 BauGB

Zu Teil A: Die frilhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit wurde vom 12.06.2017 bis 23.06.2017 mittels Aushang im Bereich Stadtplanung und Bau-
ordnung, Mihlendamm 12, durchgefiihrt. Zusatzlich wurden Ziel und Zweck der Planung in einer offentlichen Informationsveranstaltung am
13.06.2017 im Dorfgemeinschaftshaus Steinrade dargelegt. Es bestand Gelegenheit zur AuBerung und Erorterung. Ca. 75 Interessierte nahmen
an der Veranstaltung teil. Alle im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung eingegangen Stellungnahmen, in diesem Fall insbesondere
Fragen und Anregungen, wurden zu dieser Informationsveranstaltung vorgebracht.

Zu Teil B: Die Behdrden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange wurden gemal § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 10.07.2017 Uber die
Planungen unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme bis einschlie3lich 26.07.2017 aufgefordert. Im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbe-
teiligung wurden insgesamt 50 Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange beteiligt und um Stellungnahme gebeten. Im Ergebnis der die-
ser Beteiligung sind insgesamt 29 Stellungnahmen beim Bereich Stadtplanung und Bauordnung eingegangen.

Aufgestellt:

Libeck, den 29.01.2018

Hansestadt Lubeck, Bereich Stadtplanung und Bauordnung, Abt. 5.610.2 / Zim

In Zusammenarbeit mit dem Planungsbiiro claussen-seggelke stadtplaner, Hamburg
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Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite / Medenbreite — und zugehorige 130. Anderung des Flachennutzungsplanes

Bericht zur Prifung und Abwagung der im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der friihzeitigen
Beteiligung der Behdrden gemaf § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Teil A: Stellungnahmen aus der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit / Stand: 22.01.2018

Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 1.

Wieso hat man sich fiir diesen Planbereich und nicht fiir einen alterna-
tiven Bereich entschieden?

Im Vorfeld einer solchen Entscheidung wird auf tibergeordneter Ebe-
ne gepruft, welche Flachen sich fur eine Bebauung eignen. Dies ist in
Lubeck im Rahmen des Konzepts ,Lubeck 2030“ erfolgt. Hier wurden
verschiedene Flachen in Bezug auf ihre Lage im Stadtraum, ihre
Nahe zu bestehenden Infrastrukturen (Schule, Kita, Einkaufen, Bus)
und den erforderlichen Eingriff in Natur und Umwelt bewertet. Die
vorliegende Flache wurde aufgrund der Eignung fir eine stadtebauli-
che Arrondierung des bestehenden Siedlungsbereichs an der Dorn-
breite, die gute Ausstattung an verkehrlicher und sozialer Infrastruk-
tur sowie ihre Verflgbarkeit ausgewahlt. Die Nutzung durch einen
Gartenbaubetrieb wird in Teilbereichen aufgegeben und die Flache
steht kurzfristig zur Verfugung.

Nr. 2.

Wurde das Grundstiick des ehemaligen Gartenbaubetriebs bereits
verkauft? Ist die Vorgehensweise so, dass ein Entwickler ein Grund-
stiick kauft und die Stadt dann entscheidet, das Gebiet zu entwickeln?

Die Stadt fuhrt dieses Gebiet seit ca. 10 Jahren als geeignete und zu
entwickelnde Wohnbauflache (u.a. ,Libeck 2030%). Der planerische
Wille der Stadt, die Flache zu Wohnbauland zu entwickeln, bestand
hier vor dem Kauf durch einen privaten Entwickler.
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 3.

Soll es sudlich, gegentiber der neuen Plangebietserschlielung einen
Bebauungsplan geben?

Nein, das ist nicht vorgesehen. Die Flache ist eine zugeordnete Aus-
gleichsflache und als solche gut entwickelt.

Nr. 4.

Soll das ndrdlich an das Plangebiet angrenzende Grundstiick spéater
auch bebaut werden, wenn es verkauft werden wirde?

Nein, dies ist nicht geplant. Das ndrdlich angrenzende Grundstiick
grenzt an den unter Denkmalschutz gestellten Landgraben. Der Be-
reich beidseits des Landgrabens soll aus landschaftsplanerischer und
siedlungsstruktureller Sicht als Freiraumachse erhalten bleiben.

Nr. 5.

Was ist eine Ausgleichsflache?

Eine Ausgleichsflache wird ausgewiesen, um einen Eingriff in Natur
und Umwelt auszugleichen. Dazu verpflichtet das Baugesetzbuch. In
diesem Fall wurde die benachbarte Ausgleichsflache fur einen Ein-
griff aufgrund eines frilheren Bebauungsplanes ausgewiesen.

Nr. 6.

Wie grol3 ist die Flache des Plangebiets?

Die in der Veranstaltung vorgestellte Flache betragt rund 3,8 Hektar.

Nr. 7.

Wie grol’ sind die Grundstiicke fur Einfamilienhauser?

Die aktuelle Planung sieht fiir den Grof3teil der Grundstiicke mit Ein-
zelhausbebauung GréRen von etwas mehr als 500 m2 vor, im Durch-
schnitt sind sie rund 550 m? groR.

Nr. 8.

Warum sollen hier Reihenhauser geplant werden?

GemalR Burgerschaftsbeschluss der Hansestadt Lubeck ist in Neu-
bauprojekten 30 % 6ffentlich geférderter Wohnungsbau vorzusehen.
Neben Wohnungen in Mehrfamilienhausern kénnen ber den zweiten
Forderweg auch Mietreihenhduser geférdert werden.

Die drei zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung vorgestellten Vari-
anten zeigen verschiedene Bebauungsmadglichkeiten mit unterschied-
lichen Wohnformen. In der dritten stddtebaulichen Variante ist eine
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Hausgruppe von funf Reihenhdusern vorgesehen, die fir eine 6ffent-
liche Forderung in Frage kommt. Die Varianten werden im weiteren
Verfahren geprift; eine Variante wird schlie3lich weiterverfolgt.

Nr. 9.

Wer entscheidet, ob Reihenh&auser gebaut werden oder nicht?

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens werden alle privaten und 6f-
fentlichen Belange geprift, jene der Blrger sowie der Trager 6ffentli-
cher Belange und sonstiger Behérden. Im Rahmen einer Abwagung
wird der Umgang (Berticksichtigung oder Nichtberlcksichtigung) mit
den Belangen fir das Planverfahren erarbeitet. Am Ende entschei-
den die gewahlten Vertreter in der Birgerschaft Gber das Ergebnis
der Abwéagung der eingestellten Belange; u.a. auch Uber die weiter-
zuverfolgende Variante des stadtebaulichen Entwurfes.

Nr. 10.

Wie groR} ist die Wohnflache fur die Grundstticke?

Die mogliche Wohnflache wird sich aus der zulassigen Grundflache
und Geschossigkeit ergeben. Die Geschossigkeit wird im Gebiet ein
Vollgeschoss (Erdgeschoss) plus Dachgeschoss (max. ¥ der Flache
des Erdgeschosses) betragen. Die GroRRe des Erdgeschosses be-
misst sich aus dem Anteil der Grundstuicksflache, die Uberbaut wer-
den darf (Grundflachenzahl, kurz GRZ). Die Obergrenze der GRZ
liegt fur allgemeine Wohngebiete bei 0,4, das heilit, dass 40 % des
Grundstiicks mit dem Hauptbaukérper bebaut werden dirfen. Diese
Zahl ist fUr die geplante Bebauung mit vorwiegend Einzelh&dusern zu
hoch; die GRZ wird daher niedriger festgesetzt werden. Die ermog-
lichte Wohnflache wird sich im Ublichen Rahmen fiir ein Einfamilien-
haus bewegen.

Nr. 11.

Missen die Gebaude genau dort stehen, wo sie im stadtebaulichen
Entwurf vorgesehen sind?

Der stadtebauliche Entwurf stellt eine mdgliche Bebauung dar. Im
Bebauungsplan werden Baugrenzen festgesetzt, mit denen die Posi-
tion der Hauser in einem bestimmten Rahmen vorgegeben wird; ein
gewisser Spielraum ist dabei vorhanden. Die Hauser sollen mdglichst
in einer Bauflucht stehen, um im 6ffentlichen Raum ein harmonisches
StralRenbild und riickwartig ruhige Gartenbereiche zu erreichen. Da-
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

bei soll die Lage der Garten in Richtung Sud/Stdwest soweit mdglich
berlcksichtigt werden.

Nr. 12.

Wie viel héher sind die geplanten Geb&ude im Bezug auf die umge-
benden Bestandsgebaude?

Im Bebauungsplan wird es eine Festsetzung zur maximalen Hohe
der Gebaude geben. Damit méchte man eine unproportionale Be-
bauung gegeniiber den Bestandsbauten verhindern. Gleichzeitig wird
diese Hohe voraussichtlich etwas hoher liegen als im Bestand der
Umgebung, um heutigen Wohnbedurfnissen zu entsprechen.

Nr. 13.

Gibt es bereits Gestaltungsiuiberlegungen? Soll das Plangebiet homo-
gen aussehen?

Das Planverfahren befindet sich noch am Anfang. Es wird Vorgaben
zur Gestaltung geben, z. B. zur Dachneigung und zur Einfriedung. Im
Detail konnen dazu zu diesem Zeitpunkt noch keine Aussagen ge-
troffen werden.

Nr. 14,

Die Bauweise wird im Planungsgebiet auf ein Stockwerk begrenzt. Gilt
das auch fur Reihenh&user?

Da die Reihenhauser als offentlich geférderter Wohnraum errichtet
wurden, waren die Vorgaben der Wohnraumférderung zu bertcksich-
tigen. Offentlich geférderte Reihenhauser sind auf 95 m2 Wohnflache
fur einen 4-Personenhaushalt und auf 105 m2 fir einen 5-
Personenhaushalt begrenzt und missen einen bestimmten finanziel-
len Rahmen einhalten. Voraussichtlich kann eine eingeschossige
Bauweise plus Dachgeschoss auch fir die Reihenh&user vorgege-
ben werden.

Nr. 15.

Wirde das Reihenhaus mit einem Satteldach geplant werden?

Ja.

130. Flachennutzungsplananderung und Bebauungsplan 23.19.00 / Auswertung der Beteiligung gemaf 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB / Teil A (Stand: 29.01.2018)




Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 16.

Soll sich das Neubaugebiet an Libecker wenden? Wie kann die Stadt
Einfluss auf die Kaufer nehmen?

Die Grundstiicke werden erschlossen verédufRert und kénnen sowohl
von LiUbeckern als auch Neulibeckern erworben werden. Eine Ein-
flussnahme ist aktuell nicht vorgesehen.

Anliegen der Stadt ist jedoch, dass die Grundstiicke zeitnah nach
Rechtskraft des Bebauungsplans bebaut werden.

Nr. 17.

Kdnnen Aussagen zu der Bodenqualitat getroffen werden?

Die Flachen des Plangebiets wurden durch eine Baumschule ge-
nutzt, es ist daher davon auszugehen, dass die Bodenqualitat gut ist.
Genauere Aussagen werden im Rahmen einer historisch-deskriptiven
Altlastenerfassung und einer Baugrunduntersuchung getroffen. Diese
werden wahrend der offentlichen Auslegung fir die Allgemeinheit
einsehbar sein.

Nr. 18.

Kann es passieren, dass aufgrund von Altlasten keine Bebauung er-
folgt?

Standardgemal werden Flachen von Gartenbaubetrieben aufgrund
der Verwendung von Pestiziden als Verdachtsfalle gefiuihrt. Méglich-
erweise kann es durch diese Vornutzung punktuelle Verunreinigun-
gen geben. Diese kdnnen aber durch entsprechende Sanierungs-
maflnahmen, z.B. durch einen Bodenaustausch, kompensiert wer-
den.

Nr. 19.

Wird die Entwasserung tber die Stral3e oder Uber das Grundstiick
erfolgen?

Grundsatzlich ist es Ziel, das Niederschlagswasser auf dem Bau-
grundstiick zu versickern. Gegebenenfalls kénnen dafir unterstit-
zende Maflinahmen vorgesehen werden. Im Baugebiet ist die Versi-
ckerung nur schwer mdéglich, daher erfolgt die Sammlung in einem
Regenriickhaltebecken, aus dem das Wasser gedrosselt in den Vor-
fluter eingeleitet wird.
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 20.

Soll das Wasser des Regenriuickhaltebeckens in den Landgraben ein-
geleitet werden?

Der Landgraben liegt im Norden des Plangebiets. Aufgrund der To-
pographie kann das Wasser nicht in den Landgraben gelangen.

Nr. 21.

Gibt es fur das Gebiet Schallschutzplanungen? Wird z.B. eine Schall-
schutzwand gebaut werden miissen?

Es wird im Planverfahren eine schalltechnische Untersuchung vorge-
nommen. Dazu wurden bereits Betriebsbefragungen mit den angren-
zenden Gartenbaubetrieben durchgefihrt. Derzeit sind keine schall-
technischen Konflikte absehbar, die den Bau einer Schallschutzwand
erfordern.

Nr. 22.

Werden Schallschutzmaflinahmen wegen des Autobahnverkehrs ge-
plant? Als angrenzende Anwohner weif3 man bereits, dass der Larm
deutlich horbar ist.

Der Schalleintrag durch den Autobahnverkehr wird im Rahmen der
schalltechnischen Untersuchung gepruift.

Als MaBnahme kommt grundsétzlich nur ein passiver Schallschutz
(z.B. Larmschutzfenster, Grundrissanordnung) in Frage.

Nr. 23.

Wann kann man mit dem Bericht Giber den Larm rechnen?

Die schalltechnische Untersuchung muss vor der offentlichen Ausle-
gung fertig gestellt sein. Alle erforderlichen Festsetzungen fur das
Plangebiet werden bis zur 6ffentlichen Auslegung getroffen. Wahrend
der offentlichen Auslegung kénnen sowohl die Festsetzungen des
Bebauungsplans als auch alle umweltrelevanten Gutachten und Stel-
lungnahmen eingesehen werden. Es kdnnen auch Hinweise in der
Begriindung aufgenommen werden. Diese Unterlagen sollte man
sich bei Interesse an einem Grundstiick ansehen.

Nr. 24.

Wie breit ist die ErschlielBungsstrale?

Im Eingangsbereich des Plangebiets ist der Strallenraum einschliel3-
lich Gehweg nach derzeitiger Planung etwa 10,80 m breit und geht

nach der ersten Kurve in einen verkehrsberuhigten Bereich Uber. Die
Mischverkehrsflache soll dann eine Breite von etwa 7,00 m erhalten.
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 25.

Konnte die geplante ErschlieBungsstral3e so verschoben werden, dass
sie an den rickwértigen Grenzen der bestehenden Grundstiicke an
der Dornbreite entlang fuhrt und dort eine zweite Baureihe ermdglicht?

Prinzipiell ist dies mdglich, aber fiir dieses Vorhaben nicht geplant.

Nr. 26.

Ist auf der 7,00 m breiten Stral3e straBenbegleitendes Parken vorge-
sehen?

Ja. Im StraBenraum sind Parkmdglichkeiten fir Besucher vorgese-
hen.

Nr. 27.

Wo sollen die Stellplatze fur die Reihenhéuser sein? Passt das mit
einer niedrigen Grundflachenzahl?

Die Stellplatze konnen entweder vor dem Haus oder auf einer Sam-
melstellplatzanlage vor Kopf der Reihenhauszeile verortet werden.
Fir die Reihenh&user wird voraussichtlich eine hdhere Grundflé-
chenzahl als fur Einzelhduser festgesetzt.

Nr. 28.

Sind die eingezeichneten FuBwege auch fir Radfahrer nutzbar?

Die FuBwege sind auch fur Radfahrer nutzbar.

Nr. 29.

Wird der nérdlich eingezeichnete Weg ein Wanderweg?

Die Wege dienen dazu, ein erganzendes Naherholungsangebot fiir
das neue Wohngebiet zu schaffen. Mittelfristig wird eine Weiterfuh-
rung in die Landschaft und eine Vernetzung mit bestehenden Wegen
im weiteren Umfeld angestrebt, um Spazierengehen und sportliche
Aktivitaten in der Natur fur die Bewohner im gesamten Siedlungsbe-
reich anzubieten.

Nr. 30.

Hat das neue Plangebiet Auswirkungen auf den OPNV? Die Haltestel-
le Bauernweg, welche siidwestlich des Plangebiets liegt, hat eine an-
dere Tarifzone als die Haltestelle Medenbreite. Wenn der Bauernweg
die gleiche Tarifzone bekommen wirde, ware das auch fur die neuen
Anwohner attraktiv.

Der Hinweis kann im Rahmen des Bebauungsplans nicht umgesetzt
werden. Fur die Tarifzonen ist der Stadtverkehr Libeck zustandig.
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 31.

Wenn man angrenzend an das neue Plangebiet wohnt und in dem
neuen Bebauungsplan Einfriedungen vorgesehen sind, muss man
dann sein Grundstick auch einfrieden?

Der Bebauungsplan gilt nur fir Grundstticke, die innerhalb des Gel-
tungsbereichs liegen.

Nr. 32.

Kann man als Anwohner der Dornbreite sein Grundstulick teilen und ein
weiteres Haus bauen?

Fur die Grundstlcksteilung ist das bestehende Baurecht zu berick-
sichtigen. Da fir diesen Bereich kein Bebauungsplan existiert, beur-
teilt sich die Bebaubarkeit nach der Eigenart der néheren Umgebung
(8 34 BauGB). Da in der Nachbarschaft keine riickwértige Bebauung
vorhanden ist, ist nach dem Einfligungsgebot des § 34 BauGB eine
Bebauung in zweiter Reihe nicht zulassig.
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Teil B: Stellungnahmen aus der frihzeitigen Beteiligung der Behdrden / Stand: 17.01.2018

Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 1.

Hansestadt Lubeck, Wirtschaft und Liegenschaften (Schreiben vom 31.07.2017)

Die Flachen des Bereichs Wirtschaft und Liegenschaften sind nicht
betroffen.

Der Ordnung halber wird jedoch darauf hingewiesen, dass eine Teil-
flache des Flurstiicks 6/78 betroffen ist, welche sich in der Verwaltung
des Bereichs Stadtwald befindet.

Der Bereich Stadtwald wurde nachtraglich beteiligt. Es wurden keine
Bedenken zur Planung geaul3ert.

Kenntnisnahme

Nr. 2.

Hansestadt Lubeck, Fachbereich Wirtschaft und Soziales (Mail vom 20.7.2017)

Der Bereich Soziale Sicherung nimmt nicht gesondert Stellung, da
geforderter Wohnungsbau nicht Bestandteil der Planung ist.

Im Einvernehmen mit dem Bereich Soziale Sicherung wird im Plan-
gebiet kein sozialer Wohnungsbau vorgesehen, da sich ein wirt-
schaftlicher Betrieb von geférdertem Wohnungsbau erst ab einer
bestimmten Anzahl an Wohnungen oder durch finanzielle Kompensa-
tion Uber frei finanzierte Wohnungen rechnet. In beidem Féallen wére
ein deutlich hdheres Bauvolumen im Baugebiet notwendig. Dies wére
nur durch Reihenh&user oder Geschosswohnungsbau zu erreichen;
beide Bauformen waéren nicht ortsbildtypische Sonderformen und
widersprachen daher einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung.

Kenntnisnahme

Nr. 3. Hansestadt Lubeck, Feuerwehr (Schreiben vom 17.07.2017)

Feuerwehrzufahrt

Die Befahrbarkeit der Grundstiickszuwegungen ist wie die von Feuer-
wehrzufahrten gem. Muster-Richtlinien Gber Flachen fur die Feuerwehr
(Fassung Februar 2007) vorzusehen.

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur eine Bebauung mit Einfamilien- und Doppelh&usern schaffen. Fir
diese ist eine Befahrbarkeit der Grundsticke durch die Feuerwehr
nicht erforderlich. Die Feuerwehraufstellflachen werden im 6ffentli-
chen Stral3enraum liegen.

Keine Bertlick-
sichtigung

Léschwasserbedarf

Fur das geplante Bebauungsgebiet ist zur Sicherstellung der erforder-
lichen Léschwasserversorgung einvernehmlich mit der Bauaufsichts-
behdrde, den Stadtwerken Lubeck und der Brandschutzdienststelle

Die Léschwasserversorgung wurde entsprechend abgestimmt. Unter
Heranziehung des DVGW Arbeitsblattes W 405 wird ein Léschwas-
serbedarf fur das geplante Baugebiet von 48 m®h tber einen Zeit-
raum von zwei Stunden als ausreichend erachtet. Dies stellt den

Berticksichti-
gung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

der erforderliche Léschwasserbedarf auf Grundlage des DVGW-
Arbeitsblatts W 405 in der jeweils aktuellsten Fassung zu ubermitteln.
Hierfur sind zur Festlegung des Ldschwasserbedarfs vom Bereich
Stadtplanung und Bauordnung die Art der baulichen Nutzung nach
Baunutzungsverordnung (BauNVO), die Zahl der Vollgeschosse (N)
und die mdgliche Geschossflachenzahl (GFZ) vorzugeben. Der auf
Grundlage der vorgegebenen Eckdaten ermittelte Loschwasserbedarf
wird dann als Grundschutz fur das Bebauungsgebiet festgelegt. Spate-
re vom B-Plan abweichende Bebauungen kénnen zur Sicherstellung
der Léschwasserversorgung einen héheren Léschwasserbedarf erfor-
dern, der dann als Objektschutz vom Bauherrn nachzuweisen ist.

Grundschutz in einem Baugebiet dar, der durch die Gemeinde (hier
die Hansestadt Lubeck) als Loschwasserversorgung vorzuhalten ist.
Es erfolgt ein entsprechender Hinweis in der Begriindung.

Nr. 4. Hansestadt Lubeck, Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz (Schreiben vom 31.07.2017)

Landschaftsplanerische Stellungnahme

Zu dem o.g. Bauvorhaben gibt es aus landschaftsplanerischer Sicht
keine grundsatzlichen Bedenken.

Im Einzelnen:

Die vorgesehene Bebauung der bisher zwar unbebauten, aber intensiv
genutzten Flache eines Gartenbaubetriebes / einer Baumschule wird
i.S. eines wiunschenswerten Flachenrecyclings begrif3t. Ebenso stellt
sich die raumliche Situation des Vorhabengebietes zwischen der vorh.
Wohnbebauung der ,Dornbreite“ und dem Steinrader Damm als eine
funktional-integrierte Lage, vor allem hinsichtlich der erforderlichen
ErschlieBungen, i.S. einer Siedlungsarrondierung dar.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Eine mdgl. zukunftige Siedlungsentwicklung in Richtung ,Steinrader
Hof“, Steinrader Damm oder auf der sudl. Seite der Strale ,Dornbrei-
te“ wirde von hier aus jedoch als bauliche Erweiterung im Libecker
AuRenbereich und als unerwinschter Beitrag der Zersiedelung der
freien Landschaft abgelehnt werden.

Siedlungserweiterungen in Richtung ,Steinrader Hof“, Steinrader
Damm und stdlich der Dornbreite sind nicht vorgesehen.

Kenntnisnahme

Im Rahmenkonzept ,Libeck 2030“ waren flir das Planungsgebiet ur-
spriinglich 37 Wohneinheiten vorgesehen gewesen, diese Anzahl wird
im entspr. Abschnitt der Begriindung (S. 7) jedoch nicht genannt. Das
Neubaupotenzial hingegen wird nunmehr mit 66 Einheiten beziffert (S.
15), was einer annahernden Verdoppelung des Bauvolumens ent-

Die Suchraumflache von Libeck 2030 war kleiner als der nun ange-
strebte Umgriff, sodass neben einer Verdichtung auch eine Erweite-
rung des Baugebietes vorgenommen wurde. Grundsatzlich handelte
es sich bei ,Libeck 2030“ um grobe, eher niedrig angesetzte
Schéatzwerte.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

spricht. Darliber hinaus werden in einem 2. BA (angrenzend an den
bestehenden Planungsumgriff) weitere 19 Wohneinheiten avisiert (S.
9). Aus landschaftsplanerischer Perspektive wird die hiermit einherge-
hende bauliche Verdichtung grundsatzlich begrif3t.

Im Hinblick auf die auch stadtplanerisch angestrebte ,Doppelte Innen-
entwicklung® in Libeck wird jedoch eine entspr. grol3ere Flache fur
offentlich nutzbares Grin innerhalb des Baugebietes, als im vorliegen-
den Planentwurf vorgesehen ist, gefordert (s.u.). In zentraler Lage des
Planungsgebietes sollte ein umfangreicher Siedlungsplatz angelegt
werden: In den vorliegenden Unterlagen ist hier eine private Grunfla-
che mit der Zweckbindung ,Kinderspielplatz“ vorgesehen. Diese Grin-
flache sollte in ihrem Umfang deutlich erweitert werden (auch zu Las-
ten von vorgesehenen Bauflachen) und fir eine multifunktionale Nut-
zung gestaltet werden. Eine z.B. mit Gehdlzen eingegrinte Flache
sollte fur die kunftigen Anwohnerlnnen nicht nur als Spielplatz, son-
dern darlber hinaus auch als Aktionsflache fir alle, zum Ballspielen,
fur Siedlungsfeste, Flohmarkte, zur allgemeinen Erholungsnutzung
etc. dienen. AuBBerdem ist zu prifen, ob die Grunflache auch als (er-
ganzende) Retentionsflache fir Niederschlagswasser aufgrund zu-
kiinftig zu erwartender Starkregenereignisse mit lokalen Uber-
schwemmungen (s. Umweltbericht S. 11) angelegt werden kdnne.

Das geplante Neubaugebiet kann Wohnraum fiir rund 200 neue Be-
wohner schaffen (unter Berticksichtigung der Einliegerwohnungen).
Der vorgesehene Spielplatz dient der Versorgung des neu geplanten
Wohnquartiers als wohnortnahe Spielmdglichkeit. Die Flachen wer-
den durch einen privaten Entwickler hergestellt und sollen langfristig
in Privateigentum verbleiben. Ein -wie angeregt- umfangreicher Sied-
lungsplatz kann jedoch nur als 6éffentliche Flache festgesetzt werden;
die Wartung und Pflege lage dann auch bei der Hansestadt Libeck.
Vorgaben zur GroRenordnung von Spielplatzanlagen von der Hanse-
stadt Lubeck konnten zum Zeitpunkt der vorliegenden Planungen
nicht zugrunde gelegt werden. Um die derzeit geplante Spielplatz-
groRe bewerten zu kdénnen, wird auf Referenzangaben aus anderen
Stadten / Bundeslandern zuriickgegriffen. Im derzeit geltenden Erlass
.Bauleitplanung Hinweise fur die Planung von Spielflachen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (RdErl d. Innenministers v. 31.7.1974) wer-
den fur Spielbereiche der Klasse ,B“ mit einer Versorgungsfunktion
fur einen Wohnbereich folgende Vorgaben gemacht:
Bei einer Bebauungsdichte mit einer GFZ von kleiner/gleich 0,4
sowie einer Einwohnerdichte von kleiner/gleich 160 EW/km? wird
ein Spielflachenbedarf von 2,4 m?EW als Bruttoflache angege-
ben.
Unter der Annahme von 200 Einwohnern ergibt sich fir das Plange-
biet eine Bruttoflache von 480 m? Spielplatzflache.
Das Gesetz uber o6ffentliche Kinderspielplatze der Stadt Berlin (Kin-
derspielplatzgesetz; in der Fassung vom 20. Juni 1995, geandert
durch Art. Xl des Gesetzes vom 17. Dezember 2003) gibt fur die
Bemessung des Bedarfs an offentlicher Spielplatzflache je Versor-
gungsbereich einen Richtwert von 1 m2 nutzbarer Flache je Einwoh-
ner vor. Damit ergdbe sich ein Spielplatzbedarf von rund 200 m? Fla-
che.
Die im Baugebiet festgesetzte Flache fiir den Spielplatz umfasst eine

Keine
sichtigung

Bertick-
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

GroRe von rund 550 m°und liegt damit deutlich iber den zuvor be-
nannten Richtwerten. Zusatzlich sind im Plangebiet die Anlage einer
Mischverkehrsflache auf einer Flache von rund 4.000 m?® und einer
das Baugebiet umlaufenden 6&ffentlichen Griinflache mit Ful3-
/Radweg auf rund 2.000 m? Flache vorgesehen.

Das Angebot an Flachen zum Spielen wird auch unter dem Ge-
sichtspunkt der genannten ,Aktionsflachen® fiir eine multifunktionale
Nutzung als ausreichend gewertet.

Dariiber hinaus strebt die Hansestadt Lubeck anstatt einer flachen-
bezogenen Erholungsnutzung ein Erholungsangebot mit Wegefih-
rungen im Grinen bzw. in die freie Landschaft an.

Im Stadtebaulichen Entwurf sind entlang der nérdl. und westl. Grenze
des Plangebietes Erholungswege fir die Anwohnerlnnen vorgesehen.
In der Planzeichnung sollen hier jedoch nur Offentliche Griinflachen
mit einer Breite von finf Metern festgesetzt werden. Um eine wiin-
schenswerte Naherholungssituation fur die zukunftigen Anwohnerln-
nen auch zu konkretisieren, sollten hier auch Wege — und zwar Geh-
und Radwege (nicht nur ,Gehwege“) — mit diversen Anbindungen an
das Wohngebiet festgesetzt werden.

Innerhalb der 6ffentlichen Grinflache ist die Anlage eines 2,5 m brei-
ten FuBR- und Radwegs zum Zwecke der Naherholung fur die zukunf-
tigen Bewohner geplant. Der geplante Fuf3-/Radweg wird ohne
Normcharakter in die Planzeichnung eingetragen.

Die Umsetzung durch den Vorhabentréger wird Uber einen Erschlie-
Rungsvertrag gesichert.

Tlw. Berlicksich-
tigung

Es wird in diesem Zusammenhang angemerkt, dass zwischen einem
Erholungsweg im westl. Randbereich des Wohngebietes und der be-
nachbarten festgesetzten Ausgleichsflache eine wirksame Abz&unung
erfolgen muss.

Eine Abzaunung der festgesetzten Ausgleichsflache ist derzeit nicht
vorgesehen, der vorhandene Knick fungiert als Barriere.

Keine Beriick-
sichtigung

Die geringe Anzahl an festzusetzenden Baumen (15 im StralRenbe-
reich und 3 auf dem Spielplatz) sollte aus 6kologischen Grinden (bi-
oklimatische Wirkungen, Ortsbild, siedlungsnaher Artenschutz) deut-
lich erhéht werden. Alle zu pflanzenden Baume sollten auch in der
Planzeichnung dargestellt werden.

Die Anzahl der innerhalb der 6ffentlichen StraRenverkehrsflache zu
pflanzenden Baume wird von 15 auf 27 Baume erhdht.

Damit ergibt sich nach derzeitigem Planstand in der Mischverkehrs-
flache ein Verhaltnis von 21 Baumen zu 26 offentlichen Parkplatzen,
was als Uberdurchschnittlich gute StralReneingriinung betrachtet wird.
Zusammen mit den Baumen und Stellplatzen im Zufahrtsbereich zum
Wohngebiet ergibt sich ein Verhaltnis von 27 Baumen zu 33 Park-
platzen.

In den stadtebaulichen Entwurf wird eine mogliche Bepflanzungsvari-
ante aufgenommen.

Eine zeichnerische Festsetzung der zu pflanzenden Baume innerhalb
der Planzeichnung lasst bei der Umsetzung wenig Flexibilitat, um auf

Tlw. Berticksich-
tigung
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Belange der Ausfuhrungsplanung zu reagieren (u.a. bei der Grund-
stiicksparzellierung, der Zuwegung, der Lage von StralRenlaternen
und Anschliissen). Die Festsetzung wird daher weiterhin als textliche
Festsetzung getroffen.

Des Weiteren sollte ein Pflanzgebot zur Pflanzung je eines Baumes
pro zukilnftigem Privatgrundstiick (Arten gem. Pflanzliste) festgesetzt
werden.

Die folgende Festsetzung wird entsprechend erganzt:

,Im allgemeinen Wohngebiet ist je Wohnbaugrundstiick ein heimi-
scher und standortgerechter Laubbaum (Artenauswahl siehe Pflanz-
liste (a) im Anhang) mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm,
gemessen in 1 m Hoéhe Uber dem Erdboden, zu pflanzen und dauer-
haft zu erhalten. Abgangige Baume sind zu ersetzen.”

Die Pflanzliste wird entsprechend ergénzt.

Das Pflanzgebot wird jedoch nicht in die Ausgleichsbilanzierung ein-
gerechnet, da erfahrungsgemaf die Umsetzung nicht strikt verfolgt
wird.

Berilicksichti-
gung

Zum Eingriff in die Natur

Zur F-Plan-Anderung:

Es bestehen keine Bedenken. Es wird jedoch darauf hingewiesen,
dass die dargestellte Wohnbauflache auch eine bestehende Aus-
gleichsflache Gberplant. Eine Bebauung dieser Flache ist grundsatzlich
unzulassig. Im Rahmen eines spateren B-Plan-Verfahrens fir diese
Flache kann jedoch eine Zustimmung zu einer Verlagerung in Aussicht
gestellt werden.

Ein wesentliches Kriterium fur Ausgleichsflachen ist ihr réaumlich-
funktionaler Kontext i.S. des Biotopverbundes; das ware hier bei der
spateren Bebauung des benachbarten Baugebietes kaum bzw. nicht
mehr gegeben. Die noch nicht endgiltig hergerichtete und derzeit
anderweitig genutzte Ausgleichsflache lage raumlich relativ isoliert und
entspréache nicht dem genannten LP-Grundsatz.

Darliber hinaus wirde sie sich aufgrund einer spéateren tbergreifenden
Wegeplanung hier nicht optimal entwickeln kénnen.

Im Rahmen des weiteren Verfahrens werden die Moglichkeiten fur
eine Verlagerung der Malihahme geprift und geeignete Flachen
gesucht.

Kenntnisnahme

Zum B-Plan:

Eine qualifizierte Eingriffs-Ausgleich-Bilanzierung mit entsprechenden

Kenntnisnahme
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Gegen die Errichtung eines Baugebietes in der vorgesehenen Form
bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken. Folgende Punkte sind
jetzt schon anzumerken:

Zur Eingriffsregelung nach § 14 ff BNatSchG i.V.m. § 8 ff LNatSchG
kann erst nach Vorliegen einer qualifizierten Eingriffs- Ausgleichs-
Bilanzierung Stellung genommen werden. Aufgrund des geringen
Grinflachenanteils im Baugebiet wird ein GroRteil des Ausgleichs an
anderer Stelle nachgewiesen werden missen.

Angaben zum vorgesehenen Ausgleich wird im Zuge der Beteiligung
der Behdrden gemanR 8§ 4 Abs. 2 BauGB vorgelegt.

Damit die Hecken eine hthere Okologische Wertigkeit erhalten kon-
nen, sollte eine Hohenbeschrankung auf 1,50 m erfolgen. Hierdurch
kann mehr Grinvolumen entstehen, welches neben der optisch besse-
ren Durchgrinungswirkung auch mehr Brutméglichkeiten fur Voégel
und Lebensraum fir Insekten entfaltet.

Die positiven Effekte eines héheren Griinvolumens bei den vorgese-
henen Heckenpflanzungen (optisch bessere Durchgriinung, Brutmdg-
lichkeiten fur Vogel und Lebensraum fir Insekten) werden bei der
Festsetzung der Heckenhdhe berticksichtigt.

Festsetzung Nr. 9.5 Hecken als Einfriedung wird wie folgt formuliert:

,Einfriedungen als Abgrenzung zur offentlichen Verkehrsflache sind
nur in Form von geschnittenen Laubholzhecken oder Steinwéllen mit
Bepflanzung bis zu einer Hohe von 1,50 m zulassig (Artenauswabhl
siehe Pflanzliste (b) im Anhang). Zuséatzliche Z&une dirfen aus-
schliellich grundstiicksseitig angeordnet werden.”

Berticksichti-
gung

Aus der Pflanzliste sollte die Kornelkirsche fiir eine Verwendung als
StralBenbaum gestrichen werden, da diese aufgrund ihres relativ lang-
samen Wuchses und erst nach vielen Jahren einen Habitus als Baum
bekommt.

Die Kornelkirsche wird aus der Pflanzliste gestrichen.

Berticksichti-

Der vorgesehene 5 m-Streifen an der SW-Seite des Plangebietes
grenzt an eine bestehende Ausgleichsflache (Sukzession) und ist da-
her hinreichend von Grin gesaumt. An der NW-Seite grenzen jedoch
nur landwirtschaftliche Flachen an. Im Hinblick auf eine spatere Uber-
greifende Wegeverbindung nordlich der Siedlung Dornbreite bis an
den Steinrader Damm sowie zur besseren optischen Wirkung und
Okologischen Aufwertung sollte der Griinstreifen hier daher eine Breite
von mindestens 10 m erhalten, sodass wegebegleitend eine lockere
Strauchpflanzung vorgesehen werden kann.

Der vorgesehene Ful3- und Radweg wird zum Zwecke der Naherho-
lung der zuklinftigen Bewohner geplant. Ziel ist es, Mdglichkeiten zur
Bewegung und zum Naturerleben zu geben. Mit der derzeitigen Pla-
nung verlaufen weite Teile des Ful3-/Radwegs an dem sudwestlich
vorhandenen Knick. Der Wegabschnitt an der Nordwestseite des
Plangebiets ermdglicht Ausblicke in die sich anschlieRende landwirt-
schaftliche Flache. Durch die vorhandenen Einzelbdume ist in die-
sem Bereich bereits Grinvolumen vorhanden, dessen Erhalt durch
die Festsetzung einer 6ffentlichen Griinflache planungsrechtlich gesi-
chert wird. Ergénzende Anpflanzungen von Strduchern sind auf der 5
m breiten Flache auch bei der Anlage eines 2,5 m breiten Wegs moég-
lich. Dabei beriicksichtigt werden sollte aber, dass fur die Nutzer des
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Prifung und Abwéagung
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FuRR-/Radwegs gerade die unterschiedlichen Eindriicke der beiden
Wegabschnitte (Eingrinung, Ausblick) Abwechslung bieten. Es ist
davon auszugehen, dass auf der Seite der privaten Grundstiicke eine
durchgehende, blickdichte Begrinung des Fufl3-/Radweges vorge-
nommen wird. Daher wird an der Nordwestseite des vorgesehenen
FuR-/Radwegs die Mdglichkeit der Einsehbarkeit der benachbarten
landwirtschaftlichen Nutzung begrtfRt und kein Erfordernis einer op-
tisch wirksamen Begriinung gesehen.

Eine Ausweitung der Breite der offentlichen Griunflache ginge nur zu
Lasten der Bauflachen. Unter Beruicksichtigung der Verhaltnismagig-
keit wird die Planung daher nicht geandert.

Artenschutz

Zur Vermeidung von Verstd3en gegen die artenschutzrechtlichen Ver-
bote des § 44 Abs. 1 BNatSchG muss sichergestellt sein, dass in Ge-
hélzbestédnde nur auBerhalb der gesetzlichen Verbotsfrist, d.h. nicht im
Zeitraum vom 01. Méarz bis 30. September eingegriffen wird. Des Wei-
teren durfen durch Arbeiten zur Baufeldfreimachung oder durch Bau-
arbeiten keine Bruten bodenbriutender Vogel (wie z.B. Feldlerchen) ge-
oder zerstort werden. Dies kann sichergestellt werden, indem mit den
Arbeiten zur Baufeldfreimachung bzw. mit den Bauarbeiten aulRerhalb
der Brutzeit, d.h. auRerhalb des Zeitraums 01. Méarz bis 30. September
begonnen wird. Alternativ kann auch innerhalb dieser Zeit mit den
Arbeiten begonnen werden, wenn durch eine gutachterliche Untersu-
chung kurz vor Beginn der Arbeiten nachgewiesen wird, dass auf den
betroffenen Flachen keine Bruten vorhanden sind. Sofern erforderlich,
kann auf nachweislich brutfreien Flachen durch vorbeugende Vergra-
mungsmafnahmen (Flatterbander) verhindert werde, dass es vor Be-
ginn der Arbeiten zu Brutansiedlungen kommt.

Ein entsprechender Hinweis auf die Verbotsfristen wird in den Be-
bauungsplan aufgenommen wird.

Berticksichti-

Gesundheitsschutz

Immissionen: Luft

Das zu bebauende Gebiet liegt in bzw. am Rande einer wichtigen
Kaltluftleitbahn, welche von Westen kommend uber Krempelsdorf
(zwischen der Al und Dornbreite) Richtung Lohmuhle verlauft und der
Beluftung des verdichteten Stadtteils St. Lorenz dient. Somit hat diese
Flache als Eintrittspforte fur Frischluft ins innere Stadtgebiet einen
hohen Wert. Die geringe Dichte der Bebauung und die niedrige Ge-

Die stadtebauliche Struktur des sich in stidwestliche Richtung an-
schlielenden Wohngebiets an der Medenbreite und Dornbreite ist
durch eingeschossige Einfamilien- und Doppelhduser mit Sattelda-
chern gepragt. Das neue Wohngebiet soll sich stadtebaulich in die
Umgebung einfigen. Die Mdglichkeit einer geringeren Dachneigung
wirde zur Errichtung von Bungalows fuihren bzw. wiirde eine zweige-
schossige Bauweise erfordern. Beides fiigt sich in das stadtebauliche
Umfeld nicht ein und wird daher aus Grinden der Ortsbildgestaltung
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schosszahl der Baukorper sind deshalb auf dieser Flache zu begru-
Ren. Aufgrund der hohen Bedeutung der Flache fur das Stadtklima
ware dartber hinaus ein hoher Griindachanteil férderlich. Dieses wird
jedoch durch die Vorgaben zu den Dachflachen (Festsetzungen 11.2)
verhindert. Aus klimatkologischen Grinden wird empfohlen, eine ge-
ringere Dachneigung verbunden mit weiteren Griindachern vorzuse-
hen bzw. zuzulassen.

abgelehnt.

Die Funktion als Kaltluftleitbahn kann mit der festgesetzten geringen
Dichte der Bebauung und der niedrigen Geschosszahl der Baukdrper
aufrechterhalten werden. Dariiber hinaus ist textlich festgesetzt, dass
Dachflachen von Garagen und Uberdachten Stellplatzen (Carports)
mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substratauf-
bau zu versehen und zu begriinen sind (Festsetzung Nr. 8.1). Um
den Anteil an Griindachern dartber hinaus zu steigern, werden in
diese Festsetzung zukuinftig auch Nebenanlagen erganzt:

,Die Dachflachen von Garagen und Uberdachten Stellplatzen (Car-
ports) sowie Nebenanlagen ab einer Dachflachengrof3e von 3 m?
sind mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und zu begriinen.”

Damit wird gewahrleistet, dass Gerate- und Fahrradschuppen eben-
falls mit einem Grundach zu versehen sind.

Die Schaffung von Begrinungsmaglichkeiten innerhalb des Baugebie-
tes wird auch im Umweltbericht (Kap. 5) empfohlen. Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, ob fur die geplante Anzahl von 53 Ein-
familien- und Doppelhausern, bei welchen jeweils vor den Garagen auf
den Grundstiicken eine Parkmdglichkeit fiir ein zweites Auto vorgese-
hen werden soll (siehe Begriindung Nr. 5.3.3), weitere 30 6ffentlichen
Parkplatze nétig sind. (Falls jedes Haus mit nur einer Wohnung belegt
ware, resultierte eine Stellplatzversorgung von >2,5 pro Wohneinheit).
Ein hoherer Begriinungsanteil zu Lasten der Stellflachen fir den ru-
henden Verkehr sollte gepriift werden.

Die Anzahl der innerhalb der 6ffentlichen StraRenverkehrsflache zu
pflanzenden Baume wird von 15 auf 27 Baume erhoht.

Zudem werden im Bereich der Parkplatze an der Zufahrt zum Wohn-
gebiet weitere sechs Baume gepflanzt.

Tlw. Berticksich-
tigung

Immissionen: Larm

Das schalltechnische Gutachten (ALN Akustik Labor Nord GmbH, ALK
1568 15562017 G) vom 29.05.2017 hat untersucht, welche Geréu-
schimmissionen von den landwirtschaftlichen Betrieben ausgehen, die
nordlich an das geplante Wohngebiet angrenzen. Das Gutachten ist
aus Sicht des Immissionsschutzes nachvollziehbar und ist zu dem
Ergebnis gekommen, dass keine gesonderten SchallschutzmafR3nah-
men fur die zukinftige Wohnbebauung erforderlich sind. Von Seiten
des Immissionsschutzes gibt es daher zunachst (bzgl. des jetzigen

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Planungsstandes) keine weiteren Anmerkungen.

Klimaschutz

-Wohngebaude

Aus Sicht des Klimaschutzes und anderer Umweltbelange ist flachen-
sparendes Bauen ein bedeutender Faktor. Dieses kann einerseits
durch verdichtetes Bauen geschehen (was hier aus klimadkologischer
Sicht nicht sinnvoll ist; siehe Immissionen: Luft), andererseits durch
attraktive Wohnangebote, die weniger Wohnflachenverbrauch pro
Person férdern.

Die Festsetzung Nr. 6 wirkt hier kontraproduktiv, da die Anzahl der
Wohneinheiten pro Gebaude limitiert wird. So werden Bauwillige, die —
z.B. aus Motiven der Nachhaltigkeit - in kleineren Wohneinheiten leben
mdchten, in ihrer Selbstbestimmung eingeschrankt. Begrindet wird
dieses mit einer ,gebietsvertraglichen Nutzungsdichte“ und der Be-
furchtung, zu viel Anliegerverkehr zu produzieren (siehe Begriindung
Nr.5.2.4). Zur gebietsvertraglichen Nutzungsdichte sei angemerkt,
dass Wohnstrukturen im Wandel sind, Familien haufig nur auf Zeit
zusammenleben und der Trend zu Single- oder Paarwohnungen zu-
nimmt. In vielen Eigenheimen Libecks leben z.B. Senioren in viel zu
groRen Hausern, weil diese nachtraglich nur schwer in separate
Wohneinheiten aufgeteilt werden kénnen. Deshalb sollte eine flexible
Hausgestaltung, die (nachtrdglich) eine Aufteilung in mehrere
Wohneinheiten zuléasst, geférdert anstatt behindert werden. Der Anlie-
gerverkehr dirfte bei der vorgesehenen aufgelockerten Bebauung kein
wirkliches Hindernis sein.

Fazit: Aus Grunden der Nachhaltigkeit sollte Festsetzung Nr. 6 kom-
plett entfallen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans soll eine Wohnbauentwick-
lung fur Einfamilienhduser und Doppelhduser ermdglicht und somit
ein Beitrag zur Nachfrage nach freistehenden Einfamilienhdusern
und Doppelh&ausern in der Hansestadt Libeck geleistet werden. Ziel-
gruppe der Planung sind damit insbesondere Familien mit Kindern,
die sich den Wunsch eines Eigenheims mit Garten erfiillen moéchten.
Damit soll dem Trend entgegen gewirkt werden, dass diese Perso-
nengruppe mangels Angebot in verdichteten Stadtraumen in das
weitere, landlich gepragte Umland zieht. Mit letzterem sind in der
Regel ein noch hoherer Flachenverbrauch und ein weiterer Anstieg
des Verkehrsaufkommens verbunden.

Festsetzung Nr. 6 lasst in Einfamilienhausern die Realisierung von
zwei Wohneinheiten zu. Damit wird die Mdglichkeit gegeben, auf sich
wandelnde Wohnstrukturen und Wohnbedurfnisse reagieren zu kon-
nen (z.B. in Form einer Einliegerwohnung als Altenteil oder als Sin-
gle- bzw. Paarwohnung flr erwachsen gewordene Kinder). Eine Tei-
lung von Einfamilienhausern tber die Anzahl von zwei Wohneinhei-
ten hinaus ist aus stadtplanerischer Sicht nicht gewiinscht, da Ziel
des Bebauungsplans nicht die Bereitstellung von Mehrfamilienh&u-
sern mit Wohnungen fir Singles und Paare ist (s.0.). Diese sind aus
stadtplanerischer Sicht sinnvoller in zentralen stadtischen Lagen zu
realisieren.

Keine  Berlck-
sichtigung

Solaranlagen
Laut Festsetzung 11.3 sind Solaranlagen im baulichen Zusammen-

hang mit dem Hauptgebaude, mit Garagen und Gberdachten Stellplat-
zen anzuordnen. Diese Liste sollte erweitert werden durch Nebenan-
lagen wie Gerateschuppen und Gartenhduser. Das laut Begriindung
verfolgte Ziel, freistehende Anlagen zu verhindern (siehe Begriindung
5.5), wird dadurch nicht eingeschrankt.

Die Festsetzung 10.3 wird in Bezug auf die Zulassigkeit von Solaran-
lagen um Nebenanlagen ergénzt:

L~Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind im baulichen
Zusammenhang mit dem Hauptgebaude oder mit Garagen oder
Uberdachten Stellplatzen anzuordnen. Solaranlagen dirfen auch im
baulichen Zusammenhang mit Nebenanlagen angeordnet werden.
Die Pflicht zur Dachbegrinung auf Garagen, Carports und Nebenan-
lagen bleibt erhalten. Freistehende Solaranlagen, Antennen und Sa-
tellitenanlagen sind unzuldssig.”

Berticksichti-
gung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr.5. Hansestadt Libeck, Untere Wasserbehoérde (Mail vom 02.08

2017)

Niederschlagswasser

Die anstehenden bindigen Bdden sind nicht fur die Versickerung von

Niederschlagswasser geeignet, so dass ein Entwasserungskonzept

aufzustellen ist, zu dem auch eine Bemessung (nach DWA -A 117)

des erforderlichen Flachenbedarfs des Rickhaltebeckens gehort.

Folgende Punkte zur Regenwasserbewirtschaftung sollten besonders

bertcksichtigt werden und Eingang in die Planung finden:

- Darstellung der notwendigen Flachen, Mal3Bnhahmen und Anlagen,
Entwéasserungswege, FlieRrichtungen

- Hohengestaltung der benétigten Flachen (Verkehrs-, Grin- und
andere Flachen)

- Darstellung von Notiberlaufmdglichkeiten bei Starkregenereig-
nissen bzw. von Notwasserwegen

- Bemessung von (temporéren) Retentionsraumen

- Madglichkeit der multifunktionalen Flachennutzung

- MaRBnahmen zur Minimierung des Oberflachenwasserabflusses

- Risikobetrachtung fur Niederschlage, die hoher als der Bemes-
sungsniederschlag sind

Die genannten Aspekte wurden bei der Erstellung des Entwéasse-
rungskonzeptes berucksichtigt. Es sieht vor, dass das Nieder-
schlagswasser der privaten Grundstiicke Uber private Regenspei-
cherschéachte in das Regenrickhaltebecken abgegeben wird. Die
Verkehrsflachen werden direkt an das Regenriickhaltebecken bzw.
an den vom Regenrtckhaltebecken abflieBenden Kanal angeschlos-
sen. Die Vorgabe der Entsorgungsbetriebe einer gedrosselten Abga-
be von 10 I/s*ha wird eingehalten (weitere Ausfihrungen dazu unter
Stellungnahme Nr. 7/Teil B).

Berticksichti-
gung

Grundwasser

Erlaubnispflichtig sind folgende Benutzungen:

- eine Bauwasserhaltung, also das Abpumpen und damit Absenken
von Grundwasser zur Trockenlegung der Baugrube und Einleiten
des geférderten Wassers in das Grundwasser oder im Aushah-
mefall in ein oberirdisches Gewasser

- das durch Baukdrper oder BaugrubenumschlieBungen verursach-
te zeitweise oder andauernde Aufstauen, Umleiten und Absenken
von Grundwasser

- das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser (Baukdrper oder
Baustoffe, z.B. Hochdruckinjektionen, Bohrpféhle, Fundamente,
Gebaude im Grundwasser).

Es ist davon auszugehen, dass Baufirmen die Anforderungen wéh-
rend der Bauphase kennen. Eine gesonderte Festsetzung erfolgt
nicht.

Kenntnisnahme

Hinweise fir die Bauphase

Fur Grundwasserabsenkungen wahrend der Bauphase sind spéates-

Es ist davon auszugehen, dass Baufirmen die Anforderungen wah-
rend der Bauphase kennen. Eine gesonderte Festsetzung erfolgt

Kenntnisnahme
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

tens acht Wochen vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehérde
schriftlich die wasserrechtlichen Erlaubnisse einzuholen.

Nach dem Gesetz Uber die Umweltvertréaglichkeitsprufung (UVPG) ist
beim Entnehmen von Grundwasser > 5.000 m3 pro Jahr eine standort-
bezogene Vorprifung des Einzelfalls nétig. Dadurch verlangert sich
ggf. die Antragsbearbeitung entsprechend.

nicht.

Nr. 6.

Hansestadt Lubeck, Untere Bodenschutzbehétrde (Schreiben vom 21.07.2017)

Im Begriindungstext zum B-Plan-Vorentwurf (Fassung vom
05.07.2017) ist bereits ausgefiinrt, dass die zur Uberbauung anste-
henden Gartenflachen (ehem. Baumschulflachen, gehéren zur Gartne-
rei auf dem angrenzenden Grundstiick Medenbreite 33a) aufgrund des
nicht auszuschlieBenden Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln (PSM)
in der Vergangenheit als potenziell altlastenverdachtig anzusehen
sind.

Ausweislich der jetzt vom Gutachter vorgelegten Untersuchungser-
gebnisse (Gutachten vom 05.07.2017) zu dem in 9 Untersuchungs-
Teilflachen aufgeteilten Bereich des geplanten Wohnungsbaus wurden
lediglich auf einer dieser Teilflachen PSM-Spurengehalte oberhalb der
Nachweisgrenze ermittelt, die allerdings noch deutlich unter den ge-
setzlichen Prifwerten der BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung) fur Wohngebiete liegen.

Gemal § 4 (2) BBodSchV (Bundes- Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung) bedeutet die Priufwert-Unterschreitung, dass damit der Ver-
dacht einer schadlichen Bodenveranderung oder Altlast fur Wohnge-
biete insoweit ausgeraumt wird.

Vom Gutachter sind Gefahrdungen fir die Schutzgiter Mensch (Bo-
den-Direktkontakt) und  Grundwasser (Wirkungspfad Boden-
Grundwasser) dementsprechend ausgeschlossen worden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Abschliel3end wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet Munitions-
funde bzw. Kampfmittelfunde nicht von vornherein ausgeschlossen
werden kdnnen (Kampfmittelraumdienst beim Landeskriminalamt).

Eine Beteiligung des Kampfmittelrdumdienstes hat stattgefunden.
Nach visueller Auswertung der zur Verfigung stehenden alliierten
Kriegsluftbilder konnten fiir das Plangebiet keine Einwirkungen durch
Abwurfmunition (Bombentrichter, Zerstdrungen) festgestellt werden.
Es handelt sich bei der Flache um keine Kampfmittelverdachtsflache.
Fur die Entwicklung des Baugebiets bestehen aus Sicht des Kampf-
mittelrAumdienstes keine Bedenken.

Kenntnisnahme
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Prifung und Abwéagung
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Nr. 7. Entsorgungsbetriebe Liilbeck (Schreiben vom 26.07.2017 un

d vom 01.08.2017)

Die vorgesehene Flache fiur das Regenriickhaltebecken erscheint zu
gering, da die Umfahrung des RRB innerhalb der Einzaunung liegen
muss. Der Unterhaltungsweg um das Becken muss zudem befahrbar
mit ausreichenden Kurvenradien ausgebildet werden, um das RRB
von allen Seiten zur Unterhaltung erreichen zu kdénnen. Es wird gebe-
ten, aktualisierte Planungs- und Dimensionierungsunterlagen zum
RRB zur weiteren Prufung zu Ubermitteln und die Erweiterungsflache
des B-Plans auch weiterhin fiir die Dimensionierung des RRB zu be-
ricksichtigen.

Die Anforderungen an die Dimensionierung und Planung des Regen-
ruckhaltebeckens wurden im Anschluss an die Stellungnahme in
einem Besprechungstermin geklart. Das Entwésserungskonzept
wurde entsprechend angepasst.

Es sieht vor, dass das Niederschlagswasser der privaten Grundsti-
cke Uber private Regenspeicherschachte in das Regenriickhaltebe-
cken abgegeben wird. Die Verkehrsflachen werden direkt an das
Regenriickhaltebecken bzw. an den vom Regenrickhaltebecken
abflieBenden Kanal angeschlossen. Die Vorgabe der Entsorgungsbe-
triebe einer gedrosselten Abgabe von 10 I/s*ha wird eingehalten.

Die Planungen des Regenriickhaltebeckens sehen einen 4 m breiten
Streifen fur einen umlaufenden Weg zur Unterhaltung vor. Die Fla-
chen sollen eingezaunt und zur 6ffentlichen StralRenverkehrsflache
mit einer Hecke eingegriint werden.

Berticksichti-
gung

In der Ubermittelten Bemessung des Regenrlckhalteraums ist der
mittlere Drosselabfluss mit 51,8 I/s angegeben, in den Planunterlagen
des Vorentwurfs mit 36 I/s — es wird um Prifung gebeten.

Das Entwasserungskonzept wird gepruft und der Wert entsprechend
angeglichen.

Berticksichti-
gung

Auf die im Aktenvermerk vom 26.08.2016 und dem Vermerk zum Auf-
taktgesprach vom 23.03.2017 dokumentierten Hinweise und Dimensi-
onsgroRen wird verwiesen.

Die Hinweise sind bei der Uberarbeitung des Entwasserungskon-
zepts entsprechend bertcksichtigt worden.

Berticksichti-
gung

Das Leitungsrecht zu den Flurstiicken 6/67 und 6/56 sowie zur
Erweiterungsflache ist mit der Satzung zu regeln.

Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zu Gunsten der EBL sollen in
einer Breite von 4,00 m festgesetzt werden, um spater eine gegebe-
nenfalls erforderliche Erneuerung der Leitungen durchfiihren zu kon-
nen.

Die beiden festgesetzten Leitungsrechte zugunsten der EBL werden
in der textlichen Festsetzung Nr. 7.2 geregelt.

Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird entsprechend auf 4m ver-
breitert.

Berticksichti-
gung

Das Regenrickhaltebecken ist in der Planzeichnung als Flache fir
Entsorgungsanlagen (gelb) mit der Zweckbestimmung Abwasser dar-
zustellen.

Die Darstellung des Regenrickhaltebecken als Flache fur Versor-
gungsanagen mit der Zweckbestimmung Abwasser wird in der Plan-
zeichnung mit aufgenommen.

Berticksichti-
gung

Die Flache ist in der erforderlichen Grof3e, einschl. Umfahrungsmaog-
lichkeit festzusetzen. In Anlehnung an die Stellungnahme des Berei-

Das Regenriickhaltebecken wird auf die andere StralRenseite verlegt.
Eine 4 m breite Umfahrungsmadglichkeit wird vorgesehen.

Berticksichti-
gung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

ches Stadtgrin und Verkehr kdnnte durch eine Verschiebung der
Grunflache/Wegeflache ausreichend Platz fur die VergroRerung des
Beckens, einschlie3lich Umfahrung gewonnen werden. Ein Abstim-
mungsgesprach mit dem ET und Planer ist fir den 23.08.2017 vorge-
sehen.

In der Begriindung zum Bebauungsplan sollte der Hinweis auf den
gedrosselten Abfluss fir Niederschlagswasser von 10 l/s*tha aufge-
nommen werden.

Der Hinweis Uber den gedrosselten Niederschlagswasserabfluss wird
mit aufgenommen.

Berilicksichti-
gung

Das Leitungsrecht L2 muss zugunsten der HL-Entsorgungsbetriebe
vorgesehen werden, da dort spater offentliche Entsorgungsleitungen
verlegt werden sollen.

Die textliche Festsetzung Nr. 7.2 wird wie folgt klargestellt:

sDie mit ,Leg “ bezeichneten Fldchen sind mit einem Leitungsrecht
zugunsten der Entsorgungsbetriebe Libeck zu belasten; dieses um-
fasst auch das Betretungs- und Befahrungsrecht der Flachen fir
Wartung und Pflege der Leitungen. Geringflgige Abweichungen von
der Lage des festgesetzten Leitungsrechtes kdnnen zugelassen wer-
den.”

Berticksichti-
gung

Nr. 8.

Hansestadt Libeck, Schule und Sport (Schreiben vom 13.07.2017)

Das Plangebiet liegt im Grundschuleinzugsbereich der Schule
Schénbdcken und soll — gem. den Ausflihrungen — eine Neubebauung
von 66 Wohneinheiten ermdglichen.

Aus der Sicht des Bereichs Schule und Sport bestehen fir die Aufstel-
lung des Bebauungsplans keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 9. Hansestadt Libeck, Archaologie und Denkmalpflege (Schre

iben vom 21.07.2017)

Es handelt sich hier um im Untergrund ungestdrte Landschaftsteile, in
denen archéaologische Kulturdenkmale, vor allem aus der Vor- und
Frihgeschichte erwartet werden koénnen. Systematische arch&ologi-
sche Prospektionen sollen hier gerade erst begonnen werden. Es ist
nicht auszuschlieRen, dass neue Fundstellen im Plangebiet zu erwar-
ten sind. Vor Veranderungen und Bodeneingriffen sind daher weitere
Prospektionen durchzufiihren, die die archéologische Relevanz Uber-
prufen missen. Bei entsprechender Befundlage sind vorherige ar-

chéologische Grabungen gem. Denkmalschutzgesetz SH vorzusehen.

Die Hinweise werden in die textlichen Festsetzungen unter ,Hinwei-
se“ und in die Begriindung aufgenommen.

Berticksichti-
gung
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Vor Bodeneingriffen ist die rechtzeitige Information der Oberen Denk-
malschutzbehdrde, Abteilung Archéologie, Uber den aktuellen Baube-
ginn zwingend erforderlich. Funde sind gem. § 15 DSchG S-H umge-
hend zu melden.

Diese Hinweise sind entsprechend inhaltlich in die Begriindung aufzu-
nehmen.

Nr. 10. Hansestadt Libeck, Stadtgrin und Verkehr (Schreiben vom

26.07.2017)

In der Begriindung wird unter Pkt. 5.4.1 ein 2,50 m breiter umlaufender
FuRweg erwahnt. Die Planzeichnung stellt einen 5,00 m breiten Griun-
streifen dar.

Der Bereich Stadtgriin und Verkehr regt an, zu verdeutlichen, dass
sich der 2,50 m breite befestigte Ful3weg in der 5,00 m breiten Grin-
flache befindet.

Innerhalb der 6ffentlichen Grunflache ist die Anlage eines Fuf3- und
Radwegs zum Zwecke der Naherholung fir die zukinftigen Bewoh-
ner geplant. Der geplante Ful3-/Radweg wird ohne Normcharakter in
die Planzeichnung eingetragen.

Die Umsetzung durch den Vorhabentrager wird Gber einen Erschlie-
Bungsvertrag gesichert.

Der Weg wird mit wasserdurchlassigem Belag ausgefihrt (wasser-
gebundene Decke).

Berticksichti-
gung

Unabhangig davon wird nach wie vor gefordert, sich im B-Plan-
Verfahren der Diskussion zu stellen, den Ful3weg sudlich des Knicks
verlaufen zu lassen, so wie es —zumindest gemal stadtebaulichem
Konzept- auch fir die stid-westliche Wegeverbindung méglich ist.

In einem Abstimmungsgesprach zwischen den zustéandigen Berei-
chen wurde dargelegt, dass ein Verlauf des Ful3-/Radweges auf der
stidwestlichen Seite des Knicks zu einer Beeintrachtigung der dort
gelegenen Ausgleichsflache fihren wirde. Der Ful3-/Radweg ver-
bleibt daher auf der norddstlichen Seite des Knicks. Der Knick dient
als Abschirmung der Ausgleichsflache vom Ful3- und Radweg.

Keine  Beriick-
sichtigung

Damit dieser FulRweg und die 5,00 m breite offentliche Grunflache
(gemal Planzeichnung) insgesamt an der geplanten Stelle entfallen
kann, sollte eine andere Variante auch bedacht werden: Wenn diese
5,00 m dem StraBenraum der Planstral3e 1 zugeschlagen wird, hatte
man eine Stralenbreite von 7,10 m + (5,00 m / 2) = 9,60 m. Dadurch
kénnte man im o6ffentlichen Verkehrsraum eine gute und eingegrinte
Verbindung fir FuBgénger schaffen. Damit wirde die parallel verlau-
fende, doppelte ErschlieBung fir FuRganger entfallen, die der Bereich
Stadtgruin und Verkehr als nicht notwendig erachtet.

Der FuRR-/Radweg dient der Naherholung der zukinftigen Bewohner
des Wohngebiets. Er ist bewusst abseits des offentlichen Straf3en-
raums geplant worden, um Mdglichkeiten zur Bewegung und zum
Erleben an der Nahtstelle zur Landschaft anbieten zu kénnen.

Keine Beriick-
sichtigung

Die Begrundung erlautert unter Pkt. 5.3.3, dass rd. 30 offentliche
Parkplatze in der Verkehrsflache untergebracht werden sollen. Weiter-

Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Planung wird in den stadtebau-
lichen Entwurf der aktuelle Stand der Planungen zu den Baumen,

Bertcksichti-
gung
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hin sollen gemaf 5.4.2 fur mindestens 15 Baume im offentlichen Stra-
Renraum Pflanzbindungen geschaffen werden.

Der Bereich Stadtgrin und Verkehr empfiehlt, die Baume und Park-
platze im stadtebaulichen Konzept zeichnerisch darzustellen, weil von
dort aus angezweifelt wird, dass aufgrund der wiinschenswerten Bau-
me und der spateren Zufahrten die Unterbringung von derart vielen
Parkplatzen tatsachlich erreicht werden kann.

den Besucherparkplatzen und den Zufahrten im 6ffentlichen Stral3en-
raum eingetragen.

Unter Pkt. 7.2 der Begrindung werden u.a. mittelbare Kosten aufge-
fuhrt. In diesem Fall werden vorzufinanzierende ErschlieRungs- und
AusgleichsmalRRnahmen erwahnt.

Der Bereich Stadtgriin und Verkehr fordert flr die Transparenz in Be-
zug auf die Haushaltsklarheit und -wahrheit, auch die aufgrund der zu
Ubernehmenden offentlichen Verkehrsflachen steigenden Unterhal-
tungskosten aufzufiihren. Grundsatzlich gelten 1,20 EUR/m?/a als
realistischer Wert fir die Unterhaltung von 6ffentlichen Flachen.

In der Begriindung wird darauf hingewiesen, dass durch die Planung
mittelbare Kosten bei der Stadt ausgeldst werden. Eine genaue Kos-
tenbezifferung wird nicht vorgenommen, da diese nicht zielflihrend ist
und fortwahrenden Preisentwicklungen unterliegt.

Berticksichti-
gung

Im Rahmen der Auftaktveranstaltung wurde durch den Bereich Stadt-
grun und Verkehr ein Verkehrsgutachten angeregt (siehe dazu Proto-
koll vom 17.03.2017). Es liegt zwar eine Uberschlagige Vorab-
Einschatzung des Sachgebiets Verkehrseinrichtungen vor, die positiv
und unkompliziert klingt. Das planende Biuro ist jedoch per Mail am
17.03.2017 um Uberprifung und Beurteilung gebeten worden. Das
Ergebnis liegt bisher im hiesigen Bereich nicht vor.

Der Bereich Stadtgrin und Verkehr bittet, hierzu Erlauterungen in die
Begrindung mit aufzunehmen, so dass bestenfalls dargestellt werden
kann, dass keine negativen Auswirkungen auf den Verkehrsabfluss
unter Berucksichtigung der benachbarten vorhandenen Signalanlagen
entstehen.

Die Begrindung wird um folgende Erlauterungen gemaR Einschat-
zung des beauftragten Verkehrsgutachters erganzt:

In einer gutachterlichen Einschéatzung zur Verkehrsplanung wurde die
Leistungsfahigkeit des vorhandenen Stral3ennetzes unter Berilck-
sichtigung der geplanten Wohngebietsentwicklung untersucht.

Das Plangebiet schlief3t ca. 80 m nordwestlich der Kreuzung Steinra-
der Damm / Hofland / Dornbreite an die Stral3e Dornbreite an. In
einer Verkehrserhebung am 29.11.2016 wurde an diesem Knoten-
punkt eine Verkehrsbelastung von rund 800 Fahrzeugen/Stunde in
der Spitzenstunde (nachmittags 16.00 bis 17.00 Uhr) ermittelt. Die
Dornbreite wird wahrend der Spitzenstunde gemaR der vorgenom-
menen Erhebung von 262 Fahrzeugen frequentiert. Damit ist die
vorhandene Lichtsignalanlage fur die Ausfahrt Dornbreite derzeit zu
lediglich 30 — 40 % ausgelastet.

Die Stellungnahme prognostiziert durch die Entwicklung des Wohn-
gebiets einen zusatzlichen maximalen Ziel- und Quellverkehr in der
nachmittaglichen Spitzenstunde von ca. 40 Fahrzeugen/Stunde. Dies
bedeutet im Bereich des Knotenpunkts eine Zunahme des Verkehrs
im Zeitraum der Spitzenstunde in die Dornbreite hinein von zwei

Berticksichti-
gung
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Fahrzeugen pro drei Minuten.

Die gutachterliche Einschéatzung kommt zu dem Ergebnis, dass das
vorhandene Stralennetz im Untersuchungsgebiet ausreichend leis-
tungsfahig ist, um den zu erwartenden Mehrverkehr durch die ge-
plante Entwicklung aufzunehmen. Die Ausfahrt Dornbreite der vor-
handenen Lichtsignalanlage am Steinrader Damm wird auch zukinf-
tig unterhalb von 50% ausgelastet sein.

In der Zeichenerklarung zum B-Plan wird von einer ,Stralenverkehrs-
flache mit besonderer Zweckbestimmung; Verkehrsberuhigter Bereich*
gesprochen.

Die Stralenverkehrsbehorde empfiehlt, den Begriff ,Verkehrsberuhig-
ter Bereich“ herauszunehmen, da ansonsten ,der Laie® bereits eine
Festlegung der Beschilderung im Sinne der StVO (Beschilderung mit
VZ 325) erwartet.

In der Begriindung wird unter Pkt. 5.3.1 von einer ,Wendeanlage als
verkehrsberuhigte Mischverkehrsflache* gesprochen.

-> Auch diese Formulierung wird von Seiten der Stral3enverkehrsbe-
horde als ungliicklich gehalten, weil auch dadurch ggf. irrttimlich impli-
ziert wird, dass die Wendeanlage Teil eines verkehrsberuhigten Be-
reichs im Sinne der StVO wird. In diesem Zusammenhang wird noch-
mals an die Auftaktveranstaltung und das dazugehérige Protokoll, in
dem es heifdt: ,Lange der T30-Zone sollte mit Frau Wenzel (StralRen-
verkehrsbehdrde) abgestimmt werden -> Verlangerung T30 bis Wen-
dehammer zu Uberlegen® erinnert.

Die Formulierung der Zweckbestimmung wird geéndert in ,Bereich
mit verkehrsberuhigenden MalRnahmen®.

Berticksichti-

Erganzung Mail vom 26.07.2017

In der Begriindung wird unter Punkt 5.4.1 geschrieben: ,Im Zentrum
des Plangebiets wird eine private Grunflache mit der Zweckbestim-
mung Spielplatz zur Deckung des Spielplatzbedarfs festgesetzt.”

> Der Bereich Stadtgrin und Verkehr bewertet den Spielplatzbedarf
und die Qualitdt von Spielplatzflachen als héher und fordert eine
Spielplatzflache von der doppelten GroR3e, also statt bisher ca. 1
Grundstuick, dann 2 Grundstiicke fir einen Spielplatz, einzuplanen.

Es handelt sich um einen privaten Spielplatz. Er stellt damit ein zu-
satzliches Angebot fiir das Wohngebiet dar. Die im Baugebiet festge-
setzte Flache fir den Spielplatz umfasst eine Groflze von rund 550
m?. Zusatzlich sind im Plangebiet die Anlage einer SpielstraBe auf
einer Flache von rund 4.000 m? und einer 6ffentlichen Griinflache mit
FuRR-/Radweg auf rund 2.000 m? Flache vorgesehen.

Das Angebot an Flachen zum Spielen wird als ausreichend gewertet.
Néhere Erlauterungen siehe unter Stellungnahme Nr. 4/Teil B.
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 11. Hansestadt Liibeck, Stabsstelle Stadtentwicklung (Mail vom

13.07.2017)

Die Stabsstelle Stadtentwicklung weist auf den Burgerschaftsbe-
schluss zur Erfullung des geférderten Wohnungsbaus hin (30 % der
Bruttogeschossflache der Geschosswohnungen). Auch wenn aus
stadtebaulichen Grinden diese Flache nicht fir Geschosswohnungs-
bau geeignet ist, sollten doch flachensparende Angebote, wie Reihen-
hauser nicht ausgeschlossen sein. Die Abstimmungen sowohl mit den
Investoren als auch der stadtischen Wohnungsbaugesellschaft zeigen
leider keine Bereitschaft, z. B. Reihenhdauser im 2. Férderweg zu reali-
sieren. Planungsrechtlich sollten diese Mdéglichkeiten jedoch ermdg-
licht werden.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans soll eine Wohnbauentwick-
lung fur Einfamilienhduser und Doppelhduser ermdglicht und somit
ein Beitrag zur Nachfrage nach freistehenden Einfamilienhdusern
und Doppelhdusern in der Hansestadt Libeck geleistet werden. Da-
mit flgt sich das neue Wohngebiet in sein stadtebauliches Umfeld
ein. Das sich ostlich und sudostlich anschlieBende Wohngebiet an
der Dornbreite mit den umgebenden Stral3en ist ausschliel3lich von
freistehenden Einfamilienhdusern oder Doppelhdusern gepragt. Das
geplante Wohngebiet erganzt somit den vorhandenen Siedlungsbe-
reich an der Dornbreite.

Die Festsetzung von verdichtetem Wohnungsbau, z.B. in Form von
Reihenhé&usern, wird fir zentralere Standorte empfohlen.

Keine Berlick-
sichtigung

Aus Griunden des flachensparenden Bauens regen die Einwender
weiterhin an, flr das Baufeld mit der Bezeichnung WA2 sowie fir die
unmittelbar an die bestehende Doppelhausbebauung an der Meden-
breite angrenzende Bauflache WAL sowohl Doppel- als auch Einzel-
hausbebauung zuzulassen und es der Vermarktung zu Uberlassen,
wie die Nachfrage erfullt werden kann. Es ware auch zu tberlegen, ob
die Mindestgrundstiicksgrof3e noch etwas reduziert werden kann, da-
mit moglichst viele Wohneinheiten auf der Flache gebaut werden kon-
nen.

Die Festsetzung zur ausschlie3lichen Zulassigkeit von Doppelhdu-
sern wurde getroffen, um die Realisierung von Doppelhdusern sicher
zu stellen. Aufgrund der aktuell vorherrschenden Nachfrage an frei-
stehenden Einfamilienhdusern wére zu befurchten, dass bei der
Vermarktung ohne die Regelung nur Einfamilienhduser realisiert
werden wirden. Doppelhduser kdnnen jedoch kostengunstiger ge-
baut werden und ermdglichen damit einer breiten Bevdlkerungs-
schicht den Eigentumserwerb und gartenbezogenes Wohnen.

Es bleibt somit bei der Vorgabe von acht Doppelhaushalften. Diese
Wohnform ermdglicht zudem weiteren Zielgruppen die Eigentumsbil-
dung, da die Gebaude auf kleineren Grundstiicken errichtet werden
und entsprechend fir einen geringeren Preis erworben werden koén-
nen.

Keine Bertick-
sichtigung

Nr. 12. Hansestadt Lubeck, Verkehrsplanung (Schreiben vom 25.07.

2017)

B-Plan 23.19.00 — Teil A = Planzeichnung
An der Einmindung zur Dornbreite sind die Schleppkurven (Mullfahr-
zeug) zu prifen und die StraRenverkehrsflache ggf. anzupassen.

Die Schleppkurven wurden in der Planung Uberprift und sind fur
ein,3-achsiges-Millifahrzeug“ nachgewiesen.

Keine Berick-
sichtigung

Fur die Wegeverbindungen mit Gehrecht ist ein Fahrrecht fir den
Radverkehr zu sichern.

In der Planzeichnung und in der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 wird
das Fahrrecht fir den Radverkehr erganzt.

Bertcksichti-
gung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Begriindung — 2.1 Verkehrliche Erschlieung

Hier wird lediglich die Kfz-ErschlieRung dargestellt.

Hinweise auf Wegeverbindungen fir den Ful3- und Radverkehr sowie
auf die Erreichbarkeit des Hauptbahnhofs (ca. 10 Minuten mit dem
Kfz, ca. 12 Minuten mit dem Fahrrad) fehlen.

Die Hinweise werden in die Begriindung eingearbeitet.

Berticksichti-
gung

2.1 OPNV-Anbindung

Textvorschlag: ,Die Anbindung an den OPNV entspricht den Vorgaben
des aktuellen Regionalen Nahverkehrsplans.

Sudlich des Plangebiets (rund 40 m von der Einmindung der Plan-
stral3e entfernt) befindet sich die Bushaltestelle Bauernweg. Die Halte-
stelle wird derzeit von den Stadtbuslinien 2 und 12 bedient. Hierdurch
kann der Lubecker Hauptbahnhof in einem halbstindigen Takt in rund
15 Minuten erreicht werden.*

Die Hinweise werden in die Begriindung eingearbeitet.

Berilicksichti-
gung

Sonstiges (moglichst extern zu sichern)

Der Knotenpunkt ,Zufahrt von der Dornbreite/ Planstral3e 1/ Planstra-
Re 2" ist so zu gestalten, dass die Vorfahrt eindeutig und intuitiv zu
erkennen ist.

Im Bebauungsplan wird die Verkehrsflache planungsrechtlich gesi-
chert. Die detaillierte Stralenplanung und -gestaltung erfolgt in der
dem Bauleitplanverfahren nachgeordneten ErschlieBungsplanung.

Es ist vorgesehen, die T-Einmindung als rechts-vor-links Einmun-
dung zu betreiben.

Kenntnisnahme

Parkstéande

Im Bereich der Ausfahrten der Wegeverbindungen mit Gehrecht in die
StralRenverkehrsflache sollten aus Griinden der Verkehrssicherheit im
offentlichem Stralenraum keine Pkw-Parkstéande angeordnet werden.
Im Bereich des Spielplatzes sollten aus Griinden der Verkehrssicher-
heit weder auf 6ffentlichem noch auf privatem Grund Pkw-Parkstande
angeordnet bzw. zugelassen werden. Die Pkw-Parkstéande fur die
Bewohnerlnnen sind auf den Privatgrundstiicken herzustellen.

Im Bebauungsplan wird die Verkehrsflache planungsrechtlich gesi-
chert. Eine mdgliche Anordnung der Parkstande ist dem stadtebauli-
chen Entwurf zu entnehmen. Demnach sind im Bereich des Spiel-
platzes keine Pkw-Parkstande vorgesehen. Die Parkstande im Stra-
Renraum dienen den Besuchern.

Keine  Berlick-
sichtigung

Nr. 13. Deutsche Telekom (Schreiben vom 12.07.2017)

Gegen die o.a. Planung haben die Einwender keine Bedenken, weite-
re folgende Hinweise bitten sie aber zu beachten:

Generell gilt fir zukunftige Baugebiete folgender Grundsatz: Die Tele-
kom prift die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im
Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prifung wird die Telekom eine

Die Erlauterungen werden zur Kenntnis genommen.

Tlw. Berlicksich-
tigung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Ausbauentscheidung treffen.

Vor diesem Hintergrund behalt sich die Telekom vor, bei einem bereits
bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch ei-
nen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu
verzichten. Die Versorgung der Blrger mit Universaldienstleistungen
nach § 78 TKG wird sichergestellt.

Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, wird gebeten, aus wirt-
schaftlichen Grinden sicherzustellen,

« dass fir die hierfir evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in den
Gebauden von den Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, um dem
politischen Willen der Bundesregierung Rechnung zu tragen, allen
Bundesbirgern den Zugang zu Telekommunikationsinfrastruktur =>50
MB zu ermaoglichen,

» dass flir den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschlie-
Bungsgebiet eine ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der kinfti-
gen StralRen und Wege moglich ist,

« dass auf Privatwegen (Eigentimerwegen) ein Leitungsrecht zuguns-
ten der Telekom Deutschland GmbH eingerdumt und im Grundbuch
eingetragen wird,

» dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung
der Tiefbaumalinahmen fir Straenbau und Leitungsbau durch den
ErschlieBungstrager erfolgt,

» dass Beginn und Ablauf der ErschliefungsmaRnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so friih wie
mdglich, mindestens 8 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt
werden.

Der Hinweis wird im Bebauungsplan unter Hinweise aufgenommen
und an den Grundstucksentwickler weitergereicht.

Die Festsetzung von Leitungsrechten auf Privatwegen ist nicht erfor-
derlich. Die ErschlieBung kann von den Anliegern uber privatrechtli-
che Vereinbarungen geregelt werden.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an den Grund-
stiicksentwickler weitergereicht.
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 14. Handwerkskammer (Schreiben vom 13.07.2017)

Sollten durch die Flachenfestsetzungen Handwerksbetriebe beein-
trachtigt werden, wird sachgerechter Wertausgleich und frihzeitige
Benachrichtigung betroffener Betriebe erwartet.

Handwerksbetriebe sind von der Planung nicht betroffen.

Kenntnisnahme

Nr. 15. Landesamt fir Landwirtschaft, Umwelt und l&ndliche Rdume — Untere Forstbehdrde (Schreiben vom 31.07.2017)

Wald und Landeswaldgesetz

Von dem Vorentwurf des Bebauungsplans sind Waldflachen, gem. § 2
Waldgesetz fir das Land Schleswig-Holstein (LWaldG) vom
05.12.2004, zuletzt gedndert am 23.06.2016 (GVOBI. 2016, Nr. 7,
S.184), unmittelbar betroffen.

Auf dem Flurstlick 6/78, Flur 2, Gemarkung Schonbdcken der Hanse-
stadt Lubeck befindet sich Wald, im Sinne des LWaldG. Diese Wald-
flache setzt sich auf dem in ndrdliche Richtung angrenzenden Flur-
stiick 6/63, der Flur 2, Gemarkung Schonbdcken der Hansestadt
Libeck bis an das bestehende Gebaude, das durch die Stadtwerke fiir
Anlagen zur Stromversorgung genutzt wird, fort.

Zur groben Orientierung hat der
Einwender in der nebenstehenden
Abbildung einen Luftbildausschnitt
beigefugt (rot markierte Flache;
nicht lage- und maf3stabsgetreu).

Es handelt sich um eine Laubholz-
Waldflache, unter anderem beste-
hend aus Birken und Buchen mittle-
ren Baumalters.

In der textlichen Kurzbeschreibung
wird auf Seite 3 darauf verwiesen, s
dass es sich bei dem Flurstlick 6/78, der Flur 2, Gemarkung Schonbo—
cken der Hansestadt Lubeck um eine Flache mit festgesetzten Aus-
gleichs- und ErsatzmafRnahmen handelt.

Die Flache ist bislang in der Begriindung im Bebauungsplan nicht als

Das Flurstuck 6/78 umfasst Flachen am Steinrader Damm sowie an
der Dornbreite. Die Flachen
am Steinrader Damm sind
Flachen mit festgesetzten
Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen und liegen nicht im
Geltungsbereich des B-Plans
(s. Abb. 1 in Kap. 3 des Um-
weltberichts).

Die Flachen an der Dornbreite
sind keine Flachen mit festge-
setzten Ausgleichs- und Er-
satzmalinahmen, aber Wald-
flachen und liegen innerhalb

J des Geltungsberelches D|e Begrundung wird entsprechend ergénzt.

Berticksichti-
gung
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Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Waldflache dargestellt oder beschrieben worden. Der vorliegende
Waldfléachenstatus ist daher nachtraglich aufzunehmen. Eine textliche
Korrektur der ist daher in jedem Fall erforderlich.

Waldumwandlung

Durch den geplanten Entwurf des Bebauungsplans 23.19.00 wird, in
allen bislang existierenden Planungsvarianten 1 bis 3, die Inanspruch-
nahme dieser bestehenden Waldflache angedacht.

Das Planungsgebiet, welches vorrangig eine Realisierung von ca. 50
Einfamilienhdusern bezweckt, soll Gber die Strale ,Dornbreite” ver-
kehrlich durch eine Stral3e sowie einen FulBweg erschlossen werden.
Hierdurch wird die Waldflache zerschnitten und der Waldflachenstatus
aufgehoben.

Fur die Inanspruchnahme dieser innerhalb des Plangeltungsbereichs
befindlichen Waldflache ist eine Umwandlung von Wald forstbehérdli-
cherseits erforderlich. Die Durchfiihrung des Waldumwandlungsver-
fahrens stellt ein gesondertes Genehmigungsverfahren der Unteren
Forstbehdrde dar.

GemalR § 9 Abs. 1 LWaldG darf Wald nur mit vorheriger Genehmigung
der Forstbehérde und im Einvernehmen der zustandigen Unteren Na-
turschutzbehdérde abgeholzt, gerodet oder auf sonstige Weise in eine
andere Nutzungsart (hier: 6ffentliche Grunflache und Verkehrsflache)
umgewandelt werden.

Der Einwender weist ausdricklich darauf hin, dass die Waldumwand-
lungsgenehmigung erst nach Rechtskraft des Bebauungsplans erteilt
werden kann. Eine Entnahme der Waldbdume kann stets erst nach
erteilter Waldumwandlungsgenehmigung und unmittelbar vor Umset-
zung der baulichen MalRBnhahme erfolgen.

Der Antrag auf Waldumwandung sollte zeitlich ausreichend vorher von
der waldbesitzenden Person bei der Unteren Forstbehérde gestellt
werden und muss neben den Unterlagen (Planen, Karten, Beschrei-
bungen) alle Angaben enthalten, die zur Beurteilung der Waldum-
wandlung erforderlich sind.

Im weiteren Planverfahren wird ein Waldumwandlungsverfahren an-
gestrebt.

Berticksichti-
gung
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Ersatzaufforstung

Gemall § 9 Abs. 6 LWaldG besteht fir die Waldinanspruchnahme
auch die Verpflichtung eine Ersatzaufforstung zu erbringen. Die Er-
satzaufforstungsflachen sind bereits im Umwandlungsantrag entspre-
chend anzugeben.

Die Ersatzaufforstung ist auf einer Flache zu erbringen, die nicht Wald
ist und die dem umzuwandelnden Wald nach naturraumlicher Lage,
Beschaffenheit und kinftiger Funktion gleichwertig ist oder werden
kann. Ziel der Ersatzaufforstung ist der Aufbau eines naturnahen
standortgerechten Waldes mit hinreichendem Anteil standortheimi-
scher Baumarten unter Verwendung geeigneten forstlichen Vermeh-
rungsgutes (8 5 Abs. 2 Nr. 3 LWaldG).

Gemal § 10 LWaldG ist fur die erforderliche Ersatzaufforstung ein
Antrag auf Erstaufforstung bei der Unteren Forstbehérde einzureichen.
Fur die Antragstellung bendtigt die Forstbehdrde ebenfalls detaillierte,
flachengenaue Darstellungen (Karten) sowie das Einvernehmen der
zustandigen Unteren Naturschutzbehérde.

Es bietet sich an, die Antragstellung auf Erstaufforstung sowie die
Durchfihrung der Ersatzaufforstungsmaflinahme vor der tatséchlichen
Realisierung der Waldumwandlung durchzufiihren, da die Ersatzauf-
forstungsflachen damit gesichert sind.

Im weiteren Planverfahren werden Flachen fir Ersatzaufforstungen
ermittelt. Voraussichtlich stehen geeignete Flachen in Niendorf-
Moorgarten zur Verfugung.

Berticksichti-
gung

FNP-Anderung

Von dem Vorentwurf der 130. Anderung des Flachennutzungsplanes
sind aktuell Waldflachen, gem. § 2 Waldgesetz fur das Land Schles-
wig-Holstein  (LWaldG) vom 05.12.2004, zuletzt geé&ndert am
23.06.2016 (GVOBI. 2016, Nr. 7, S.184), betroffen.

Der derzeit gultige Flachennutzungsplan von 1990 weist innerhalb des
Plangeltungsbereiches ,Flache fur Landwirtschaft® sowie ,Flache fur
Versorgung (Elektrizitdt)* aus. Diese Darstellung soll durch die 130.
Anderung des Flachennutzungsplanes in ,Wohnbauflache* und wei-
terhin in ,Flache fur Versorgung (Elektrizitat)* gedndert werden.

Der Einwender verweist an dieser Stelle vollumfanglich auf die schrift-
lichen Ausfuhrungen in der Stellungnahme zum zugehdérigen Bebau-
ungsplan 23.19.00 ,Dornbreite / Medenbreite*.

Im weiteren Planverfahren wird ein Waldumwandlungsverfahren an-
gestrebt.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nur unter der Voraussetzung, dass fir die in Anspruch genommene
Waldflache ein gesondertes Verfahren zur Umwandlung von Wald,
gemaR § 9 LWaldG, vollzogen wird, bestehen gegen die 130. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes, aus forstfachlicher Sicht, keine wei-
teren Bedenken.

Nr. 16. Landwirtschaftskammer (Schreiben vom 12.07.2017)

Aus agrarstruktureller Sicht bestehen zu der Bauleitplanung keine
Bedenken bzw. Anderungswuinsche.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 17. Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, KampfmittelrAumdienst (Schreiben vom 26.07.2017)

In der Stadt Lubeck sind Kampfmittel nicht auszuschlief3en.

Vor Beginn von Tiefbauarbeiten wie z.B. Baugruben/ Kanalisation/
Gas/ Wasser/ Strom und Stral3enbau ist die o.a. Flache/ Trasse gem.
Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmit-
tel untersuchen zu lassen.

Die Untersuchung wird auf Antrag des Landeskriminalamts, Dezernat
33, Sachgebiet 331, Muhlenweg 166, 24116 Kiel durchgefihrt.

Es wird gebeten, den Bautrager darauf hinzuweisen, dass er sich frih-
zeitig mit dem Kampfmittelrdumdienst in Verbindung setzen sollte,
damit Sondier- und Raummafnahmen in die BaumaflRnahmen einbe-
zogen werden kénnen.

Der Kampfmittelrdumdienst wurde beteiligt. Fir die Entwicklung des
Baugebiets bestehen aus Sicht des KampfmittelrAumdienstes keine
Bedenken, siehe Ausfiihrungen unter Stellungnahme Nr. 6/Teil B.

Berticksichti-
gung

Nr. 18. Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus (Schreiben vom 21.07.2017)

Gegen die 130. Anderung des Flachennutzungsplans und den Bebau-
ungsplan Nr. 23.19.00 der Hansestadt Libeck bestehen in verkehrli-
cher und stralRenbaulicher Sicht nur dann keine Bedenken, wenn der
nachstehende Punkt beriicksichtigt wird:

Der Einwender geht davon aus, dass bei der Prifung der Notwendig-
keit bzw. der Festlegung von Schallschutzmafinahmen die zu erwar-
tende Verkehrsmenge auf der Bundesautobahn Al (BAB Al) berick-
sichtigt wird und das Bebauungsgebiet ausreichend vor Immissionen
geschutzt ist.

Immissionsschutz kann vom Baulasttrager der BAB Al nicht gefordert
werden.

In Larmkartierungen zur Umsetzung der Umgebungslarmrichtlinie
2002/49/EG ist zu erkennen, dass die Autobahn Al als Hintergrund-
gerausch mit 55-60 dB(A) im sudlichen Bereich des geplanten
Wohngebiets noch wahrnehmbar sein wird. Der betroffene Bereich
umfasst insbesondere die ErschlieBungsstrafle und das geplante
Regenriickhaltebecken, ggf. am Rande auch noch Teilbereiche eines
sudwestlichen Wohngrundstiicks.

Mit der vorliegenden Planung sind keine Forderungen von Immissi-
onsschutzmaflinahmen an den Baulasttrager der BAB Al verbunden.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 19. Netz Libeck (Schreiben vom 24.7.2017)

Auf dem Grundstiick der Stadtwerke Lubeck GmbH ,Flache fir Ver-
sorgungsanlagen® befindet sich der Mittelspannungsstitzpunkt ,,Dorn-
breite“ der Einwender, welcher die Stromversorgung eines Stadtteilge-
biets der Hansestadt Lubeck gewdhrleistet. Das Grundstick dient
ausschlieBlich als Standort fiir Versorgungsanlagen und deren Betrieb.

Die relativ dynamische Entwicklung des Umfeldes in den letzten 10
Jahren, insbesondere die Gewerbegebiete in Roggenhorst, zwingen
zu Anpassungen im Versorgungsnetz. Ein Anlagenausbau zur Aufstel-
lung eines 110kV/10 KV-Transformators ist mittelfristig geplant.

Die Einwender weisen darauf hin, dass die im Bebauungsplan festge-
legte Teilmarkierung ,Umgrenzung von Flachen fir die Erhaltung von
Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen® aufgrund o.g.
Erlauterung zu léschen ist.

Die Erfullung des offentlichen Auftrags zur Energieversorgung der
Stadtwerke Lubeck GmbH ist sicher zu stellen. Die Planung wird
entsprechend des geplanten Ausbaus geéndert. Zur Klarstellung des
vorgesehenen Ausbaus wird ein Baufenster auf dem Grundsttick der
Stadtwerke Libeck GmbH mit einer zulassigen Grundflache von 550
m® erganzt. Damit sich die Bebauung auf der Versorgungsflache
auch zuklnftig in das Umfeld einfligt und stadtebauliche Spannungen
mit der Nachbarbebauung vermieden werden, wird eine maximale
Hohe baulicher Anlagen von 8,0 m Uber der Oberkante der angren-
zenden offentlichen Verkehrsflache, gemessen in Fassadenmitte
festgesetzt (siehe txtl. Festsetzung Nr. 2.4 NEU).

Zur Minderung der Sichtbarkeit des technischen Bauwerks wird ein 4
m breiter Pflanzstreifen entlang der stidwestlichen und nordwestli-
chen Grundstiicksgrenze festgesetzt. Es ist eine frei wachsende
Feldhecke mit Strauchern und Heistern von mind. 0,60 m bis 1,00 m
Hohe aus standortgerechten Strauchern und Laubbdumen zu pflan-
zen.

Tlw. Berticksich-

tigung

Des Weiteren wird gebeten, diese Flache auch im Flachennutzungs-
plan farblich als Versorgungsflache zu kennzeichnen.

Die Art der Nutzung wird bei Flachen mit einer Grol3e von unter 1 ha
in der Regel im Flachennutzungsplan nicht separat erfasst. Die ,Fl&-
che fur Versorgungsanlagen® fallt mit rund 2.000 m? GroRe unter
diese Kategorie. Bereits im derzeit geltenden Flachennutzungsplan
ist die betreffende Flache als Teil der Wohnbauflachen dargestellt.
Die Versorgungsfunktion ist im Flachennutzungsplan mit der Darstel-
lung des Symbols ,Elektrizitat“ ausreichend erfasst. Die Flache wurde
daher nicht in den Bereich der Flachennutzungsplananderung einbe-
zogen.

Keine
sichtigung

Bertick-

Hinsichtlich der Nutzung der Netze fir die Elektrizitats-, Wasser- sowie
Gasversorgung wird mitgeteilt, dass hierflir ein Konzept im Rahmen
der Detailplanung nach Vorliegen des jeweiligen Energiebedarfs er-
stellt wird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Fur die ErschlieBung der Telekommunikationsinfrastruktur wird um
exklusive Berucksichtigung der TraveKom GmbH gebeten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Ferner wird darauf hingewiesen, dass das Erneuerbare-Energien-
Warmegesetz (EEWarmeG) seit dem 01. Januar 2009 in Kraft ist.
Gern bietet die Stadtwerke Lubeck GmbH auch hierzu Ldsungen an,
z.B. die Kraftwarmekopplung (Blockheizkraftwerk) neben der Einzelob-
jektversorgung auch als entsprechende Nahwarmeoption.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Der Hinweis wird an den Grundstucksentwickler weiter gereicht.

Kenntnisnahme

Fir Leitungstrassen, die zukinftig ggf. nicht in offentlich gewidmeten
Verkehrswegen liegen bzw. gelegt werden, ist ein Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zugunsten der Netz Libeck GmbH einzutragen.

Die Festsetzung von Leitungsrechten auf Privatwegen ist nicht erfor-
derlich. Die ErschlieBung kann von den Anliegern Uber privatrechtli-
che Vereinbarungen geregelt werden.

Keine
sichtigung

Bertick-

Nr. 20. Schleswig-Holstein Netz — Netzcenter Ahrensburg (Schreiben vom 18.07.2017)

Die Schleswig-Holstein Netz AG hat keine Bedenken gegen Inhalte
und Ziele der Planungen. Im Planungsbereich liegt keine ihrer Versor-
gungsleitungen.

Planunterlagen kdénnen Uber die zentrale Leitungsauskunft bezogen
werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 21. Schleswig-Holstein Netz — Betrieb Verteilnetze West - Freileitungen (Mail vom 17.07.2017)

Die Planung berihrt keine der von dem Einwender wahrzunehmenden
Belange des 110-kV Netzes der Schleswig-Holstein Netz AG. Es ist
keine Planung eingeleitet oder beabsichtigt.

Zur Vermeidung von Verwaltungsaufwand wird gebeten, die Einwen-
der an diesem Verfahren nicht weiter zu beteiligen.

Es wird um Beachtung gebeten, dass im Baubereich Leitungen ande-
rer regionaler bzw. Giberregionaler Versorger vorhanden sein kénnen.

Die Einwender werden im vorliegenden Verfahren nicht weiter betei-
ligt.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwégung Ergebnis

Nr. 22. Stadtverkehr Lubeck GmbH (Mail vom 20.07.2017)

Der Stadtverkehr gibt keine Stellungnahme ab, da die Planverfasser | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
unter den Punkt 5.3.2 "Anbindung an den offentlichen Nahverkehr | Der Haltestellenbereich ist von der Planung nicht betroffen.
(OPNV)" die OPNV-ErschlieRung mit aufgefiihrt haben.

Die Einwender gehen davon aus, dass durch die Grenzbebauung der
Haltestellenbereich nicht betroffen sein wird.

Nr. 23. Telefonica (Schreiben vom 25.07.2017 und 19.09.2017)

Die Uberprifung des Anliegens ergab, dass die 130. Anderung des | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
Flachennutzungsplans und der Bebauungsplan Nr. 23.19.00 der Stadt
Libeck einen mehr als ausreichenden Abstand zu den Richtfunktras-
sen der Einwender aufweist. Es sind somit von Seiten der Telef6nica
Germany GmbH & Co. OHG keine Belange zu erwarten.

Sollten sich noch Anderungen in der Planung / Planungsflachen erge-
ben, so wird gebeten, Telefonica die gednderten Unterlagen zur Ver-
figung zu stellen, damit eine erneute Uberpriifung erfolgen kann. Die
farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunk-
verbindungen von Telefénica Germany GmbH & Co. OHG (zusétzliche
Info: schwarze Verbindungen gehdren zu E-Plus).

Anderung FNP Bplan 23 19 00 Dornbreite Libecks s« s

Plangebiete
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Hinweis:

Durch das Plangebiet verlauft ein Richtfunkverbindung der E-Plus
Mobilfunk GmbH. Wenn eine Beteiligung gewiinscht wird, wird um
Mitteilung gebeten.

E-Plus wurde nachtraglich beteiligt. Die Stellungnahme zu der Richt-
funkverbindung von E-Plus wurde von Telefonica am 19.09.2017
eingereicht (siehe folgende Stellungnahme).

Berticksichti-
gung

Aus Sicht der Telefénica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den
einschlagigen raumordnerischen Grundsatzen die folgenden Belange
bei der weiteren Planung zu bertcksichtigen, um erhebliche Stérungen
bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden:

Ganz in der Nahe des geplanten Gebietes verlauft eine Richtfunkver-
bindung.

- zur besseren Visualisierung sind beigefugt zwei digitale Bilder, wel-
che den Verlauf der Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen verdeutli-
chen sollen. Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-
Richtfunkverbindungen von Telefonica Germany GmbH & Co. OHG
(zusatzliche Info: schwarze Verbindungen gehéren zu E-Plus Service
GmbH, werden aber in der Belange-Liste nicht aufgefihrt). Das Plan-
gebiet ist in den Bildern mit einer dicken orangenen/griinen Linie ein-
gezeichnet.

Eine konkrete Hohenangabe fiir die Hohenbeschrankung wurde nicht
Ubermittelt. Es ist davon auszugehen, dass die festgesetzte einge-
schossige Bebauung in ihrer Hohe unterhalb der dargelegten Richt-
funktrassen verbleiben wird, da auch die bereits vorhandenen Ge-
baude und Baume in der Umgebung die Richtfunkverbindung nicht
beeintrachtigen.

Trotzdem wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen,
wonach im Baugenehmigungsverfahren bei der Gestellung von Kra-
nen und anderen hohen Baugeraten Auflagen ergehen kénnen.

Berilicksichti-
gung
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

130. Anderung des Flich t; I und Beb I 23 19 00 Dornbreite, Liibeck
(Stellungnahme E-Plus)
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130. Anderung des Flach t: I und Bet I 23 19 00 Dornbreite, Liibeck
(Stellungnahme E-Plus)
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Es gelten folgende Eckdaten fir die Funkfelder dieser Telekommuni-
kationslinien:

A- B-
Richtfunkverbindung  Standort  in WGS84 Héhen Standort  in WGS84 Héhen
FuBpunkt Antenne FuBpunkt Antenne
i i
Grad Min Sek  Grad Min Sek i.Meer Grund Gesamt Grad Min Sek Grad Min Sek  i.Meer Grund Gesamt
11812193 53 48 16,06 10 22 5871 20,00 63,20 83,20 53 53 365 10 41 4141 4,00 69,00 73,00

Man kann sich diese Telekommunikationslinien als horizontal Uber der
Landschaft verlaufende Zylinder mit einem Durchmesser von rund 20-
60m (einschlieBBlich der Schutzbereiche) vorstellen (abhangig von
verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie zur Veranschauli-
chung die beiliegenden Skizzen mit Einzeichnung der Trassenverlau-
fe. Alle geplanten Masten, Rotoren und allenfalls notwendige Baukra-
ne oder sonstige Konstruktionen dirfen nicht in die Richtfunktrassen
ragen und muissen daher einen horizontalen Schutzkorridor zur Mittel-
linie der Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 30 m und einen vertika-
len Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-20m einhalten.
Bitte beachten Sie diesen Umstand bei der weiteren Planung lhrer
Windkraftanlagen.

Wir bitten um Beriicksichtigung und Ubernahme der o.g. Richtfunk-
trassen einschlieBlich der geschilderten Schutzbereiche in die Vorpla-
nung und in die zukinftige Bauleitplanung bzw. den zuklnftigen Fla-
chennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und verti-
kal) sind entsprechende Bauhdhenbeschrankungen festzusetzen,
damit die raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeintrachtigt
werden.

Nr. 24. TenneT (Schreiben vom 17.07.2017)

Die Planung berihrt keine von der TenneT wahrzunehmenden Belan-
ge. Es ist keine Planung eingeleitet oder beabsichtigt.

Zur Vermeidung von Verwaltungsaufwand wird gebeten, die TenneT
an diesem Verfahren nicht weiter zu beteiligen.

TenneT wird im folgenden Verfahren nicht weiter beteiligt.

Kenntnisnahme
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Inhalt der Stellungnahme

Prifung und Abwéagung

Ergebnis

Nr. 25. Vodafone Kabel Deutschland GmbH (Schreiben vom 25.07.2017)

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlich-
keitskriterien. Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend der Anfrage
zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse wird gebeten, sich bitte mit dem
Team Neubaugebiete in Verbindung zu setzen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

In dem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen des
Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet wer-
den die Einwender dazu eine Stellungnahme mit entsprechender Aus-
kunft Gber ihren vorhandenen Leitungsbestand abgeben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 26. Wasser- und Bodenverband Ostholstein (Schreiben vom 26

.07.2017)

Der Wasser- und Bodenverband Ostholstein ist von der Bauleitpla-
nung der Hansestadt Lilbeck und 130. Anderung des Flachennut-
zungsplans nicht betroffen.

Das Plangebiet liegt auRerhalb des Verbandsgebiets.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 27. WSV, WasserstralRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bund

es (Email vom 13.09.2017)

Durch das genannte Vorhaben ist die Wasserstralen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes in ihren Aufgaben nicht betroffen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Nr. 28. NABU (Schreiben vom 31.07.2017)

Der NABU gibt zu dem o.a. Vorhaben nach Ricksprache mit seinem
ortlichen Bearbeiter- die nachfolgende Stellungnahme ab. Diese qilt
zugleich fir den NABU Lubeck.

Der NABU bedauert es ausdriicklich, dass in dieser ruhigen Libecker
Stadtrandzone eine nicht unerhebliche, landschaftsverbrauchende
Uberbauung erfolgen soll. Aus engerer naturschutzfachlicher Sicht
erscheint das Vorhaben einigermal3en vertretbar zu sein, vorbehaltlich
der fachlichen Aussagen im endgultigen Umweltbericht und einer diffe-
renzierten Ermittlung der Eingriffe und Versiegelungen sowie der ent-
sprechenden Kompensationserfordernisse.

Angeregt wird auch bei dieser stadtischen Planung, flr Begriinungs-

Unter Punkt 9 der textlichen Festsetzungen werden die Pflanzbin-
dungen geregelt. Bei Pflanzungen sollen standortgerechte und hei-
mische Laubbaume gemaf der angehangten Pflanzliste ausgewéhlt
werden.

Tlw. Bertlicksich-
tigung
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Inhalt der Stellungnahme Priifung und Abwégung Ergebnis

maflinahmen u.a. auch standortheimische Obstbdume und Gehdlze
vorzusehen (Blihaspekt, Nutzen fir Tiere und Menschen).

Der NABU bittet um Rickauferung, wie Uber seine Stellungnahme
befunden wurde sowie um weitere Beteiligung am Verfahren.

Nr. 29. Handelsverband Nord (Schreiben vom 19.07.2017)

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

Aufgestellt:
Libeck, den 29.01.2018

Hansestadt Lubeck
Bereich Stadtplanung und Bauordnung
5.610.2/ Zim

In Zusammenarbeit mit dem Planungsbiro claussen-seggelke stadtplaner, Hamburg
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Anlage 2

AUSSCHNITT AUS DEM GELTENDEN
FLACHENNUTZUNGSPLAN DER HANSESTADT LUBECK
FUR DEN TEILBEREICH ,,DORNBREITE / MEDENBREITE*

Stand: zuletzt geéndert durch die 120. Anderung am 20.12.2017

ZEICHENERKLARUNG:

Wohnbauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Gewerbliche Bauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Sonderbauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Grinflachen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB)

Flachen fiir die Landwirtschaft
(§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB)

nils

Sonstige iberortliche und ortliche

|:| Hauptverkehrsstraen

(§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB)
Elektrizitat

Grenze des raumlichen
Geltungsbereichs der
Flachennutzungsplananderung

Hansestadt Libeck

Der Blrgermeister

Fachbereich5 - Planen und Bauen

Bereich 5.610 - Stadtplanung und Bauordnung




Anlage 3

130. ANDERUNG DES FLACHENNUTZUNGSPLANS
DER HANSESTADT LUBECK
FUR DEN TEILBEREICH »DORNBREITE / MEDENBREITE*

Entwurf zur o6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB / Stand: 22.01.2018

ZEICHENERKLARUNG:

Wohnbauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Gewerbliche Bauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Sonderbauflache
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNVO)

Grinflachen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB)

Flachen fiir die Landwirtschaft
(§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB)

nils

M.1: 5000

Sonstige iberortliche und ortliche

|:| Hauptverkehrsstraen

(§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB)
Elektrizitat

Grenze des raumlichen
Geltungsbereichs der
Flachennutzungsplananderung

Hansestadt Libeck

Der Blrgermeister

Fachbereich5 - Planen und Bauen

Bereich 5.610 - Stadtplanung und Bauordnung




Anlage 4 |

BEGRUNDUNG

Zur

130. Anderung des Flachennutzungsplans der Hansestadt Liibeck fir den
Bereich Dornbreite / Medenbreite

Entwurf
zur offentlichen Auslegung geman § 3 (2) BauGB und
Behordenbeteiligung gemafl § 4 (2) BauGB

Stand: 30. Januar 2018

e

\ .'. % A ] A A i s
Hansestadt Lubeck, Fachbereich Planen und Bauen, Bereich Stadtplanung und Bauordnung
in Zusammenarbeit mit den Planungsbuiros

claussen-seggelke stadtplaner und Andresen Landschaftsarchitekten




Begriindung

130. Anderung des Flachennutzungsplans — Dornbreite / Medenbreite -
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1. Einleitung

Der Flachennutzungsplan der Hansestadt Libeck wurde von der Birgerschaft am 31.08./
07.09.1989 beschlossen und am 17.08.1990 vom Innenministerium des Landes Schleswig-
Holstein genehmigt und mit dem 08.10.1990 wirksam. Er ist gltig in der Fassung der 120.
Anderung/Berichtigung vom 20.12.2017.

Grundlage der 130. Flachennutzungsplananderung ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3635).

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt im Stadtteil St. Lorenz-Nord des Stadtbezirks Grol3 Steinrade/
Schonbocken und umfasst Flachen zwischen den Straen Medenbreite, Dornbreite und
Steinrader Damm. Die Gro3e des Plangebiets betragt ca. 5,5 ha (Umgriff s. Deckblatt).

Begrenzt wird das Plangebiet im Nordwesten durch die Flursticke 6/56 und 6/67, die jeweils
durch Gartenbaubetriebe genutzt werden. Im Nordwesten schlieBen an das Plangebiet die
Medenbreite und die riickwartigen Gartenbereiche von Wohnnutzungen der Medenbreite 7
bis 33 (ungerade Hausnummern; Flursticke 6/25 — 6/26 und 6/12 — 6/16) sowie im Sudosten
Wohngrundstiicke der Dornbreite 212 bis 220 (gerade Hausnummern; Flurstiicke 6/43 — 6/46
sowie ein Teil des Flurstiicks 6/63) an. Im Sudosten befinden sich zwischen Steinrader
Damm und dem Plangebiet Flachen mit festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen
(Flurstiick 6/78).

Der raumliche Geltungsbereich der 130. Anderung des Flachennutzungsplans umfasst die
Flurstiicke 6/57 und 6/41 sowie Teile der Flurstiicke 6/63 und 6/78.

Damit umfasst der raumliche Geltungsbereich der 130. Anderung des Flachennutzungsplans
einen flachenmaRig gréReren Umgriff als der Geltungsbereich des im Parallelverfahren auf-
zustellenden Bebauungsplans 23.19.00.

1.2 Anlass und Erfordernis der Anderung des Flachennutzungsplans

Anlass fir die Anderung des Flachennutzungsplanes ist die angestrebte Entwicklung von
Wohnbauland auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Flache.

Eine Teilflaiche des Plangebiet wird als Flache W 10 ,Medenbreite“ im Anhang Il des Kon-
zepts ,Zukunftsorientierte Stadtentwicklung Libeck 2030“ als umzusetzende Wohnbauflache
aufgefiihrt. Sie ist in Kategorie | und damit in der dem Konzept zugrundeliegenden hdchsten
Prioritatsstufe zur Realisierung eingestuft.

Der Bereich bietet sich fir eine Wohnnutzung als Erganzung des Siedlungsgebiets Dornbrei-
te an, es kdnnen damit bestehende Infrastruktureinrichtungen genutzt werden. Die Flache ist
durch Busverbindungen an das OPNV-Netz angeschlossen und verfiigt durch die Nahe zur
Bundesautobahn Al fir den motorisierten Individualverkehr tiber eine gute tberértliche Ver-
kehrsanbindung. Die Hansestadt Libeck beabsichtigt, auf den Flachen eine Wohnbauent-
wicklung fur Einfamilienhduser und Doppelhduser zu ermoglichen und damit einen Beitrag
zur Nachfrage nach Einfamilienhdusern in der Hansestadt Lubeck zu leisten. Damit kann
einer Abwanderung der Bevolkerung in das weitere Umland und einer damit verbundenen
weitreichenderen Zersiedlung der Landschaft entgegen gewirkt werden.

4 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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Die Anderung des Flachennutzungsplans ist erforderlich, da die Flachen im Flachen-
nutzungsplan derzeit als Flachen fiir die Landwirtschaft dargestellt sind und fir den Bereich
keine verbindliche Bauleitplanung vorliegt. Damit ist eine Nutzung als Wohnbauflache derzeit
nicht zulassig.

Die Versorgungsflache der Stadtwerke Lubeck wird durch das Symbol ,Elektrizitat* darge-
stellt. Die Lage des Symbols wird dabei im Rahmen der Anderung Korrigiert.

Die 130. Anderung des Flachennutzungsplans wird mit dem Ziel durchgefiihrt, die Darstel-
lung fur das beschriebene Plangebiet von landwirtschaftlichen Flachen in Wohnbauflachen
zu andern.

1.3 Planungsrechtliches Verfahren

Hauptanlass der Bauleitplanung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die Entwicklung des geplanten Wohngebietes auf ehemaligen landwirtschaftlichen Fla-
chen. Im Vordergrund der Bauleitplanung steht dementsprechend die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes, dessen Geltungsbereich sich auf das geplante Wohngebiet sowie die Flache
der Stadtwerke beschrankt.

Der Flachenumgriff der Flachennutzungsplan-Anderung wird um einen Bereich erganzt, der
in einem potenziellen zweiten Bebauungsplanverfahren vorbereitet werden kann und daher
bereits im Vorwege planerisch bedacht und angepasst werden soll.

Die 130. FNP-Anderung fir den Teilbereich ,Dornbreite / Medenbreite“ gemaR § 8 Abs. 3
BauGB wird im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 23.19.00 durchge-
fuhrt.

2. Ausgangssituation

2.1 Bisherige Entwicklung und Nutzung

Bebauungs- und Nutzungsstruktur (Bestand)

Auf dem von der Medenbreite erschlossenen Flurstiick 6/57 befindet sich im norddstlichen
Bereich eine Gartnerei mit Gewachshausern. Die weiteren Flachen des Flurstiicks 6/57 sind
unbebaut bzw. unversiegelt und werden landwirtschaftlich genutzt. Das Flurstiick 6/63 wird
durch die Stadtwerke der Hansestadt Libeck fir Anlagen zur Stromversorgung genutzt und
ist sowohl teilversiegelt als auch bebaut. Das Flurstiick 6/41 an der Medenbreite wird als
Intensivgrinland genutzt.

Verkehrliche ErschlieRung

Das Plangebiet kann Uber die Dornbreite erschlossen werden. Eine innergebietliche Er-
schlielBung ist noch nicht vorhanden und muss in Folge der kiinftigen Wohnbaunutzung ent-
wickelt werden.

Die Lubecker Innenstadt ist mit dem PKW (ber den Steinrader Damm in &stlicher Richtung
innerhalb von 15 Minuten zu erreichen. Der Liubecker Hauptbahnhof ist mit dem PKW in rund
10 Minuten und mit dem Fahrrad in rund 15 Minuten erreichbar.

In ca. 1,4 km Entfernung liegt der Autobahnanschluss Libeck-Moisling der Bundesautobahn
Al. Er ist Uber die StralRen Dornbreite, Hofland und die Kieler StraflRe zu erreichen. Damit
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Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 5



Begriindung 130. Anderung des Flachennutzungsplans — Dornbreite / Medenbreite -

verfuigt das Plangebiet tiber einen sehr guten Anschluss an die Bundesautobahnen Al und
A20.

OPNV-Anbindung

Die Anbindung an den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) entspricht den Vorgaben
des aktuellen Regionalen Nahverkehrsplans. Sudlich des Plangebiets (rund 40 m von der
Einmindung der Planstral3e entfernt) befindet sich die Bushaltestelle Bauernweg. Die Halte-
stelle wird von den Regionalbussen 2 und 12 bedient. Hierdurch kann der Lubecker Haupt-
bahnhof in einem halbstlindlichen Takt innerhalb von rund 15 min erreicht werden.

2.2 Natur und Umwelt

Topographie

Das Gelande des Plangebiets weist ein Gefélle von Nordwesten nach Sidosten auf. Der
Hohenunterschied betragt rund 2 m.

Boden/Bodenversiegelung

Das Plangebiet ist bis auf die baulich genutzten Flachen auf dem Flurstiick 6/63 unversie-
gelt. Laut Baugrunduntersuchung liegt im Baugebiet ein bindiger Boden vor. Unterhalb der
Mutterbodenschicht stehen Geschiebelehme, teils mit Sandlagen, und Geschiebemergel an.
Entsprechend ist der Boden sehr frostempfindlich und praktisch wasserundurchlassig.

Vegetationsbestand

Das Plangebiet ist Uberwiegend durch Ackerflachen gepragt. Das benachbarte Flurstiick
6/78 ist durchgangig in Form eines Knicks bzw. knickartiger Bepflanzung eingegriint. Weitere
vereinzelte Geholze befinden sich im Norden des Plangebiets auf der Grenze zum Flurstiick
6/56, sowie in relativ strukturarmen Hausgarten an der Dorn- und Medenbreite am Nordost-
und Sudost-Rand. Am Nordostrand des Plangebiets verlauft ein ca. 60 m langer Knick mit
Knickwall, der eine umgesetzte festgesetzte Ausgleichsmalihahme aus dem Bebauungsplan
17.56.01 Teilbereich I+Il von 2004 darstellt. Unmittelbar ndrdlich grenzt eine laubbaumdomi-
nierte Feldhecke an.

Wald

Auf dem Flurstick 6/78 befindet sich Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes. Diese Wald-
flache setzt sich auf dem in nérdliche Richtung angrenzenden Flurstiick 6/63 bis an das be-
stehende Gebaude, das durch die Stadtwerke fur Anlagen zur Stromversorgung genutzt
wird, fort. Es handelt sich um eine rund 2.500 m2 grof3e Laubholz-Waldflache, unter anderem
bestehend aus Birken und Buchen mittleren Baumalters. Zur Umsetzung der Planungen ist
ein Waldumwandlungsverfahren mit entsprechenden AusgleichsmalRnahmen erforderlich
(weitere Ausfihrungen dazu unter Kapitel 6.3.3).

Altlasten(verdacht)

Bisher wird das Flurstick 6/57 durch einen Gartnerei-Betrieb genutzt. Gartnereien werden
als Pruflistenfall gefihrt, da ein Altlastenverdacht durch den Einsatz von Pestiziden im Rah-
men der Géartnereinutzung besteht. Im Rahmen des Planverfahrens wurden eine Baugrund-
untersuchung® und zwei Untersuchungen zu Bodenverunreinigungen® durchgefiihrt, die zu

! Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhdltnisse durch 10 Sondierungen, Baukontor Dimcke GmbH, Lubeck,
13.07.2016
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dem Ergebnis kommen, dass keine Hinweise auf schadliche Bodenveranderungen im Sinne
des Bundesbodenschutzgesetzes vorliegen. Die Erkenntnisse der Untersuchungen werden
im Umweltbericht in Kapitel 6.3.1 ausgefuhrt.

Potenzielle Kampfmittelbelastung

Gemall Auskunft des Landeskriminalamts Schleswig-Holstein vom Januar 2017 sind im
Rahmen der Luftbildauswertungen keine Einwirkungen durch Abwurfmunition feststellbar.
Munitionsfunde in dem Bereich des Plangebiets sind nicht bekannt. Es handelt sich daher
um keine Kampfmittelverdachtsflache.

Fur die vorgesehenen Planungen bestehen aus Sicht des Kampfmittelraumdienstes keine
Bedenken.

Natur- und Artenschutz

Das Plangebiet grenzt nicht an Natur- oder Landschaftsschutzgebiete.

Auf den norddstlich gelegenen Teilflachen des Flurstiicks 6/78 sind Ausgleichs- und Ersatz-
mafinahmen festgesetzt.

Aufgrund der anthropogenen Uberformung und der weitgehenden Nutzung als landwirt-
schaftliche Nutzflache sind bei einem Erhalt der randlich vorhandenen Gehdlzstrukturen kei-
ne Konflikte mit dem Artenschutz zu erwarten (Erlauterungen dazu unter Kapitel 6.3.3).

2.3 Denkmalschutz

Der Bereich Dornbreite ist archéologische Verdachtsflache; es kénnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit und ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.
Die Ergebnisse der archéologischen Untersuchung stehen noch aus.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.

Denkmale in der Umgebung

Landgraben

Etwa 250 m nérdlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster Land-
graben, welcher mit einigen Wallen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt als Kul-
turdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturlandschaft. Er
wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein eingetra-
gen und unter Denkmalschutz gestellt (vgl. Kapitel 6.2 und 6.3.7).

Gutshaus von Hof Steinrade

Das Lubsche Gut GroR3 Steinrade, das etwa 200 m ndrdlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade z&hlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Libeck.

2 Chemische Untersuchung, Baukontor Diimcke, Libeck, 16.08.2016 sowie Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen,
Baukontor Dumcke, Liibeck, 05.07.2017
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2.4 Eigentumsverhaltnisse

Die Flachen im Plangebiet befinden sich Gberwiegend in Privateigentum. Die noch zu erstel-
lenden Verkehrsflachen und 6ffentlichen Grinflaichen innerhalb des Plangebiets werden
nach der Erstellung gemafd ErschlieBungsvertrag in das Eigentum der Hansestadt Libeck
Ubergehen.

2.5 Bisheriges Planungsrecht

Fur das Plangebiet liegt kein geltender Bebauungsplan vor. Die Flachen sind dem Aul3enbe-
reich i.S.d. § 35 BauGB zuzuordnen.

Der geltende Flachennutzungsplan (FNP) fur die Hansestadt Libeck stellt den Bereich zwi-
schen der Medenbreite, der Dornbreite und dem Steinrader Damm als ,Flachen fur die
Landwirtschaft” dar.

Die angrenzenden Siedlungsflachen an der Medenbreite/ Dornbreite sind als ,Wohnbaufla-
chen® dargestellt.

Der Steinrader Damm ist als ,Hauptverkehrsstralle® dargestellt.

2.6 Bestehende Bindungen

Das direkt an der Straf3e Medenbreite liegende Flurstiick 6/41 (Flur 2, Gemarkung Schénbo-
cken) ist im rechtskraftigen B-Plan 17.57.00 Baltische Allee/ Wasserfahr (2016) mit der Fla-
chennutzung ,Ausgleichsflache” belegt. Entsprechend des Festsetzungstextes ist die ca.
2.460 m? groRe Flache ,als Sukzessionsfléache zu entwickeln. Zum Schutz gegen Befahren
ist straRennah ein 800 m* groRes Feldgeholz zu pflanzen.*

Die Flache soll in einem 2. Bauabschnitt in einem weiteren Bebauungsplanverfahren als
Wohngebiet Uberplant werden. Dieses Planungsziel soll auf der Ebene der vorbereitenden
Bauleitplanung bereits vorbereitet werden, weshalb die Flache Bestandteil des 130. F-Plan-
Anderungsverfahrens ist.

Die festgesetzten MaBhahmen (Sukzession und Neuanlage eines Feldgehdlzes) wurden bis
heute noch nicht umgesetzt. Daher ist es moglich, die AusgleichsmalRnahme an anderer
Stelle auBerhalb des Plangebiets umzusetzen. Hierzu wurde eine geeignete Flache in der
Gemarkung Niendorf-Moorgarten (Flur 6, Flurstiick 1/1) identifiziert. Die Flachensicherung
fur diese ,Tauschflache* erfolgt im Zuge der 130. Anderung des Flachennutzungsplans. Auf
der Ersatzflache kénnen 2.500 m? Extensivgriinland durch Sukzession entwickelt sowie
800 m? Gehdlze als Erstaufforstung hergestellt werden (vgl. Plan in der Anlage).

3. Ubergeordnete Planungen

3.1 Ziele und Grundsatze der Landesplanung

Die gemeindliche Bauleitplanung ist gemaf3 § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung
anzupassen. Diese Ziele sind im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEP) sowie
im Regionalplan fir den Planungsraum Il dargelegt.

Der Regionalplan fir den Planungsraum Il stellt den Bereich innerhalb der Abgrenzung des
Achsenraums dar. Im Ordnungsraum Lubeck soll sich die siedlungsméaRige Entwicklung im
Wesentlichen im Achsenraum vollziehen.
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Die mit der 130. Anderung des Flachennutzungsplans verfolgte Entwicklung wohnbaulicher
Flachen steht somit im Einklang mit den Zielen der Landesplanung.

3.2 Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt Lubeck (ISEK 2010)

Das Stadtteilprofil St. Lorenz Nord im Integrierten Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt
Libeck (ISEK 2010) weist auf Wohnbaulandpotenziale fiir den Bereich der Dornbreite hin.
Daruiber hinaus wird darin festgehalten, dass die Bevolkerungszahl der Dornbreite insgesamt
ricklaufig ist und dabei der Anteil der Senioren wachst.

Die dem Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/Medenbreite — zugrunde liegende Planung
mit Einzel- und Doppelhdusern, die sich insbesondere fur Familien eignen, kann somit einen
positiven Beitrag zu einer ausgeglichenen demografischen Entwicklung in diesem Sied-
lungsgebiet leisten.

3.3 Konzept zur zukunftsorientierten Stadtentwicklung Lubeck 2030

Vor dem erkannten Bedarf an zusatzlichen Bauflachen fur den Wohnungsmarkt wurden in
einem 2015 von der Hansestadt Libeck erarbeiteten Stadtentwicklungskonzept ,Zukunfts-
orientierte Stadtentwicklung Libeck 2030“ entsprechende Suchraume flr die Wohnbaufla-
chenentwicklung identifiziert und bewertet.

Ein Teil des Plangebietes wird als Flache W 10 ,Medenbreite“ im Anhang Ill des Konzepts
»Zukunftsorientierte Stadtentwicklung Libeck 2030“ als umzusetzende Wohnbauflache auf-
gefihrt. Sie ist in Kategorie | und damit in der dem Konzept zugrundeliegenden hdchsten
Prioritatsstufe zur Realisierung eingestuft. Der Flachenumgriff wurde im Konzept zunéchst
kleiner angesetzt, da eine Stromtrasse uber die Flache fluhrte. Diese Stromtrasse wurde je-
doch verlegt, sodass nun die gesamte Flache in Wohnbauland umgewandelt werden kann.

3.4 Wohnungsmarktkonzept 2013 und Wohnungsmarktbericht 2017

Im Jahr 2013 wurde im Rahmen des Fachgutachtens ,Wohnungsmarktkonzept Libeck® eine
Wohnungsmarktprognose erstellt, die bis zum Jahr 2025 einen Bedarf an zusétzlichen Bau-
flachen fur 400 Einfamilienhauser prognostiziert.

Die Fortschreibung des Wohnungsmarktkonzeptes erfolgt mittels eines jahrlichen Woh-
nungsmarktberichtes. Der aktuelle Wohnungsmarktbericht 2017 (Stand November 2017)
geht von einem zusatzlichen Bedarf an Einfamilienhdusern von ca. 1.300 Einheiten bis 2025
aus.

Die im Plangebiet vorgesehene Entwicklung tragt damit zur Deckung des dringenden Woh-
nungsbedarfes an Einzel- und Doppelhdusern bei.

3.5 Einzelhandelszentren- und Nahversorgungskonzept der Hansestadt Libeck

Das nachstgelegene Versorgungszentrum ist der CITTI-Park Herrenholz in rund 2,5 km Ent-
fernung.

Das Stadtteilzentrum 6stliche ZiegelstralRe in St. Lorenz-Nord befindet sich in rund 3 km Ent-
fernung und ist mit dem Auto in 7 min und mit dem Fahrrad in 9 min zu erreichen. Die Alt-
stadt als Hauptzentrum der Hansestadt Lubeck liegt ca. 5 km vom Plangebiet entfernt und ist
mit dem Auto in 15 min, mit dem Fahrrad in 18 min und mit dem Bus in 22 min zu erreichen.
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3.6 Landschaftsplan der Hansestadt Libeck

Das Plangebiet liegt in keinem besonders wertvollen Landschaftsbereich, befindet sich aber
sudlich vom ,Niederungs- und FlieRigewasserkomplex im westlichen Stadtgebiet".

Im gultigen Gesamtlandschaftsplan von 2008 (GLP) ist in der Karte ,Agrarlandschaft und
Wald“ die Flache des Plangebiets als ,Flache, auf denen landwirtschaftliche Nutzung/ land-
schaftspflegerische Dienstleistung gegenwartig ist“ dargestellt. In der Karte ,Biotop- und Nut-
zungstypen® wird die Flache unter der Kategorie ,Acker- und Gartenbaubiotope* als ,Garten-
bauflache® konkretisiert. Entlang der Dornbreite und am nérdlichen Ende der Medenbreite
sind Alleen verzeichnet. Sidlich des Plangebiets stellt der Landschaftsplan ebenfalls ,Fla-
chen mit festgesetzten Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen® dar.

Im Entwurf des thematischen Landschaftsplans ,Klimawandel in Libeck® (2014) stellt die
Karte ,Frischgebiete und Erholung® die Flachen des Plangebiets als ,Suchrdume fur Wohnen
(M15)“ — ,Neue Wohn- und Gewerbegebiete klimaangepasst errichten“ dar. In der Karte
»~ouchrdume-Gewerbe-Wohnen-Konflikte“ wird die Flache mit ,Flachen in 1. Prioritat (Woh-
nen umzusetzen)® konkretisiert.

4.  Ziele und Zwecke der Planung

Mit der 130. Anderung des Flachennutzungsplans und der parallelen Aufstellung des Bebau-
ungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fur die Entwicklung eines Wohngebiets fiur circa 71 Einzel- und Doppelh&auser in of-
fener Bauweise geschaffen werden. Das geplante Wohnquartier wird somit einen Beitrag
zum bestehenden Bedarf an Einzelhaus- und Doppelhausgrundstiicken innerhalb der Han-
sestadt Liubeck leisten. Das Plangebiet bietet sich fur eine Wohnnutzung als Erganzung des
Siedlungsgebiets Dornbreite an und kann fiir den bestehenden Siedlungsbereich einen Bei-
trag zu einer ausgeglichenen demographischen Entwicklung leisten. Es ist durch bestehende
Busverbindungen gut an das OPNV-Netz angeschlossen und verfiigt durch die Nahe zur
Bundesautobahn Al fir den motorisierten Individualverkehr Giber eine sehr gute iberértliche
Verkehrsanbindung.

Mit den Bauleitplanverfahren werden im Einzelnen vor allem folgende Planungsziele verfolgt:

e Umnutzung vormaliger landwirtschaftlicher Flachen durch die Entwicklung als
Wohngebiet,

e Abrundung des Siedlungsbereiches Dornbreite,

e Umsetzung eines verkehrsberuhigten und durchgrinten Bebauungskonzeptes fur cir-
ca 71 Einzel- und Doppelhauser,

e gartenbezogene, eigentumsbetonte Wohnformen, insbesondere flir Familien,

e landschaftliche Einbindung des neuen Wohngebiets durch Erhaltung randlicher
Baum- und Geholzbestéande und Entwicklung einer umlaufenden Griin- und Wege-
verbindung

e Sicherung eines Grundstiicks fur einen Kinderspielplatz bzw. eine Multifunktionsfla-
che in der Quartiersmitte,

e Unterbringung von Baumen und 6ffentlichen Stellplatzen im Stral3enraum,

e Errichtung eines Regenrickhaltebeckens am siiddstlichen Rand des Plangebiets.

10 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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5. Inhalt der Flachennutzungsplananderung
5.1 Artder baulichen Nutzung

Bisherige Darstellungen des Fldchennutzungsplans:

e Flache fir die Landwirtschaft
e Symbol Elektrizitat

Zukunftige Darstellungen des Flachennutzungsplans:

¢ \Wohnbauflachen
e Symbol Elektrizitat

Beabsichtigt ist eine Anderung der derzeitigen Darstellung ,Flachen fur die Landwirtschaft” in
~Wohnbauflachen®. Die Darstellung des Symbols ,Elektrizitdt“ wird an die Stelle der beste-
henden Versorgungsanlage der Stadtwerke Libeck verschoben.

5.2 ErschlieBung

Die ErschlieBung des Plangebiets fir den PKW-Verkehr erfolgt Uber die Dornbreite. Die in-
nere ErschlieBung des Baugebiets wird auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung fest-
gelegt.

5.3 Ver-und Entsorgung, Flachen fir Versorgungsanlagen

Das innerhalb des Plangebiets gelegene Grundstiick der Stadtwerke Libeck GmbH wird als
Flache fir Versorgungsanlagen mit dem Symbol Elektrizitét gesichert. Die bestehende Anlage
dient der Stromversorgung eines Stadtteilgebiets der Hansestadt Libeck. Mittelfristig ist ein
Ausbau der Anlage geplant.

5.4 Grin, Natur und Landschaft

Eine Planung der Griin- und Erholungsflachen sowie von Flachen fir MaRnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft erfolgt auf der Ebene der
verbindlichen Bauleitplanung.

6. Umweltbericht

Fur den Uberwiegenden Teil des Geltungsbereichs der 130. Flachennutzungsplandnderung
wird parallel der Bebauungsplan 23.19.00 aufgestellt. Der vorliegende Umweltbericht ent-
spricht in seinem Detaillierungsgrad daher der Flachennutzungsplanebene, die lediglich die
Bodennutzung in ihren Grundziigen darstellt. Eine Detaillierung des Umweltberichts erfolgt in
der Begriindung zum Bebauungsplanverfahren.

Die folgenden Darlegungen basieren im Wesentlichen auf den nachfolgend aufgefiihrten
Fachgutachten:

e Darstellungen des Landschaftsrahmenplans fir den Planungsraum Il von 2003;
e Darstellungen des Landschaftsplans der Hansestadt Libeck von 2008;

o Darstellungen des Thematischen Landschaftsplans ,Klimawandel in Libeck — Vorsorge-
und Anpassungsmaflnahmen flr die Landnutzungen® der Hansestadt Libeck von 2013;

e Darstellungen des Landschaftsplanerischen Entwicklungskonzepts LEK der Hansestadt
Libeck von 2010;

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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e Sichtachsenstudie Welterbe ,Libecker Altstadt®, Fachbereich Planen und Bauen, Welt-
erbekoordination, Libeck 11/2011;

e Chemische Untersuchung, Baukontor Diimcke, Lubeck, 16.08.2016;

e Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzuntersuchung fur den B-Plan
23.19.00 Dornbreite/ Medenbreite, Buro Dipl.-Biologe Karsten Lutz, Hamburg 05/2017,
Ergénzung 10/2017,

e Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbreite/ Meden-
breite” der Hansestadt Libeck, ALN Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017;

e Stellungnahme zur Verkehrsplanung, TSM Ingenieurbiro fir Tiefbau und Vermessung,
Kiel, 31.08.2017;

e Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen, Baukontor Dimcke, Libeck,
05.07.2017;

e Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhaltnisse durch 10 Sondierungen, Bau-
kontor Dimcke GmbH, Libeck, 13.07.2016;

¢ Klimaanalyse fur das Stadtgebiet der Hansestadt Lubeck, Phase 3: Planungshinweiskar-
te, GEO-NET Umweltconsulting GmbH, Hannover 05/16.

6.1 Kurzbeschreibung der umweltrelevanten Planinhalte

Wesentliches Ziel der Plandnderung ist die Darstellung von Wohnbauflachen.

Ziel der 130. Anderung des Flachennutzungsplans ist die Schaffung von Planungsrecht zur
Realisierung von Wohnbauflachen.

Nach derzeitigem Kenntnisstand werden folgende Inhalte der Bauleitplanung fur die Umwelt-
prufung bzw. die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung relevant sein:

e Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets mit Einfamilien- und Doppelhdusern sowie
der erforderlichen ErschlieBungsflachen und der damit einhergehenden Versiegelung;

e Festsetzung eines Spielplatzes sowie einer begrinten Wegeverbindung an den Wohn-
gebietsrandern;

¢ Festsetzung eines Regenrlickhaltebeckens;

e Erhalt eines Grof3teils der randlichen Vegetationsstrukturen und Lebensraume (Baumbe-
stand am Nordwestrand sowie Knick mit angrenzender Sukzessionsflache);

e Verlust von gréReren Teilen eines Waldstlicks an der Dornbreite;

e Festsetzungen fir die Durchgriinung des neuen Wohngebiets (z.B. Pflanzen von Stra-
Benbdumen und Laubholzhecken, Anlage von extensiver Dachbegriinung auf Nebenge-
bauden);

e Festsetzung von externen Ausgleichsmaflinahmen;

Zeitgleich zum Bebauungsplanverfahren erfolgt eine Beantragung einer Waldumwandlung
nach Landeswaldgesetz bei der Unteren Forstbehorde.

e FUr die im B-Plan 17.57.00 festgesetzte Ausgleichsflache an der Strale Medenbreite
sind Ersatzflachen mit einer Grol3e von insgesamt 3.300 m2 in der Gemarkung Niendorf-
Moorgarten vorgesehen.

12 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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6.2 Planungsrelevante Ziele des Umwelt- und Naturschutzes aus Fachgesetzen und
Fachplanungen

6.2.1 Fachgesetzliche Grundlagen

8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind insbesondere die Belan-
ge des Umweltschutzes einschlieRlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be-
rucksichtigen.

8§ 14 Abs. 1 BNatSchG i.V. mit § 8 LNatSchG: Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des
BNatSchG sind Veréanderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen oder Verande-
rungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels,
die die Leistungs- und Funktionsféahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild er-
heblich beeintrachtigen kénnen.

8 15 Abs. 1 BNatSchG i.V. mit 8 9 LNatSchG: Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet,
vermeidbare Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen, unvermeidbare
Beeintrachtigungen durch MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus-
zugleichen (Ausgleichsmafinahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen).

§ 18 Abs. 1 BNatSchG: Wenn durch die Aufstellung eines Bebauungsplans Eingriffe in Natur
und Landschaft zu erwarten sind, ist Gber die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.

8§ 44 Abs. 1 BNatSchG: Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf besonders ge-
schitzte Arten sind im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 — 4 zu prifen
und ggf. erforderliche MaRnahmen vorzusehen.

8§ 1a Abs. 3 BauGB: Art und Umfang von AusgleichsmalRnahmen sind auf der Grundlage des
§ 9 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen.

§ 135a BauGB: Im Bebauungsplan festgesetzte AusgleichsmalRhahmen fir die Eingriffe, die
durch den Bebauungsplan zu erwarten sind, sind vom Vorhabentrdger durchzufuhren. So-
weit MaBnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle durchgefiihrt werden sollen, soll die Ge-
meinde die Malinahmen an Stelle und auf Kosten der Vorhabentrager durchfiihren. Voraus-
setzung fir die Rickerstattung der Kosten ist, dass im Bebauungsplan die Ausgleichsmal3-
nahmen den Eingriffsgrundstiicken nach § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet sind oder ein stad-
tebaulicher Vertrag abgeschlossen wird.

Baumschutzsatzung: Gemald der seit dem 18.12.2006 geltenden Baumschutzsatzung der
Hansestadt Libeck sind alle Baume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm (ge-
messen auf einer Hohe von 1,30 m) geschitzt. Bei Baumen in Reihen (mindestens 3 Bau-
me) oder in Gruppen (mindestens 5 Baume) sowie bei mehrstammig ausgebildeten Baumen
gilt der Schutz bei einem Stammumfang von jeweils mindestens 50 cm. Ausgenommen von
dem Schutz sind u.a. Baume in Garten mit Ausnahme von Baumen in Vorgarten, Baume,
deren Stamm in 1,30 m H6he maximal 6 m von einem zuldssigerweise errichteten Gebaude
entfernt ist, sowie Obstbdume, die dem Ernteertrag dienen.

6.2.2 Fachplanerische Grundlagen

Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein (1999): Das Landschaftsprogramm Schleswig-
Holstein trifft keine relevanten Aussagen fiir das Plangebiet.
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Landschaftsrahmenplan fiir den Planungsraum Il (2003):

In Karte 1 (ohne Abbildung) des Landschaftsrahmenplans ist nérdlich und nord-6stlich des
Plangebiets ein Wasserschongebiet dargestellt, was jedoch als nicht relevant fur die geplan-
te Wohnnutzung gewertet werden kann. Nordwestlich und nérdlich ist in der Landgrabennie-
derung ein Gebiet mit besonderer Eignung fir den Aufbau eines Schutzgebiets- und Bio-
topverbundsystems dargestellt.

Gemald Karte 2 des Landschaftsrahmenplans (ohne Abbildung) liegt das Plangebiet zwi-
schen zwei Gebieten, die die Voraussetzungen fiur eine Unterschutzstellung als Land-
schaftsschutzgebiet erfillen: nérdlich die Landgrabenniederung und sidlich die Flutgraben-
niederung.

Gesamtlandschaftsplan der Hansestadt Liibeck (2008):

Abbildung 1: Ausschnitt Landschaftsplan Liibeck, Entwicklungskonzept (Plan 18.1c)

Die fur das Plangebiet relevanten Karten des gultigen Landschaftsplans enthalten fiir den
Geltungsbereich der Bauleitplanung bzw. fir das Umfeld folgende Darstellungen:

Karte 18.1c Entwicklungskonzept (Abb. 1):

o ,Gesetzlich geschiitzte Allee” in der Stral3e Dornbreite und am ndrdlichen Ende der Stra-
e Medenbreite (braune Kreise);

e Flache mit festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen® (pinke Schragschraffur)
an der StraRe Medenbreite und nordlich des Steinrader Damms; die Ausgleichsflache am
Steinrader Damm liegt auRerhalb des Geltungsbereichs der 130. Anderung des Flachen-
nutzungsplans. Das direkt an der StraRe Medenbreite liegende Flurstiick 6/41 ist im
rechtskréaftigen B-Plan 17.57.00 Baltische Allee/ Wasserfahr (2016) mit der Flachennut-
zung ,Ausgleichsflache belegt. Entsprechend des Festsetzungstextes ist die ca. 2.460 m?
grolRe Flache ,als Sukzessionsflache zu entwickeln. Zum Schutz gegen Befahren ist stra-
Rennah ein 800 m* groRes Feldgehdlz zu pflanzen.” Die festgesetzten MaRnahmen (Suk-
zession und Neuanlage eines Feldgehdlzes) wurden bis heute noch nicht umgesetzt.
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¢ Die festgesetzte Ausgleichsmalinahme am Steinrader Damm — Neuanlage eines Knicks
sowie Entwicklung als Sukzessionsflache - wurde bereits vor einigen Jahren umgesetzt.

e Eignungsflachen fir den Biotopverbund (grine Schragschraffur) liegen nérdlich des
Plangebiets beidseits der Landgrabenniederung sowie suddstlich des Plangebiets im
Griinzug Herrengarten

Karte 5b Oberflachengewésser (ohne Abb.):
Dargestellt ist

e ein genauerer Verlauf des im Landschaftsrahmenplan dargestellten Wasserschongebiets
ndrdlich des Plangebiets sowie

e der Roggenhorster Landgraben und der Flutgraben als naturferne FlieRgewasserab-
schnitte/Grében.

Karte 6 Klima und Luftgite (ohne Abb.):

Gemall der Themenkarte des Gesamtlandschaftsplans ,Klima und Luftgite in der Hanse-
stadt LUubeck bewertet anhand des Luftglteindexes® (Plan 6) liegt das Plangebiet in einem
Gebiet von mittlerer Luftqualitat (Luftglte-Index 1,3-1,5) im Ubergang zu einem Gebiet mit
hoher Luftqualitat (Luftgite-Index 1,6-1,8).

Thematischer Landschaftsplan Klimawandel in Libeck (2013):

Die thematischen Karten treffen fur das Plangebiet folgende Aussagen:

Karte 3 Suchrdume fur neue Siedlungsgebiete einschlie3l. Konfliktflichen: ,Flachen in 1.
Prioritat (Wohnen umzusetzen)®

Dazu wird im Anhang Il zum Textteil ausgefihrt: ,Medenbreite W10: Stadtrdumlich ist die
Lage der Flache am westlichen Ende der Dornbreite als vergleichsweise unglinstig anzuse-
hen. Relativ zu anderen AuRRenbereichsflachen treten hier jedoch vergleichsweise geringe
Restriktionen auf, weshalb eine Realisierbarkeit wahrscheinlich erscheint. Der nérdlich an-
grenzende Freiraum am Landgraben sollte freigehalten werden oder im Zuge der Umsetzung
sogar weitestgehend wiederhergestellt werden. Empfehlung: Die Flache ist umzusetzen,
sobald die integrierten Flachenpotenziale verbraucht sind.

Anmerkungen zur Anpassung an den Klimawandel: Aus Sicht des Klimawandels keine Be-
denken. Allerdings wird offene Landschaft neu bebaut. Die Bedenken des Bereichs UNV
wurden zurlickgestellt.“

Karte 5.2 Wistenei und Umgebung/ Vorsorge- und Anpassungsmafinahmen sowie Karte 7
Frischluftgebiete und Erholung: ,Suchrdume fir Wohnen (M15)*

Dazu wird im Anhang IV zum Textteil ausgefihrt: ,M715;: Neue Wohn- und Gewerbegebiete
klimaangepasst errichten, d.h. neue Wohn- und Gewerbegebiete flachensparend und ener-
gieeffizient anlegen. Planung mit Dachbegriinung, naturnaher Regenrickhaltung, ausrei-
chend naturnahen Grinflichen mit Biotopverbundfunktion, hochwassersicher, mit geringer
Versiegelung, mit Dachsonnenkollektoren (sofern maglich) und unter Aussparung klimaemp-
findlicher Rdume®”.
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Abbildung 2: Klimaanalyse Lubeck, Planungshinweiskarte (Ausschnitt)

Weitere Daten zur klimatischen Einschatzung des Plangebiets liefert das Gutachten ,Klima-
analyse Libeck®. Gem. der zugehorigen Planungshinweiskarte (Abb. 2) liegt das Plangebiet
in bzw. am Rande einer wichtigen Kaltluftschneise, die der Beluftung des Stadtteils St. Lo-
renz dient (dunkelblaue Pfeile). Insofern fungiert das Gebiet als Eintrittspforte fur Frischluft in
das innere Stadtgebiet und liegt damit in der héchsten Wertstufe der Griin- und Freiflachen,
die eine klimatische Ausgleichsfunktion mit ,hoher Empfindlichkeit gegenuber Nutzungsin-
tensivierung“ besitzen (dunkelgriine Flachen: ,sehr hohe bioklimatische Bedeutung®). Aus-
tauschbarrieren gegeniber bebauten Randbereichen sollen mdglichst vermieden werden,
Emissionen reduziert werden.

Mit diesen Empfehlungen besteht ein gewisser Widerspruch zu den Empfehlungen der ver-
dichteten Bebauung.

Klimaschutz:

Im November 2010 wurde fir Libeck erstmalig ein Klimaschutzkonzept erstellt und von der
Burgerschaft als Handlungsleitfaden fir die Stadtverwaltung beschlossen (Integriertes Rah-
menkonzept Klimaschutz). Daraus hat die Klimaschutzleitstelle konkrete Malinahmen fur die
nachsten finf Jahre entwickelt.

U.a. wird fir Neubauvorhaben empfohlen, die Rentabilitat einer gemeinsamen Warmeerzeu-
gung in der Siedlung (Warmenetz) zu prufen bzw. die Dachausrichtung und Dachform so zu
gestalten, dass Eigentimer thermische Solaranlagen wirtschaftlich betreiben konnen.
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Naherholung/Wegenetz:

Abbildung 3: Ausschnitt Flachennutzungsplan

Sudostlich des Plangebiets erstreckt sich das Erholungsgebiet ,Herrengarten®. Als ,Herrengar-
ten® wird im weiteren Sinn wird das Niederungsgebiet zwischen den Stralen ,Steinrader
Damm® und ,Fackenburger Allee* bezeichnet. Neben dem Herrenhaus und zugehoriger Park-
anlage umfasst das Erholungsgebiet auch Kleingarten, landwirtschaftliche Nutzflachen und
zahlreiche Seen und Teiche.

Der westliche Teil des Erholungsgebiets ,Herrengarten® ist noch nicht in Ganze durch Wege
erschlossen. Der Flachennutzungsplan verfolgt jedoch das Ziel einer umfassenden Wegeer-
schlieBung (im Flachennutzungsplan, s. Abb. 3, durch eine Linie mit Kreisen gekennzeich-
net). Wenn dies zukinftig erfolgt ist, konnte das Wegesystem des Plangebiets auf Hohe der
geplanten ErschlieBungsstrale an der Dornbreite an das Wegesystem im ,Herrengarten®
angebunden werden.

Weitere Schutzgebiete und —objekte:

NATURA 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) sind von der Planung nicht
betroffen.

Kultur- und Sachquter:

Denkmale innerhalb des Plangebiets:

Der Bereich Dornbreite ist archéologische Verdachtsflache; es kdnnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit, ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.

Denkmale in der Umgebung:

Etwa 250 m nordlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster
Landgraben, welcher mit einigen Waéllen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt
als Kulturdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturland-
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schaft. Er wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-
Holstein eingetragen und unter Denkmalschutz gestellt.

Das Lubsche Gut GroR3 Steinrade, das etwa 200 m ndrdlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade zahlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Liibeck.

Das Plangebiet liegt ca. 5 km westlich des UNESCO-Welterbes ,Lubecker Altstadt®. Gemaf
DSchG SH 2015 stehen Welterbestéatten als Schutzzonen unter Denkmalschutz, ohne dass
es hierzu einer gesonderten Festsetzung durch eine Rechtsverordnung bedarf. Das Plange-
biet liegt gemalR Managementplan auf3erhalb der sogenannten Pufferzone des UNESCO-
Welterbes ,Libecker Altstadt®. Auch aulierhalb der Pufferzone sind bauliche MaRnahmen
und Vorhaben auf ihre Vertraglichkeit mit den schitzenswerten Stadtansichten, Blickbezie-
hungen und Sichtachsen zu Uberprifen. Das betrifft insbesondere die Hohenentwicklung und
das bauliche Mal3 von Vorhaben in Bezug auf die Stadtansichten aus den Umlandregionen.
Das Plangebiet befindet sich im Bereich der Streckensichten 21 (K 77 westlich Zarpen) und
24 (Pohlserwold).

6.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
6.3.1 Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser

Ausgangssituation

Boden:

Das Gelande ist uberwiegend eben. Die Gelandehthen liegen zwischen 18,80 m NN an der
tiefsten Stelle am Sudrand des Plangebiets sowie 21,30 m NN am sidlichen Rand der Be-
triebsgebaude der Gartnerei.

Nach der geologischen Karte Libeck ist mit eiszeitlichem, bindigen Boden zu rechnen.
Die Baugrunduntersuchung kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis:

Unterhalb der ca. 0,4 — 0,8 m dicken, bindigen Mutterbodenschicht sowie einer Auffullung an
der Sldseite (Geschiebelenm-Auffullung mit 10% Ziegelresten) stehen Geschiebelehme,
teils mit Sandlagen, und Geschiebemergel an. Die Unterflache des eiszeitlichen Bodens
wurde bis zur Endtiefe der Sondierungen von max. 8 m nicht durchstof3en.

Der Geschiebeboden weist infolge von Staundsse und Schichtenwassereinwirkung ortlich
eine weiche/ weich-steife Konsistenz auf.

Grundwasser wurde in den Sanden unterhalb des bindigen Bodens erst ab ca. 4,5 m Tiefe
angetroffen. Schichtenwasser (aus in dem bindigen Boden eingelagerten wasserfihrenden,
dinnen Sandschichten) ist nur vereinzelt festgestellt worden. Die Aufweichungen des bindi-
gen Bodens ab ca. 1 m unter Gelandeoberkante zeigen, dass auch mit héheren Schichten-
wasser- und Staubildungen zu rechnen ist. In niederschlagsreicher Zeit sind generell Stau-
wasserbildungen auf dem praktisch wasserundurchlassigen Mutterboden, Geschiebelehm
und Geschiebemergel ab Geldndeoberkante in der jeweiligen Aushubebene zumindest kurz-
zeitig moglich.

Der bindige Boden ist sehr frostempfindlich und praktisch wasserundurchléassig (Durchlas-
sigkeitswert k < 10 -7 m/s), so dass eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswas-
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sers gemall RASEw und dem Arbeitsblatt DWA-A138 nicht zuléssig ist und nicht empfohlen
werden kann.

Oberflachengewasser:

Oberflachengewésser sind im Plangebiet nicht vorhanden. Direkt am Plangebietsrand und in
der Nahe der Betriebsgebaude befindet sich ein kleines, zweigeteiltes und naturfernes Be-
wasserungsbecken.

Nachstes Oberflachengewaésser ist der Roggenhorster Landgraben, der ca. 250 m ndrdlich
des Plangebiets verlauft. Der Landschaftsplan Libeck (Karte 5b) klassifiziert den Landgra-
ben in diesem Abschnitt als ,naturfernen FlieRgewéasserabschnitt bzw. Graben®.

Vorbelastungen/ Altlasten:

Das Plangebiet wurde seit den 1950er Jahren als Gartnerei intensiv genutzt, so dass von
einem langjahrigen Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ausgegangen werden kann. Insofern
wurden die Flachen im Hinblick auf Altlasten untersucht. Fir das Plangebiet gibt es aulRer
dem Einsatz von Pestiziden keine weiteren Verdachtsmomente hinsichtlich einer mdglichen
Bodenverunreinigung.

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung (Dimcke 07+08/2016) wurden zwei Bodenproben
analysiert. Das Ergebnis zeigt, dass das Material aufgrund eines leicht erhéhten TOC-
Gehaltes der Einbauklasse Z 1.1 entspricht (LAGA TR-Boden). Der erhthte TOC-Gehalt
(organischer Kohlenstoff) resultiert aus den humosen Anteilen. Der Boden kann gemafR LA-
GA offen wieder eingebaut werden. Sollte er nicht verwendet und deponiert werden, handelt
es sich um ,nicht gefahrlichen Abfall“ im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes.

Bei weiteren Probenahmen im Rahmen der Altlastenuntersuchungen (Dumcke 04/2017)
wurden in keiner Aufgrabung Auffélligkeiten festgestellt, die auf eine mogliche Bodenbelas-
tung bzw. schadliche Bodenveranderung hingedeutet hatten. Es wurden Analysen hinsicht-
lich der in der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) genannten Pflanzenschutzmittel
Aldrin, DDT sowie HCH (Hexachlorcyclohexan) durchgefihrt. Weiterhin wurde beispielhaft
fir eine Flache ein Pestizid-Screening durchgefiihrt, das ca. 350 Einzelstoffe umfasst. Da-
nach wurde lediglich in einer Probe ein Gehalt oberhalb der Bestimmungsgrenze festgestellt:
gamma-HCH (Lindan): 0,7 mg/kg TS, delta-HCH: 3,6 mg/kg TS. GemalR der BBodSchV gilt
fir HCH-Gemische ein Prifwert von 10 mg/kg TS fir Wohngebiete. Bei Unterschreitung des
Prifwertes gilt der Gefahrenverdacht als ausgerdaumt. Die beiden o.g. Stoffe ergeben zu-
sammen einen Gehalt von 4,3 mg/kg TS, der deutlich unter dem Prifwert liegt.

Zusammenfassend kommt das Altlasten-Gutachten zu dem Ergebnis, dass ,hinsichtlich der
Bewertung des Wirkungspfades Boden - Grundwasser nach den vorliegenden Ergebnissen
keine Gefahrdung gegeben ist. Einerseits sind keine Pestizid-Gehalte festgestellt worden,
die den Priufwert der BBodSchV Ubersteigen. Andererseits ist aufgrund des Bodenaufbaus
(unterhalb des Mutterbodens folgen Geschiebelehm und Geschiebemergel) keine Gefahr-
dung des Grundwassers, welches unterhalb der bindigen Bdden in einer Tiefe von ca. 4,5 m
unter Oberkante Geléande angetroffen wurde, zu besorgen.

Hinsichtlich des Wirkungspfades Boden — Mensch liegt ebenfalls keine Gefahr vor. Zumin-
dest im Bereich der ErschlieBungsstralRen und im Bereich der zu errichtenden Gebaude wird
bei der Bebauung der humose Oberboden abgetragen und, soweit er nicht wieder eingebaut
wird, entsorgt. FUr die Restbdden liegt nach den dargestellten Erkenntnissen keine Gefahr
hinsichtlich einer Beeintrachtigung tber den Wirkungspfad Boden — Mensch vor. Gemal3 den
Untersuchungen liegt im Uberplanten Bereich kein Hinweis auf das Vorliegen einer schadli-
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chen Bodenverénderung im Sinne des BBodSchG vor. Gegen die Durchfiihrung der Er-
schlieBungsarbeiten bestehen keine Bedenken®.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Versiegelungen und Uberbauungen filhren grundséatzlich zur Zerstérung des natiirlichen
Bodengefliges und zum Funktionsverlust der nattirlichen Bodenfunktionen, zu einem erhdh-
ten Oberflachenabfluss und damit zu einer Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate.
Betroffen sind hier voraussichtlich tberwiegend bindige Geschiebebéden.

Oberflachenentwasserung:

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden verschiedene Optionen der Oberflachenent-
wasserung gepruft. Angestrebt wurde eine naturnahe und moglichst oberflachennahe
Sammlung und Versickerung des Regenwassers im Plangebiet oder im Umfeld. Geprift
wurde u.a. eine Fihrung des Oberflachenwassers in eine naturnahe Retentionsmulde in die
benachbarte Ausgleichsflache am Steinrader Damm, was unter Berticksichtigung der Topo-
graphie bzw. der H6henlage der Zuleitungen verworfen werden musste.

Eine weitere Option zur naturnahen Oberflachenentwésserung bestand in der Anlage einer
Retentionsmulde in der sidlich der Dornbreite gelegenen Ausgleichsflache. Diese ist jedoch
mittlerweile aus naturschutzfachlicher Sicht so gut entwickelt, dass der Bau einer groR3flachi-
gen Mulde einen erneuten Eingriff bedeutet hatte, was nicht zu vertreten ware.

Eine dritte Prifoption fur eine naturnahe Oberflachenentwasserung war der Bau einer grof3fla-
chigen Retentionsmulde in der Flutgrabenniederung stdlich der vorhandenen Bebauung an
der Dornbreite. Diese Variante hatte langere Zuleitungen erfordert, ware aber topographisch
und naturschutzfachlich — hier wére Intensivgriinland betroffen gewesen — machbar gewesen.
Diese Alternative wurde verworfen, da keine Moglichkeit zum Flachenerwerb bestand.

Insofern erfolgt die Oberflachenentwasserung flr das Plangebiet direkt im Plangebiet tber
ein konventionelles Regenriickhaltebecken im Zufahrtsbereich zum Wohngebiet auf der
nordlichen Seite der ErschlieBungsstral’e sowie Uber private Regenrtickhalteschachte. Zur
Minimierung der BeckengroRRe wird das anfallende Niederschlagswasser der privaten Grund-
stiicksflachen jeweils Uber einen Rickhalteschacht nur gedrosselt an die 6ffentliche Regen-
wasser(RW)-Kanalisation des Baugebiets abgefihrt.

Das durch die private Rickhaltung reduzierte Oberflachenwasser wird im Anschluss im Re-
genrickhaltebecken nochmals zuriickgehalten und wiederum gedrosselt in den 6ffentlichen
RW-Kanal der Straf3e Dornbreite abgeleitet. Geplant ist ein Becken mit einer Sohltiefe von
ca. 3,20 m und Bdschungsneigungen von ca. 1:2. Das Becken erhélt eine Umfahrungsmaog-
lichkeit fur Pflegeeinsatze und eine Einzaunung zur angrenzenden StralRe bzw. zu den Bau-
grundstticken. StraBenseitig wird das Becken mit einer geschnittenen Laubholzhecke be-
pflanzt. Das Becken wird als Trockenbecken konzipiert, d.h. es steht nur periodisch unter
Wasser.

Ermittlung des Kompensationsbedarfs:

Die Uberplanung der bislang landwirtschaftlich genutzten Flachen fihrt zu einem erheblichen
Eingriff in das Schutzgut Boden. Eine detaillierte Zusammenstellung des ermittelten Kom-
pensationsbedarfs findet sich im Umweltbericht zum Bebauungsplan. Nachteilige Auswir-
kungen kdnnen voraussichtlich durch folgende Mal3nahmen zur Vermeidung, Minderung und
zum Ausgleich vermieden werden:
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e Verwendung von wasserdurchldssigen Wegebelagen (Pflaster mit hohem Fugenanteil,
wassergebundene Bauweise u.a.) fur untergeordnete Verkehrsflachen im Sinne des § 19
Abs. 4 BauNVO, z.B. Wege in Grinflachen, Zuwegungen, private Stellplatze u.a.,

e Festsetzung einer extensiven Dachbegrinung fir Garagen, Uberdachte Stellplatze (Car-
ports) sowie Nebenanlagen

Mit dieser Festsetzung wird eine Rickhaltung, Versickerung und Verdunstung von Ober-
flachenwasser sowie eine verzdgerte Ableitung erreicht, die das insgesamt zu bewirt-
schaftende Oberflachenwasser rein quantitativ reduziert. Durch die Verdunstungskihlung
wird eine positive klimatische Wirkung erreicht.

e Herausnahme von Flachen aus der intensiven Bewirtschaftung und Uberfiihrung in eine
extensive Nutzung (AulRerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von Extensivgriinland)

Die Mallnahmen sind im Bebauungsplan festzusetzen.
6.3.2 Auswirkungen auf die Schutzguter Klima und Luft

Ausgangssituation

Das Plangebiet liegt in bzw. am Rande einer wichtigen Kaltluftschneise, die der Beliftung
des Stadstteils St. Lorenz dient. Insofern fungiert das Gebiet als Eintrittspforte fur Frischluft in
das innere Stadtgebiet und liegt damit in der hochsten Wertstufe der Griin- und Freiflachen,
die eine klimatische Ausgleichsfunktion mit ,hoher Empfindlichkeit gegentber Nutzungsin-
tensivierung® besitzen (dunkelgrine Flachen: ,sehr hohe bioklimatische Bedeutung®). Aus-
tauschbarrieren gegeniber bebauten Randbereichen sollen mdglichst vermieden werden,
Emissionen reduziert werden.

Bzgl. des Klimaschutzes wurde im November 2010 fur Lubeck erstmalig ein Klimaschutz-
konzept erstellt und von der Birgerschaft als Handlungsleitfaden fiir die Stadtverwaltung
beschlossen (Integriertes Rahmenkonzept Klimaschutz). Daraus hat die Klimaschutzleitstelle
konkrete MalRnahmen fiir die nachsten funf Jahre entwickelt.

U.a. wird fir Neubauvorhaben empfohlen, die Rentabilitat einer gemeinsamen Warmeerzeu-
gung in der Siedlung (Warmenetz) zu prifen bzw. die Dachausrichtung und Dachform so zu
gestalten, dass Eigentliimer thermische Solaranlagen wirtschaftlich betreiben kénnen.

Luft: Das Plangebiet liegt in einem Gebiet von mittlerer Luftqualitat (Luftglte-Index 1,3-1,5)
im Ubergang zu einem Gebiet mit hoher Luftqualitat (Luftgute-Index 1,6-1,8).

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Jede Bebauung bzw. Versiegelung von bisher offenen und mit Vegetation bestandenen Fla-
chen bewirkt eine mikroklimatische Verdnderung der bestehenden Situation. So wird die
geplante Bebauung die oben beschriebene Funktion des Plangebiets als Frischluftschneise
in gewissem Mal3e beeintrachtigen. Allerdings wird davon ausgegangen, dass durch die
geringe Dichte der Einfamilienhausbebauung verbunden mit einem relativ hohen Griinanteil
die Frischluftzufuhr in Richtung St. Lorenz Nord aufrechterhalten bleibt. Begtinstigt wird dies
ebenfalls durch die niedrige Geschosszahl der Baukdrper, so dass keine hohen baulichen
Barrieren fur die Frischluftzufuhr entstehen.

Aufgrund der hohen Bedeutung des Plangebiets fur das Stadtklima wird eine mdglichst hohe
Durchgriunung des Plangebiets angestrebt.
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Die geplante Bauweise ist im Hinblick auf das Schutzgut Klima als Kompromiss zwischen
Klimaschutz (keine Bebauung) und klimaangepasster Bauweise (geringe Versiegelung, ho-
her Griinanteil) zu sehen.

Die Luftgite wird sich durch das geplante Wohngebiet nicht erheblich verschlechtern.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Die Uberplanung der bislang landwirtschaftlich genutzten Flachen fuihrt zu einem Eingriff in
das Schutzgut Klima/ Luft. Nachteilige Auswirkungen kénnen voraussichtlich durch folgende
MalRnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich vermieden werden, die im Be-
bauungsplan festzusetzen sind:

e Festsetzung einer geringen baulichen Dichte (GRZ 0,25 bzw. 0,35) sowie einer niedrigen
Gebaudehohe,

e Festsetzung von Laubbaumen auf den Privatgrundstiicken,
e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung fiir Carports, Garagen und Nebenanlagen,
e Festsetzung zur Neupflanzung von StralRenbaumen und Baumen auf dem Spielplatz,

o Festsetzung von wasserdurchlassigen Wegebelagen fir untergeordnete Verkehrsfla-
chen.

o Aulerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von Extensivgrinland sowie einer Erstauffors-
tungsflache

6.3.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen (Arten- und Lebensgemeinschaften)

Ausgangssituation

Im Rahmen der Bauleitplanverfahren erfolgte im Mai 2017 eine Biotop- und Nutzungstypen-
kartierung fur den gesamten Planbereich inkl. der R&nder (s. auch Biotop- und Nutzungsty-
penplan als Anlage zur Begriindung des Bebauungsplans 23.19.00).

Der flachenmaRig grofdte Teil der vorkommenden Biotoptypen innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ist anthropogen gepragt und hat einen vergleichsweise geringen
Biotopwert. Dazu gehéren die derzeit Uberwiegend offenen, nicht mit Baumschulpflanzen
belegten und ackerahnlichen Flachen der Gartnerei (Biotoptyp Acker). Nach Norden grenzen
die intensiver genutzten und teilweise auch fir den Verkauf genutzten Gartnereiflachen an,
die aus einem Mix aus Folientunneln, Foliengewachshausern und mit Folie ausgelegten
Ziergeholzquartieren bestehen. Das Flurstiick 6/41 an der Medenbreite wird als Intensivgriin-
land genutzt.

Gerahmt werden die derzeit offenen Flachen durch

e vereinzelte Baume, tUberwiegend Eichen, am Nordwestrand des Plangebiets, davon ein
sehr grofR3es Exemplar mit 75 cm Stammdurchmesser. Diese Baume stehen direkt an der
Grundstucksgrenze.

e einen Knick mit Knickwall am Sidwestrand der Flache, der innerhalb einer festgesetzten
Ausgleichsflache liegt (zugeordnet zum B-Plan-17.56.01 Teilbereich I+1l von 2004). Der
Knick geht Uber in ein ruderalisierendes Extensivgriinland, das sich parallel zu einem
Feldgehdlz mit groRen Eichen am Steinrader Damm erstreckt. Ausgleichsziel: Sukzessi-
onsflache.

Der Knick ist nach § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG gesetzlich geschutzt.
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e einen ca. 60 m langen Knick mit Knickwall am Nordostrand der Flache, der eine umge-
setzte festgesetzte AusgleichsmalRnahme aus dem B-Plan-17.56.01 Teilbereich I+1l von
2004 darstellt. Unmittelbar nérdlich grenzt eine laubbaumdominierte Feldhecke an.
Der Knick ist nach 8§ 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG gesetzlich geschutzt.

o relativ strukturarme Hausgéarten an der Dorn- und Medenbreite am Nordost- und Sidost-
Rand;

e eine Waldflache gem. § 2 Landeswaldgesetz LWaldG am Sudrand:

Die laubbaumdominierte ca. 2.500 m? groRe Waldflache bildet den hochwertigsten und
naturnahesten Biotoptyp im Plangebiet. Sie erstreckt sich vom Stadtwerke-Grundstiick
(Flurstiick 6/63) bis zur Bushaltestelle (Flurstiick 6/73) und geht dort tber in ein langge-
strecktes Geholz am Steinrader Damm. Der waldartige Bestand aus Uberwiegend jinge-
ren Gehdlzen (max. Stammdurchmesser 35 cm) wird hauptsachlich durch Birken ge-
pragt, teilweise finden sich auch Eichen, Traubenkirschen, Ahorne und Weiden, im Un-
terwuchs Weil3dorn, Wildrose, Hartriegel und Efeu. Der gréRere Teil des Waldes liegt in-
nerhalb des Geltungsbereichs und hat als Jagdhabitat fir Fledermause (s. Pkt. 6.3.4) po-
tenziell eine mittlere Bedeutung.

Potenzielle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

In Schleswig-Holstein kommen nur 4 sehr seltene Pflanzenarten des Anhangs IV vor:

¢ Apium repens (Kriechender Scheiberich) (Feuchtwiesen, Ufer)
¢ Luronium natans (Froschzunge) (Gewasserpflanze)
e Oenanthe conioides (Schierlings-Wasserfenchel) (SuRwasserwatten)

e Hamatocaulis vernicosus (Firnisglanzendes Sichelmoos) (Moore, Nasswiesen, Gewas-
serufer)

Diese Pflanzenarten des Anhangs IV benétigen sehr spezielle Standorte und kénnen hier

nicht vorkommen.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiinrung der Planung

Es kommt voraussichtlich zum Verlust von Acker- und Intensivgriinlandflachen bzw. ehema-
ligen Baumschulflachen, von ca. 1.575 m* Waldflache und vier StraBenb&aumen an der Dorn-
breite.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen:

Die Uberplanung der bislang landwirtschaftlich genutzten Flachen fihrt zu einem erheblichen
Eingriff in das Schutzgut Pflanzen. Eine detaillierte Zusammenstellung des ermittelten Kom-
pensationsbedarfs findet sich im Umweltbericht zum Bebauungsplan. Nachteilige Auswir-
kungen kdnnen voraussichtlich durch folgende Mal3nahmen zur Vermeidung, Minderung und
zum Ausgleich vermieden werden, die im Bebauungsplan festzusetzen sind:

Erhalt der vorhandenen Knicks mit angrenzendem 5 m breiten Knickschutzstreifen,

Erhalt der vorhandenen Einzelbaume am Nord-Westrand des Plangebiets,

e Erhalt eines Teils der Gehdlzflache (Festsetzung als offentliche Grinflache),
e Neupflanzung von StralRenbaumen und Laubbaumen auf dem Spielplatz,

e Neupflanzung von Baumen auf den Privatgrundsticken,

¢ Neupflanzung von StralRenbdumen an der Stral3e Dornbreite,

e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung,
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e AulRerhalb des Geltungsbereichs: Umsetzung einer Erstaufforstungsflache,

e Aulerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von Extensivgrunland.
6.3.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere (Arten- und Lebensgemeinschaften)

Ausgangssituation

Von der Umsetzung der Bebauungsplan-Festsetzungen kdnnen Arten betroffen sein, die
nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng geschutzt sind. Daher wur-
den eine faunistische Potenzialabschatzung sowie eine artenschutzfachliche Untersuchung
erarbeitet.

Zunachst wurde eine Relevanzprifung vorgenommen, d.h. es wurde ermittelt, welche Arten
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und welche Vogelarten Uberhaupt vorkommen. Mit Hilfe
von Potenzialabschéatzungen und einer Erfassung eventueller Feldlerchenvorkommen wurde
das Vorkommen von Végeln und Flederméusen sowie anderen Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie ermittelt.

In den im Plangebiet tUberwiegend vorkommenden Ackerflachen kann das potenzielle Vor-
kommen von Feldlerchen nicht grundsétzlich ausgeschlossen werden. Diese Art gilt in
Schleswig-Holstein als geféhrdet, so dass von ihrem Vorkommen maf3geblich Art und Aus-
mafd von Kompensationsmaflinahmen abhéngen. Um hier eine bessere Datengrundlage zu
bekommen, wurde zusétzlich zur Potenzialanalyse der Uibrigen Arten der Bestand dieser Art
im Frihjahr 2017 erfasst. Dabei umfasste das Untersuchungsgebiet auch die das Plangebiet
umgebenden Strukturen sowie den geplanten 2. Bauabschnitt der nérdlich angrenzenden
Gartnereiflachen.

Das Gebiet wurde am 17.04, 28.04. und 19.05.2017 begangen. Dabei wurde insbesondere
auf Strukturen geachtet, die fur Anhang IV-Arten und Vogel von Bedeutung sind. Die Baume
wurden vom Boden aus einzeln mit dem Fernglas besichtigt und auf potenzielle Fleder-
maushohlen untersucht. Die Knicks wurden auf Nester (Kobel) der Haselmaus und auf cha-
rakteristische Fral3reste (Haselnussschalen) untersucht. Feldlerchen konnten mit drei Gelan-
debegehungen (Anfang April, Ende April und Mitte Mai) zuverlassig erfasst bzw. ausge-
schlossen werden.

Nachfolgend werden zusammenfassend die Ergebnisse dargestellt:
Flederméause:

Alle Fledermausarten gehoren zu den streng geschiitzten Arten, die nach § 44 BNatSchG
besonders zu beachten sind. Zu Uberprifen ist, ob fir diese Arten Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten, Jagdhabitate oder FlugstraRen durch das Vorhaben beeintrachtigt werden. Auf-
grund der Verbreitungsubersichten nach BORKENHAGEN (2011) kommen im Raum Libeck
praktisch alle in Schleswig-Holstein vorhandenen Arten vor. Sie sind im Anhang IV (streng zu
schiutzende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) der FFH-Richtlinie
aufgefuhrt und damit auch nach 8§ 7 BNatSchG streng geschitzt.

Im Untersuchungsgebiet wurden keine Baume gefunden, die erkennbare H6hlungen aufwie-
sen, die fur Flederm&use als Quartier in Frage kommen. Die groRen Bdume (Eichen) am
Steinrader Damm (auf3erhalb des Geltungsbereichs) sind allerdings so nischenreich, dass
nicht ausgeschlossen werden kann, dass unsichtbare Hohlungen vorhanden sind. Hier sind
Fledermaus-Sommerquartiere moglich. Grol3ere Hohlen wurden jedoch nicht entdeckt.
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Die Treibh&user und Werkstattgebaude der Gartnerei (aul3erhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans, aber im Umgriff der Flachennutzungsplananderung) wurden untersucht
und es wurden keine Hinweise auf Fledermause gefunden. Sie sind auch in den meisten
Teilen zu offen, um fir Flederm&use relevante Wochenstuben oder Winterquartiere aufwei-
sen zu konnen. Einzelne Winkel in den Sattelddchern der alteren beiden Geb&ude bieten
jedoch ein geringes Potenzial.

Das bewohnte und unterhaltene Wohnhaus der Gartnerei besitzt mit seinem Dachstuhl ein
geringes Potenzial fur Fledermaus-Sommerquartiere. Solch ein Potenzial ist praktisch in
jedem Gebaude Schleswig-Holsteins mit traditionellem Dachstuhl vorhanden. Ein besonde-
res, hervorzuhebendes Potenzial besteht hier nicht.

Die potenziellen Fledermaus-Nahrungsraume und Bereiche mit zuséatzlichem Quartierpoten-
zial liegen uUberwiegend aufRerhalb des Geltungsbereichs. Dies gilt nicht fir das Waldstiick
an der Dornbreite, das als Jagdhabitat potenziell mittlere Bedeutung hat.

Haselmaus:

Lubeck liegt nach BORKENHAGEN (2011) im Verbreitungsgebiet der Haselmaus. Sie besiedelt
Walder, Parklandschaften, Feldgeholze und Geblsche. Von besonderer Bedeutung sind
sonnige und fruchtreiche Geblschlandschaften. Sie bendétigt dichte, fruchttragende und be-
sonnte Hecken. Potenziell als Lebensraum fur die Haselmaus geeignet ist der Knick am
Sudwestrand des Plangebiets (direkt am Rand des Geltungsbereichs). Vorkommen der Ha-
selmaus sind in diesem Teilgebiet nicht auszuschlie3en.

Amphibien:

Im Untersuchungsgebiet ist als stehendes Gewasser nur ein Bewadsserungsteich vorhanden.
Wahrend der Begehungen wurde nach Amphibienlaich gesehen bzw. nach Larven geschert
und nach Adulten gesucht. Es wurden nur einzelne Tiere des Teichfrosches festgestellt. Die
beiden weit verbreiteten Arten Grasfrosch und Erdkrote sind aufgrund ihrer allgemeinen Ver-
breitung und relativen Anspruchslosigkeit an Laichgewasser und Landlebensraume nicht
auszuschliel3en.

Acker- und stark bearbeitete Baumschulflachen sind fiir Amphibien ungeeignete Landlebens-
raume. Die randlichen Geholzsdume (Knicks) und die Grasflur, die sich sidwestlich an den
Knick anschlief3t (Ausgleichsflache), bieten Amphibien ein Potenzial als Landlebensraum.

Weitere potenzielle Arten des Anhangs IV:

Die Kaferart Eremit kann in méchtigen, alten Laubbdumen vorkommen. Die bis zu 7,5 cm
groRen Larven des Eremiten leben 3-4 Jahre im Mulm von Baumhdohlen, die z.B. von Spech-
ten angelegt worden sind. Eine Larve bendétigt zu ihrer Entwicklung mindestens 1 | Mulm.
Brutstatte des Eremiten kann fast jeder Laubbaum sein, der einen Mindestdurchmesser von
ca. 80 Zentimetern hat und groRe Hohlungen im Stamm oder an Asten aufweist. Bevorzugt
werden aber die ganz alten Bdume. Solche grof3en BAume mit groRen Hohlungen bzw. Tot-
holzbereichen sind hier nicht vorhanden.

Andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind nicht zu erwarten, da die tGbrigen Arten
des Anhangs IV sehr spezielle Lebensraumanspriiche haben (Trockenrasen, Heiden, Moore,
alte Walder, spezielle Gewéasser, marine Lebensraume), die hier nicht erfullt werden.
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Brutvogel:

Im Untersuchungsgebiet kommen potenziell 34 Brutvogelarten vor: 12 Arten mit grof3en Re-
vieren, 16 Geholzvogel, 3 Arten mit groReren Lebensraumanspriichen, 2 Arten der Agrar-
landschaft sowie 1 Art der Gebaudevogel. Arten, deren Vorkommen mit dem Untersu-
chungszeitraum bis Mitte Mai ausgeschlossen werden kdnnen, sind hierbei nicht enthalten
(z.B. Goldammer, Feldlerche). 16 dieser potenziell vorkommenden Brutvogelarten wurden im
Frihjahr 2017 tatséchlich beobachtet.

Keine der festgestellten Arten britet in der Baumschulackerflache. Alle Arten briten in den
Saumen und Garten und nutzen die Baumschulflache zeitweilig zur Nahrungssuche.

Alle Vogelarten sind nach § 7 BNatSchG als ,europaische Vogelarten® besonders geschiitzt.
Es kommt keine Art potenziell vor, die nach Roter Liste Schleswig-Holsteins geféhrdet ist.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Flederméause:

Die potenziellen Nahrungsflachen mittlerer Bedeutung - die Gehdlzrander - werden nur ge-
ringfugig verkleinert. Mit den neuen Garten werden die Nahrungsmdglichkeiten tendenziell
langfristig im Vergleich zur Baumschulflache vergrofRert, so dass der Verlust kompensiert
wird.

Bei einem Abriss der alten Betriebsgebaude (aul3erhalb des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans, aber im Umgriff der Flachennutzungsplananderung) kénnen Fledermausquartiere
zerstort werden. Dieser Verlust kann technisch zuverlassig durch die Bereitstellung von
kunstlichen Nisthilfen an den verbleibenden Baumen oder an Gebauden vermieden werden.

Dabei kann es dann auch zu Verletzungen oder Totungen von Individuen kommen. Zur Ver-
meidung von Toétung von Individuen muss der Abriss der Gebaude mit Quartierpotenzial zu
einem Zeitpunkt erfolgen, an dem die Flederm&use ihre Sommerquartiere verlassen und ihre
Winterquartiere aufgesucht haben (Dezember und Januar), da dann nicht mit einem aktuel-
len Besatz durch Fledermause zu rechnen ist. Moglich ist auch eine Uberpriifung der poten-
Ziellen Quartiere vor der baulichen MafRnahme. Der genannte Zeitraum flr den Abriss kann
dann erweitert bzw. ganz aufgehoben werden.

Haselmaus:

Haselméuse koénnen in und am Rand des Knicks am Stdwestrand vorkommen. Dieser Le-
bensraum wird nicht wesentlich verandert. Die Haselmaus erhalt mit den neuen Géarten und
Geholzrandern in neuen Grunstreifen sowie am Rande des neuen Ruckhaltebeckens poten-
ziell neuen Lebensraum, der langfristig bessere Lebensbedingungen bietet als die Baum-
schulflache. Damit ist eine Beeintrachtigung nicht zu erwarten.

Amphibien:

Der Bewasserungsteich am Betriebsgeldnde, bestehend aus zwei Teilen, liegt direkt am
Rand des Plangebiets und wird Uberplant. Damit geht eine kleine Fortpflanzungsstatte fur
Erdkrote, Teichfrosch und Grasfrosch zunadchst verloren. Die Funktion dieser Fortpflan-
zungsstatte wird mit der Neuanlage eines Regenriickhaltebeckens jedoch erhalten und sogar
langfristig in der Qualitat verbessert.

Die Funktion der Flachen als Landlebensraum wird durch die Umwandlung einer ackerahnli-
chen Flache in Gartenland tendenziell fir alle Amphibienarten verbessert. Auch Gérten sind
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grundsatzlich als Lebensraum fur Erdkrote, Grasfrosch und Teichfrosch sowie weitere Arten
besser geeignet als eine Baumschulflache. Fir Amphibien verbessert sich tendenziell die
Situation der Landlebensraume.

Brutvogel:

Der Verlust an Gehoélzmasse wird in etwa dadurch kompensiert, dass in den Garten neue
Gehdlzvegetation entsteht. Zudem soll planextern eine Ersatzaufforstung vorgenommen
werden. Dadurch verlieren die Geholzvogel nicht so viel Lebensraum, dass ganze Reviere
verloren gehen. Das gilt auch flr die anspruchsvolleren Arten, fir die eine neue Gartenland-
schaft mit neuen Sdumen und Gebischen im Vergleich zur Baumschulflache eine Erweite-
rung des Lebensraums bedeutet.

Ebenso gilt dies auch fur den gré3ten Teil der Arten mit groen Revieren, die Uberwiegend
Geholze nutzende Arten sind.

Haussperling und Feldsperling finden in Siedlungsgéarten bessere Bedingungen vor als in
einer modernen Intensiv-Baumschulflache.

Die Vogel der Agrarlandschaft (Dorngrasmiicke, Fasan) nutzen die Saume zur Baumschul-
flache, hier die Knicks. Die intensiv als Baumschulflache genutzte Flache ist flr sie nur am
Rand von Bedeutung. Durch die neue Siedlung bleiben die Knicks in der Summe erhalten
und neue Saume entstehen. Der Bestand dieser Arten bleibt im Untersuchungsgebiet erhal-
ten.

In der intensiv genutzten Baumschulackerflache kommen keine Arten vor, die an diese
Landschaft speziell angepasst sind. Der Verlust der Baumschulflache ist daher ohne Wir-
kung auf die Vogelwelt.

Artenschutzprifung:

Im Abschnitt 5 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die Bestimmungen zum Schutz und zur
Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten festgelegt. Neben dem allgemeinen Schutz wild-
lebender Tiere und Pflanzen (8§ 41) sind im § 44 strengere Regeln zum Schutz besonders
und streng geschitzter Arten festgelegt.

Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag, der im Rahmen der Umweltpriifung erarbeitet wurde,
wurden die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG be-
handelt. Ein Bebauungsplan kann selbst nicht gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG
verstof3en, sondern nur dessen Vollzug. Er verstoR3t jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn
bei der Beschlussfassung absehbar die Zugriffsverbote des 8§ 44 untberwindliche Hindernis-
se fUr die Verwirklichung darstellen. Es ist also festzustellen, ob eventuelle Verletzungen der
Zugriffsverbote Uberwunden werden kénnen.

Bei der Feststellung der vorkommenden und zu betrachtenden betroffenen Arten wird unter-
schieden, ob sie nach europadischem (FFH-RL, VSchRL) oder nach deutschem Recht ge-
schitzt sind. Nach der neuen Fassung des BNatSchG ist klargestellt, dass fir nach 8§ 15
BNatSchG zuldssige Eingriffe sowie fir Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplédnen nach
8§ 30 BauGB, wahrend der Planaufstellung nach § 33 BauGB und im Innenbereich nach § 34
BauGB die artenschutzrechtlichen Verbote nur noch bezogen auf die européisch geschutz-
ten Arten, also die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und die européaischen Vogelarten,
gelten. FUr Arten, die nach nationalem Recht (z.B. Bundesartenschutzverordnung) beson-
ders geschutzt sind, gilt der Schutz des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur fir Handlungen aul3er-
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halb von nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffen. Eine Verordnung nach 8§ 54 Abs. 1
Nr. 2 BNatSchG, die weitere Arten benennen kdnnte, wurde bisher nicht erlassen.

Im hier vorliegenden Fall betrifft das Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Fledermause
und Haselmaus) und alle Vogelarten.

Zusammengefasst kommt die Artenschutzprifung zu folgendem Ergebnis (die zutreffenden
Sachverhalte werden dem Wortlaut des 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG stichwortartig gegentiberge-
stellt):

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten (Zugriffsverbote)

1. wild lebenden Tieren der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu toéten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschadigen oder zu zerstoéren,

a. Dieses Verbot wird im Hinblick auf Vogel nicht verletzt, wenn die Fallung von
Geholzen aulRerhalb der Brutzeit der Vogel stattfindet (01.Mérz — 30. Septem-
ber; allgemein gliltige Regelung § 39 BNatSchG).

Um hinsichtlich der Flederm&use sicher zu gehen, miisste der Abriss der Ge-
baude (auRerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, aber im Um-
griff der Flachennutzungsplanéanderung) auf die kéaltesten Monate November —
Februar beschrankt werden oder ggf. das Vorkommen vor dem Abriss tber-
pruft werden. Das Verbot wird dann nicht verletzt.

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der europdischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu stéren; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch
die Stdrung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

b. Dieses Verbot wird nicht verletzt, da die Arbeiten zur Baufeldraumung vor der
Brutzeit der Vogel beginnen. Der Baubetrieb fuihrt nicht zu erheblichen St6-
rungen der umgebenden Tierwelt, da alle in der Umgebung potenziell vor-
kommenden Arten nicht besonders stoéranfallig sind (Siedlungsnahe) oder ihr
Erhaltungszustand gut bleibt.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschutzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstdren,

c. Fortpflanzungsstéatten von Vogeln werden nicht beschadigt, die dkologischen
Funktionen bleiben erhalten. Potenzielle Lebensstatten von Fledermausen
werden zerstort, wenn die Gebaude mit Dachstuhl abgerissen werden. An-
sonsten bleiben die Lebensstatten erhalten. Eine Fortpflanzungsstatte von
Haselmausen wird nicht zerstort.

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu
zerstoren.

d. keine Pflanzenarten des Anhangs IV vorhanden.

Bei einer Verwirklichung der Planung kommt es nicht zum Eintreten von Verboten nach § 44
Abs. 1 BNatSchG.

Dies verandert sich, wenn zu einem spateren Zeitpunkt Baurecht flr den geplanten 2. Bau-
abschnitt geschaffen werden soll. Wenn dann Gebaude mit Fledermausquartierpotenzial
Uberplant bzw. abgerissen werden sollen, kann es zunachst zum Eintreten von Verboten
nach 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG kommen. Damit wirde zur Verwirklichung des Vorhabens vo-
raussichtlich eine Ausnahme nach 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich.

28 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018



130. Anderung des Flachennutzungsplans— Dornbreite / Medenbreite- Begriindung

Eine Ausnahme gemal § 45 Abs. 7 BNatSchG von den Verbotstatbestanden des § 44 Abs.
1 BNatSchG wird nicht erforderlich, wenn durch AusgleichsmafRnahmen sichergestellt wer-
den kann, dass die 0kologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten
kontinuierlich erhalten bleiben. Mit der Bereitstellung kiinstlicher Quartiere konnen die dkolo-
gischen Funktionen erhalten bleiben. Eine solche MalBhahme ist zuverlassig erprobt und
technisch relativ einfach durchzufihren. Damit kann die Verletzung des Zugriffsverbotes
durch die Verwirklichung des Bebauungsplanes tiberwunden werden.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen (tlw. Festsetzung im Be-

bauungsplan)

e Erhalt der randlichen Knicks, Ergdnzung eines 5 m breiten Knicksaumes,

e Erhalt eines Teils des Waldchens,

e Keine Rodung von Gehdlzen und Beginn der Bauarbeiten in der Brutzeit (01. Méarz bis
September - allgemein gliltige Regelung § 39 BNatSchG),

o Kein Abriss der Gebaude mit Fledermausquartierpotenzial auRerhalb des Hochwinters
(Dezember-Februar). Dieser Zeitraum kann ausgedehnt werden, wenn durch eine Suche
nach Fledermausen in den betreffenden Gebauden ein Vorkommen ausgeschlossen
werden kann.

e Bereitstellung von kinstlichen Nisthilfen an den verbleibenden Baumen oder an Geb&u-
den,

¢ Anpflanzung von Baumen und Hecken in den Privatgarten und in den StralRenraumen,

o Aulerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von Erstaufforstungsflachen sowie von Exten-
sivgrinland.

6.3.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild

Ausgangssituation

Das Plangebiet wird derzeit tGberwiegend durch anthropogen beeinflusste Landschaftsele-
mente gepragt. Ein Grof3teil des Plangebiets besteht aus offenen Ackerflachen, die derzeit
nicht gartenbaulich genutzt werden. Im Nordteil pragen intensiv gartnerisch genutzte Flachen
wie die Verkaufs- und Schauflachen sowie die Wohn- und Wirtschaftsgebaude mit ihren La-
ger- und Nebenflachen das Bild.

Die weiteren Rander des Plangebiets sind durch die griine Kulisse von unterschiedlichen
Vegetationsstrukturen gepragt. Am Ostrand grenzen relativ strukturarme Garten der einge-
schossigen Doppelhausbebauung an der Medenbreite sowie der Einzelhausbebauung der
Dornbreite an. Nach Nordwesten stehen einige Baume, davon eine gréRere Eiche, direkt an
der Grundstiicksgrenze zum benachbarten Gartnereibetrieb. Nach Sidwesten bildet ein
Knick in der Ausgleichsflache einen rdumlichen Abschluss.

Die naturnaheste Struktur im Plangebiet selbst besteht in einem ca. 2.500 m? groRen Wald-
chen an der Dornbreite, das sich vom Stadtwerkegrundstiick bis zur Bushaltestelle erstreckt.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Das Landschaftsbild im Planungsgebiet wird sich durch die Bebauung deutlich verandern.
Die ehemals gartenbaulich genutzten Flachen mit offenem landschaftlichen Charakter ohne
Pragung durch Gebaude oder Stral’en gehen in ein klassisches Wohngebiet tber, wobei
stadtgestalterisch mit Art und Maf3 der geplanten Geb&ude zur vorhandenen Wohnbebauung
an der Dornbreite Bezug genommen wird.
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Im Hinblick auf die Einbindung des neuen Wohngebiets in die Landschaft ist die Erhaltung
der flankierenden und kulissenbildenden Vegetationsstrukturen - der Knick, die Einzelgehdl-
ze am Nord-West-Rand sowie die verbleibende Flache mit Gehdlzbestand an der Dornbreite
- als deutlich eingriffsminimierend (bezogen auf das Schutzgut Landschaftsbild) zu betrach-
ten. Von den umgebenden StralRen aus wird das neue Wohngebiet durch die sichtverschat-
tende Wirkung der vorhandenen Geholze nur von Nordwesten vom Steinrader Damm aus
einsehbar sein.

Zusammen mit den festgesetzten Neuanpflanzungen in den Privatgarten und im Straf3en-
raum sowie der geringen Dichte in einem Uberwiegend durch Einfamilienhduser gepragten
Gebiet wird ein relativ griines Erscheinungsbild erreicht werden kénnen.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen (Festsetzung im Bebau-

ungsplan)

¢ Erhalt der rahmenden Vegetationsstrukturen (Knicks, Einzelbdume, Gehdlzflache),

¢ Anpflanzung von Badumen und Hecken in den Privatgarten, auf dem Spielplatz sowie in
den StralRenrdumen,

e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung fir Carports, Garagen und Nebenanlagen
6.3.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch einschlieB3lich menschlicher Gesundheit
a) Larmbelastung

Ausgangssituation

Nordlich des Plangebiets befinden sich zwei Gartnereibetriebe, deren betriebliche Aktivitaten
durch die Entwicklung der geplanten Wohnbauflachen nicht eingeschrankt werden sollen.
Von den Betrieben gehen Schallemissionen durch den Einsatz von Traktoren und durch ge-
ratetechnische Anlagen aus.

Eine Berlcksichtigung von Schalleintragen aus dem westlich gelegenen Gewerbegebiet
Roggenhorst und von der Autobahn Al auf das geplante Wohngebiet ist aufgrund der raum-
lichen Entfernung nicht erforderlich.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Um zu gewadhrleisten, dass sich aus der Nachbarschaft der geplanten Wohnbebauung zu
den bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben keine Schallkonflikte ergeben, wurde im Mai
2017 eine schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt®. In deren Rahmen wurde eine Be-
fragung der drei vorhandenen Betriebe durchgefiihrt, die Betriebsablaufe erhoben und die im
geplanten allgemeinen Wohngebiet zu erwartenden Gerduschimmissionen prognostiziert.
Die prognostizierten Werte erreichen an den nachstgelegenen Baugrenzen im Tagzeitraum
bis zu 55 dB(A). Damit werden die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm*“ (TA-Larm)* fiir allgemeine Wohngebiete erreicht, aber nicht tiberschrit-
ten. Im Nachtzeitraum werden in der Untersuchung maximale Beurteilungspegel von
32 dB(A) ermittelt. Der Immissionsrichtwert der TA Larm wird damit um 8 dB(A) unterschrit-

% Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbreite/Medenbreite* der Hansestadt Libeck, ALN
Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017.

* Die TA Larm wird zur Beurteilung der Beurteilungspegel hilfsweise herangezogen, auch wenn es sich bei den landwirtschaftli-
chen Betrieben um nicht genehmigungsbedurftige Anlagen im Sinne des § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz handelt.
Die Werte der TA Larm fir allgemeine Wohngebiete entsprechen dabei den Orientierungswerten der DIN 18005.
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ten. Es sind keine schalltechnischen Konflikte aufgrund der Schaffung von Wohnbauflachen
in Nachbarschaft zu den bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben zu erwarten.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen lArmbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut
Mensch einschlieRlich der menschlichen Gesundheit verbunden, so dass keine Vermei-
dungs-, Minderungs- oder Ausgleichsmalinahmen erforderlich werden.

b) Belastung mit Luftschadstoffen

Das Plangebiet liegt in einem Gebiet von mittlerer Luftqualitat (Luftgite-Index 1,3-1,5) im
Ubergang zu einem Gebiet mit hoher Luftqualitat (Luftgute-Index 1,6-1,8). Die Luftglte wird
sich durch das geplante Wohngebiet nicht erheblich verschlechtern.

c¢) Erholung

Ausgangssituation

Das Plangebiet ist derzeit nicht in ein Ubergeordnetes Wegesystem eingebunden.

Siudéstlich des Plangebiets erstreckt sich das Erholungsgebiet ,Herrengarten®. Als ,Herren-
garten® wird im engeren Sinn der Park des Herrenhauses Krempelsdorf an der Fackenburger
Allee bezeichnet, der im Jahr 1911 als Volkspark im landschaftlichen Stil angelegt wurde. Im
weiteren Sinn wird auch das Niederungsgebiet zwischen den StraRen ,Steinrader Damm®
und ,Fackenburger Allee” als ,Herrengarten“ bezeichnet. Neben Herrenhaus und Parkanlage
gehoren hierzu noch Kleingarten, landwirtschaftliche Nutzflachen und zahlreiche Seen und
Teiche.

Der westliche Teil des Erholungsgebiets ,Herrengarten® ist noch nicht in Ganze durch Wege
erschlossen. Wenn dies zukunftig erfolgt ist, konnte das Plangebiet auf Hohe der geplanten
ErschlieBungsstralle an der Dornbreite an das Wegesystem im ,Herrengarten“ angebunden
werden (s. Abbildung 4).

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 31



Begriindung 130. Anderung des Flachennutzungsplans — Dornbreite / Medenbreite -

. S
Hansestadt Liibeck
2l Medenbreite
Studie: FuBwegenetz
Stand: 16.01.2017

Abbildung 4: Studie FuRBwegenetz — Auszug (16.01.2017)

Bestandteil der Planung ist die Anlage eines FulR- und Radwegs, der um das allgemeine
Wohngebiet herumfiihrt. Dieser dient einerseits den zukunftigen Bewohnern zur wohnortna-
hen Erholung, dartiber hinaus bietet dieser das Potenzial, zukiinftig eine Ful3-/ Radwegever-
bindung zwischen Steinrade und dem Erholungsgebiet ,Herrengarten“ anzulegen. Mit dem
geplanten Wegenetz werden damit die Naherholungsmoglichkeiten auch fur die umgeben-
den Anwohner verbessert.

Die Realisierung von Wegean- und -verbindungen zum Griinzug Herrengarten wurden im
Rahmen der Prifung von verschiedenen Varianten der Oberflachenentwasserung gepruft.
Zur Zeit stehen die bendtigten Flachen jedoch nicht zur Verfligung.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen erholungsbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut
Mensch einschlieRlich der menschlichen Gesundheit verbunden, so dass keine Vermei-
dungs-, Minderungs- oder Ausgleichsmal3nahmen erforderlich werden. Durch das geplante
Wegesystem wird eine Verbesserung der Erholungsfunktion erreicht.

6.3.7 Auswirkungen auf Kultur- und andere Sachguter
Ausgangslage

Denkmale innerhalb des Plangebiets/Archaologische Verdachtsflachen:

Der Bereich Dornbreite ist archéologische Verdachtsflache; es kdnnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit, ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.
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Denkmale in der Umgebung:
Landgraben

Etwa 250 m nordlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster
Landgraben, welcher mit einigen Wallen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt
als Kulturdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturland-
schaft. Er wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-
Holstein eingetragen und unter Denkmalschutz gestellt. In Libeck befindet sich der Land-
graben auf der Liste der Archaologischen Denkmale mit der Nr. 280.

Gutshaus von Hof Steinrade

Das Lubsche Gut Grol3 Steinrade, das etwa 200 m nordlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade z&hlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Liibeck.

UNESCO Welterbe ,Lubecker Altstadt”

Das Plangebiet liegt ca. 5 km westlich des UNESCO-Welterbes ,Libecker Altstadt®. Geman
DSchG SH 2015 stehen Welterbestéatten als Schutzzonen unter Denkmalschutz, ohne dass es
hierzu einer gesonderten Festsetzung durch eine Rechtsverordnung bedarf. Das Plangebiet liegt
gemall Managementplan auf3erhalb der sogenannten Pufferzone des UNESCO-Welterbes
.LUbecker Altstadt‘. Auch aulerhalb der Pufferzone sind bauliche MaRhahmen und Vorhaben
auf ihre Vertraglichkeit mit den schiutzenswerten Stadtansichten, Blickbeziehungen und
Sichtachsen zu Uberprifen. Das betrifft insbesondere die Hohenentwicklung und das bauliche
Mald von Vorhaben in Bezug auf die Stadtansichten aus den Umlandregionen. Das Plangebiet
befindet sich im Bereich der Streckensichten 21 (K 77 westlich Zarpen) und 24 (Pohlserwold).

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfihrung der Planung

Bei Realisierung des Wohngebiets werden keine der genannten Denkmale bzw. die Welter-
bestatte beeintrachtigt.

Der Landgraben liegt deutlich auf3erhalb des Plangebiets und wird von der Bebauung nicht
tangiert.

Die Streckensichten auf die Lubecker Altstadt werden durch die geringen Héhen der Wohn-
gebaude ebenfalls nicht beeintrachtigt. Das Plangebiet soll als allgemeines Wohngebiet mit
einer eingeschossigen Bebauung entwickelt werden. Der Bebauungsplan trifft entsprechen-
de Festsetzungen, so dass eine Beeintrachtigung der Blickbeziehungen zur Altstadt-
Silhouette z.B. in Form einer unangemessenen Bebauungshoéhe nicht zu befiirchten ist.

Das Gutshaus befindet sich am Ende der StraRe Medenbreite. Zwischen dem Gutshaus und
dem Plangebiet befinden sich Flachen, die durch einen Gartenbaubetrieb aktiv genutzt wer-
den. Geholzbestande und bauliche Anlagen lassen keine Blickbeziehung zwischen dem
Baugebiet und dem Gutshof zu.

Mit der Realisierung des bestehenden Wohngebiets an der Medenbreite wurde bereits vor
mehreren Jahrzehnten in den Nahbereich des Steinrader Guts eingegriffen. Der vorhandene
Siedlungsbereich wird durch das neue Baugebiet lediglich erweitert. Zudem werden das
Plangebiet und die nordwestlich angrenzenden Flachen seit mehreren Jahrzehnten zu Gar-
tenbauzwecken bewirtschaftet. Die Entwicklung des geplanten Wohngebiets ist demnach
kein erheblicher neuer Eingriff im Nahbereich des Stadtguts Steinrader Hof, der eine denk-
malpflegerische Bewertung erfordert.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 33



Begriindung 130. Anderung des Flachennutzungsplans — Dornbreite / Medenbreite -

Die Festsetzungen des Bebauungsplans lassen eine Beeintrachtigung des Stadtguts z.B. in
Form einer unangemessenen Bebauungshéhe nicht beflirchten.

Da es sich bei dem Plangebiet um eine archaologische Verdachtsflache handelt, werden im
Planverfahren archéologische Untersuchungen (Prospektion mit Metallsonden) vorgenom-
men. Im Falle von positiven Befunden werden entsprechende Grabungen auf Kosten des
Eigentimers durchgefiihrt. § 15 Denkmalschutzgesetz sichert dartber hinaus die Meldung
und Dokumentation von bedeutenden Funden wahrend der Bauphase.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgu-
ter verbunden, so dass keine Vermeidungs-, Minderungs- oder Ausgleichsmaflinahmen er-
forderlich werden.

6.3.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgltern

Grundsatzlich bestehen immer Wechselbeziehungen und -wirkungen zwischen allen Be-
standteilen des Naturhaushalts. Im Geltungsbereich wird dieses Wirkungsgeflecht, wie im
Siedlungsbereich Ublich, durch die Auswirkungen der baulichen Anlagen und die Intensitat
der Nutzung durch den Menschen auf die anderen Schutzglter gepragt. Der Mensch steht
sowohl als Teil seiner Lebensumwelt als auch durch seine Nutzungsanspriiche in einem
besonderen Verhéltnis zum Naturhaushalt und damit zu den Schutzgitern. Die vom Men-
schen ausgeldsten Veranderungen und Beeintrachtigungen der Schutzgiter haben immer
auch Ruckwirkungen auf den Menschen und die fir ihn relevanten Nutzungen.

Fur die im Plangebiet zwischen den Schutzgitern bestehenden Wechselbeziehungen
und -wirkungen wird davon ausgegangen, dass durch das geplante Vorhaben keine grundle-
genden neuen negativen Wechselwirkungen und Verschlechterungen der bestehenden
Wechselbeziehungen ausgeldst werden.

Schutzgut |Wechselwirkungen mit anderen Schutzgitern

Menschen |- Schutzgiter Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft bilden
die Lebensgrundlage des Menschen

Pflanzen - Abhangigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften (Boden-
form, Grundwasserflurabstand)

- Bestandteil/Strukturelement des Landschaftsbildes

- anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Uberbauung,
Standortveranderungen)

Tiere - Abhéngigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebensraumaus-
stattung (Vegetation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Boden, Wasserhaushalt)
- anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensrdumen (Stérung, Ver-
drangung)

Boden - Abhéngigkeit der Bodeneigenschaften von den geologischen, geomorphologi-
schen, wasserhaushaltlichen und vegetationskundlichen Verhaltnissen

- Boden als Lebensraum fir Tiere und Menschen, als Standort fiir Biotope u.
Pflanzengesellschaften sowie in seiner Bedeutung fur den Landschaftswasser-
haushalt (Grundwasserneubildung, Retentionsfunktion, Grundwasserschutz,
Grundwasserdynamik)

- Boden in seiner Bedeutung fur den Wasserhaushalt (Grundwasserneubildung,
Retentionsfunktion, Grundwasserschutz, Grundwasserdynamik)

- anthropogene Vorbelastungen (Bearbeitung, Stoffeintrage, Verdichtung, Versie-
gelung)

34 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018




130. Anderung des Flachennutzungsplans— Dornbreite / Medenbreite- Begriindung

Schutzgut |Wechselwirkungen mit anderen Schutzgitern

Grundwas- |- Abhéngigkeit der Grundwasserneubildung von bodenkundlichen, vegetations-

ser kundlichen und nutzungsbezogenen Faktoren

- anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag durch
die gartnerische Nutzung)

Klima / Luft |- im konkreten Fall aufgrund der Kleinflachigkeit des Plangebiets keine relevanten
Wechselwirkungen zu erwarten

Landschaft |- Abhangigkeit des Landschaftsbhildes von den Landschaftsfaktoren Relief und
/Kultur Vegetation/ Nutzung

guter - Grundlage fir die Erholung des Menschen

- anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes und Landschaftsraumes
(Uberformung)

Tabelle 1: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern

6.3.9 Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete

NATURA 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) sind von der Planung nicht
betroffen.

6.4 Auswirkungen durch Bauphase, Abfélle, Techniken und schwere Unfélle

6.4.1 Bau der geplanten Vorhaben einschlie3lich Abrissarbeiten

Fur die Bauphase konnen keine detaillierten Angaben gemacht werden. Hierzu greifen die
Regelungen der nachgelagerten Genehmigungsebenen, sodass eventuelle Umweltauswir-
kungen aufgrund der Umsetzung der Planung wirksam vermieden werden kénnen.

6.4.2 Art und Menge der erzeugten Abfalle und ihre Beseitigung und Verwertung

Zur Art und Menge der Abfalle, die aufgrund der Umsetzung der Planung anfallen, kénnen
keine detaillierten Angaben gemacht werden. lhre umweltschonende Beseitigung und Ver-
wertung wird durch entsprechende fachgesetzliche Regelungen sichergestellit.

6.4.3 Eingesetzte Techniken und Stoffe

Zu den eingesetzten Techniken und Stoffen, die in den durch die Planung ermdglichten Vor-
haben verwendet werden, konnen keine konkreten Angaben gemacht werden. Auf der Plan-
ebene nicht absehbare Umweltauswirkungen sind auf der Zulassungsebene zu priifen.

6.4.4 Auswirkungen durch schwere Unfélle und Katastrophen

Die Planung ermdglicht keine Vorhaben, von denen die Gefahr schwerer Unfélle oder Kata-
strophen ausgeht. Im Umfeld des Plangebiets befinden sich auch keine Gebiete oder Anla-
gen, von denen eine derartige Gefahr fur die zuklinftigen Nutzungen im Plangebiet ausgeht.

6.5 Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfiihrung der
Planung (Null-Prognose)

Die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfiihrung der Planung
(Null-Prognose) unterscheidet sich nicht wesentlich vom Basisszenario (Bestandsbeschrei-
bung/ Ausgangssituation), das in den vorherigen Kapiteln fir die einzelnen Umweltschutzgu-
ter beschrieben und bewertet wurde.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 35




Begriindung 130. Anderung des Flachennutzungsplans — Dornbreite / Medenbreite -

6.6 Hinweise fur Festsetzungen der verbindlichen Bauleitplanung, mit denen um-
weltbezogene Auswirkungen vermieden, vermindert und ausgeglichen werden
kdnnen

e Erhalt der randlichen Knicks, Erganzung eines 5 m breiten Knicksaums,

e Erhalt der vorhandenen Einzelbaume am Nord-Westrand des Plangebiets,

e Erhalt eines Teils des Waldchens,

¢ Neupflanzung von StraRenbaumen und Laubbaumen auf dem Spielplatz,

¢ Neupflanzung von Baumen auf den Privatgrundsticken,

¢ Neupflanzung von StralRenbdumen an der Stral3e Dornbreite,

e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung fir Carports, Garagen und Nebenanlagen

e Verwendung von wasserdurchlassigen Wegebelagen (Pflaster mit hohem Fugenanteil,
wassergebundene Bauweise u.a.) fir untergeordnete Verkehrsflachen im Sinne des § 19
Abs. 4 BauNVO, z.B. Wege in Griinflachen, Zuwegungen, private Stellplatze u.a.,

o Aulerhalb des Geltungsbereichs: Umsetzung einer Erstaufforstungsflache,
e AulBerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von Extensivgrinland.

o Keine Rodung von Geholzen und Beginn der Bauarbeiten in der Brutzeit (01. Méarz bis
September - allgemein gliltige Regelung § 39 BNatSchG),

e Bereitstellung von kinstlichen Nisthilfen an den verbleibenden Baumen oder an Geb&u-
den.

6.7 Anderweitige Planungsmadglichkeiten

Fur das Plangebiet wurden keine anderweitigen Planungsvarianten geprdift.

6.8 Zusatzliche Angaben

6.8.1 Gutachten und umweltbezogene Informationen

- siehe vollstandige Auflistung der Gutachten unter Kapitel 7.3 -

6.8.2 Verwendete technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstel-
lung der Unterlagen

Bei der Zusammenstellung der Unterlagen sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.

Bei der Ermittlung der Eingriffe und der sich daraus ergebenden Ausgleichsmalinahmen
wurden verwendet:

e Gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums fur Umwelt, Natur
und Forsten des Landes Schleswig-Holstein aus dem Jahre 1998

Die wichtigsten Merkmale der im Rahmen der Umweltpriifung verwendeten technischen Ver-
fahren werden in den jeweiligen Fachgutachten bzw. bei den einzelnen Schutzgitern be-
schrieben. Sie entsprechen dem gegenwartigen Wissensstand und allgemein anerkannten
Prifmethoden. Die fur die Umweltprifung auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung
erforderlichen Erkenntnisse liegen vor, soweit sie nach Inhalt und Detaillierungsgrad der
FNP-Anderung in angemessener Weise verlangt werden kénnen. Schwierigkeiten bei der
Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten, insbesondere liegen keine Kenntnis-
licken vor.

36 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018



130. Anderung des Flachennutzungsplans— Dornbreite / Medenbreite- Begriindung

6.8.3 Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiberwachung (Monitoring)

Die Uberwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umwelt-
uberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualitat, Larm), Bun-
desbodenschutz- (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobachtung) sowie ggf.
weiterer Regelungen. Damit sollen unvorhergesehene erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen, die infolge der Planrealisierung auftreten konnten, fir das konkrete Planvorhaben
allerdings als wenig wahrscheinlich eingeschéatzt werden, erkannt werden.

Die Uberwachung der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen innerhalb des Plangebiets erfolgt
im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren; die Mal3Bhahmen auf3erhalb des Plangebiets
werden durch die zustandigen Fachamter der Hansestadt Libeck durchgefuhrt und Gber-
wacht.

6.9 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung des Umweltberichts

Das Plangebiet wird derzeit durch ackeréhnliche, ehemals gartnerisch genutzte offene Fla-
chen gepréagt. Den wertvollsten Landschaftsbestandteil bildet ein kleines Waldsttick an der
Dornbreite, das zu gréReren Teilen fur die ErschlieBung des neuen Wohngebiets Uberplant
wird. Ein flankierender Knick sowie angrenzende gut entwickelte Ausgleichsflachen liegen
auBBerhalb des Geltungsbereichs und bleiben erhalten.

Durch die Umsetzung der Planung werden erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt verur-
sacht:

¢ Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen und Tiere durch die Rodung von Waldflache sowie

e Eingriffe in das Schutzgut Boden durch Uberplanung von Ackerland bzw. Versiegelung
derzeitig offenen Bodenflachen.

¢ Artenschutzfachliche Ausnahmegenehmigungen sind nicht erforderlich, sofern die vorge-
schriebenen Schonzeiten (z.B. kein Abriss der Gebaude mit Fledermausquartierpotenzial
auBRerhalb des Hochwinters (Dezember-Februar). Der Zeitraum kann ausgedehnt wer-
den, wenn durch eine Suche nach Fledermausen in den betreffenden Gebauden ein Vor-
kommen ausgeschlossen werden kann) und Fallfristen eingehalten werden.

Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) werden Vermeidungs-,
Minimierungs- und Ausgleichsmaflinahmen zur Kompensation der Eingriffe festgesetzt.

Die Uberwachung der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen innerhalb des Plangebiets erfolgt
im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren; die MalBhahmen auf3erhalb des Plangebiets
werden durch die zustandigen Fachadmter der Hansestadt Libeck durchgefihrt und dber-
wacht.

7. Verfahren, Rechtsgrundlagen und Fachgutachten

7.1 Verfahrensubersicht

Aufstellungs-, Anderungs- und Ergdnzungsbeschluss

Der Bauausschuss der Hansestadt Liibeck hat am 15.05.2017 die 130. Anderung des Fla-
chennutzungsplans beschlossen.
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Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB

Die Offentlichkeit wurde in der Zeit vom 12.06.2017 bis einschlieRlich 23.06.2017 durch Aus-
hang in Rdumen der Bauverwaltung sowie in einer am 13.06.2017 im Dorfgemeinschafts-
raum vor Ort durchgefiihrten Erdrterungsveranstaltung tber die Ziele und Zwecke der Pla-
nung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichtet. Wahrend der Aushangszeit so-
wie in der Erorterungsveranstaltung bestand zugleich Gelegenheit zur AuRerung und Erorte-
rung.

In der Erorterungsveranstaltung wurden von den Anwesenden keine grundlegenden Beden-
ken gegenlber der Planung vorgebracht.

Fruhzeitige Beteiligung der Behtérden geméaf § 4 Abs. 1 BauGB

Die Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die
Planung berthrt werden kénnen, wurden mit Schreiben vom 10.07.2017 zur Abgabe einer
Stellungnahme bis zum 26.07.2017 aufgefordert. Auf Antrag wurden fur die Abgabe einer
Stellungnahme jeweils Fristverlangerungen bis zum 19.09.2017 eingeraumt.

Im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB gingen verschiedene AuRerungen und Erorterungen zur Anderung des
Flachennutzungsplans ein. Die Behandlung der abgegebenen Stellungnahmen und Erorte-
rungen ist dem Auswertungsbericht zu entnehmen.

Kinder- und Jugendlichenbeteiligung

Kinder und Jugendliche haben im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behordenbe-
teiligung Gelegenheit, sich tiber die Planung zu informieren und AuRerungen hierzu vorzu-
bringen. Auf eine Uber die allgemeine Information und Beteiligung hinausgehende besondere
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen konnte verzichtet werden, weil die bei der Bauleit-
planung fir ein Wohngebiet zu bericksichtigenden Belange von Kindern- und Jugendlichen
friihzeitig ermittelt und durch die Festsetzung einer Flache fir einen Gemeinschaftsspielplatz
in die Planung eingestellt worden sind. Dariber hinaus war im Hinblick auf die Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen zu beriicksichtigen, dass es sich bei der Bauleitplanung ge-
mal Baugesetzbuch um eine rein flachenbezogene Planung mit Nutzungszuweisungen fur
gegeneinander abzugrenzende Flachen handelt. Die konkrete gestalterische Ausformung
von Spielplatzen, die Gegenstand der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen sein kénn-
te, entzieht sich hingegen der Bauleitplanung und ist nachfolgenden Planungen der offentli-
chen Hand oder — wie hier gegeben — des jeweiligen Bauherrn vorbehalten.

Planungsanzeige gemafl § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz

Der Abteilung Landesplanung der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein wurde die
Planung mit Schreiben vom 21.07.2017 angezeigt. In der landesplanerischen Stellungnahme
vom 29.09.2017 werden keine Bedenken gegeniiber der Planung vorgebracht und die Uber-
einstimmung mit den Zielen und Erfordernissen der Raumordnung und der Landesplanung
festgestellt.

7.2 Rechtsgrundlagen

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBI. |
S. 3635)

e Baunutzungsverordnung (BauNVO 2017) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBI.
| S. 3787)
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Landesbauordnung fir das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 2009, zuletzt
geéandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GVOBI. S. 369)

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geédndert am 15.
September 2017 (BGBI. | S. 3434)

Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz) vom 24. Februar 2010 (GVOBI.
S. 301), zuletzt ge&ndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBI. S. 162)

7.3 Fachgutachten

Zur 130. Flachennutzungsplananderung liegen folgende Gutachten vor:

Chemische Untersuchung, Baukontor Dumcke, Libeck, 16.08.2016;

Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzuntersuchung fir den B-Plan
23.19.00 Dornbreite/ Medenbreite, Buro Dipl.-Biologe Karsten Lutz, Hamburg 05/2017,
Erganzung 10/2017;

Schallltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbreite/ Meden-
breite“ der Hansestadt Liibeck, ALN Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017;

Stellungnahme zur Verkehrsplanung, TSM Ingenieurbiro fur Tiefbau und Vermessung,
Kiel, 31.08.2017;

Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen, Baukontor Dimcke, Libeck,
05.07.2017;

Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhdltnisse durch 10 Sondierungen, Bau-
kontor Dimcke GmbH, Liibeck, 13.07.2016;

Libeck, den 30.01.2018

Fachbereich 5, Planen und Bauen

Bereich 5.610, Stadtplanung und Bauordnung

5.610.2 / Zim

in Zusammenarbeit mit

claussen-seggelke stadtplaner, Hamburg und
Andresen Landschaftsarchitekten, Lubeck
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8. Anlage

Lageplan Kompensation zum B-Plan 23.19.00 und der 130. F-Plan-Anderung im Bereich

“Neue Koppel“ in Niendorf-Moorgarten
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/. TEIL A - PLANZEICHNUNG

6/32 .~

ZEICHENERKLARUNG

VERFAHRENSVERMERKE

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des
Bauausschusses der Hansestadt Liilbeck vom ...........................
Die ortsuibliche Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses ist durch Abdruck in der Libecker

Stadtzeitung am ..........cccc erfolgt.

Die frilhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 (1)
Satz 1 BauGB ist vom ........cccccevvieenns bis einschlief3lich
.......................... durchgefiihrt worden.

Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange,
die von der Planung beriihrt sein kdnnen, wurden gem.
§4 (1)BauGBam ........ccccceeennnen. unterrichtet und zur
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Der Bauausschuss hatam .......................... den Entwurf des
Bebauungsplanes mit Begriindung beschlossen und zur
Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die
Begriindung haben in der Zeit vom ..........c.cc....c... bis
einschlieBlich .......................... nach § 3 (2) BauGB offentlich
ausgelegen.

Die o6ffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist von allen
Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben

werden kdnnen, am ...........ccccoeeeeeee. in der Libecker Stadtzeitung
ortsiblich bekannt gemacht.

Liibeck, den

Hansestadt Libeck
Der Biirgermeister
Fachbereich Planen und Bauen
Bereich Stadtplanung und Bauordnung

Im Auftrag Im Auftrag

Die Behoérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange,

die von der Planung beriihrt sein kdnnen wurden gemaf

§4 (2)BauGBam ........ccccceeeennnnn. zur Abgabe einer Stellung- L.s.
nahme aufgefordert.

Joanna Glogau Karsten Schréder

Bausenatorin Bereichsleiter

Der katasteramtliche Bestand am ........cccceeveeeeenn. sowie Liibeck, den

die geometrischen Festlegungen der neuen stadtebaulichen
Planung werden als richtig bescheinigt.

L. S. Vermessungsburo

Die Biirgerschaft hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit Libeck, den

und der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
AM e geprift.
Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Hansestadt Libeck
Der Biirgermeister
Fachbereich Planen und Bauen
Bereich Stadtplanung und Bauordnung

Im Auftrag

Die Birgerschaft hat den Bebauungsplan, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), am
.......................... als Satzung beschlossen und die Begriindung

L.S. Karsten Schréd
durch (einfachen) Beschluss gebilligt. oo encer

Bereichsleiter

10.

Libeck, den
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist

bekannt zu machen. L.S. Bernd Saxe

Der Biirgermeister

1.

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Biirgerschaft
und die Stelle, bei der der Plan mit Begriindung und zusammen-
fassender Erklarung auf Dauer wahrend der Servicezeiten

von allen Interessierten eingesehen werden kann und die tiber
den Inhalt Auskunft erteilt, sind am ...........ccccceeeeents

ortsiblich bekanntgemacht worden.

In der Bekanntmachng ist auf die Mdglichkeit, eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der
Abwagung einschlieBlich der sich ergebenden Rechtsfolgen

( § 215 (2) BauGB) sowie auf die Mdglichkeit, Entschadigungs-
anspriiche geltend zu machen und das Erléschen dieser Anspriiche

Liibeck, den

Hansestadt Libeck
Der Biirgermeister
Fachbereich Planen und Bauen
Bereich Stadtplanung und Bauordnung

Im Auftrag

(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. L.s. Karsten Schréder
Auf die Rechtswirkungen des § 4 (3) GO wurde ebenfall hingewiesen. Bereichsleiter
Die Satzung ist mithinam .......................... in Kraft getreten.

4 Es gelten die
. Vi - Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom
iy WA @ 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), geéndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057)
7 6/30 (S - Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundsticke (Baunutzungsverordnung - BauNVO 2017) in der Fassung vom 21.
(yb) % November 2017 (BGBI. | S. 3787)
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TEIL B - TEXT
. Planungsrechtliche Festsetzungen 8 MaRBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 10.3 Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind im baulichen Zusammenhang mit dem Hauptgebaude oder mit

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 8.1 Extensive Dachbegriinung Garagen oder iberdachten Stellplatzen anzuordnen. Solaranlagen dirfen auch im baulichen Zusammenhang mit
Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie Die Dachflachen von Garagen und Giberdachten Stellplatzen (Carports) sowie Nebenanlagen ab einer Nebenanlagen angeordnet werden. Die Pflicht zur Dachbegriinung auf Garagen, Carports und Nebenanlagen bleibt
Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO nicht zulassig. Dachflachengréfie von 3 m2 sind mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu erhalten. Frei stehende Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind unzulassig.

versehen und zu begriinen.
2 MaR der baulichen Nutzung, Hohe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 111. Hinweise
21 Terrassen und Uberdachte Freisitze kénnen das zuldssige Mafl der baulichen Nutzung um 25 m2 (iberschreiten. 8.2 Wegebelage A Fall- und Rodungsarbeiten
Wegeflachen sowie Stellplatzanlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO (Stellplatze, Zufahrten etc.) sind mit Fall- und Rodungsarbeiten dirfen gema § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nur in der Zeit zwischen dem

2.2 Im allgemeinen Wohngebiet betragt die hdchstzulassige Firsthéhe 9,00 m tiber der Oberkante der angrenzenden wasser- und luftdurchlassigen Beldgen herzustellen. 1. Oktober und dem 28./29. Februar durchgefiihrt werden.
offentlichen Verkehrsflache, gemessen in der straRenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Stralle.

8.3 Zuordnung von AusgleichsmalBnahmen aulBerhalb des Plangebietes B Bodenaushub

2.3 Im allgemein Wohngebiet betragt die hochstzulassige Traufhdhe 4,00 m Uber der Oberkante der angrenzenden Zum Ausgleich fur bebauungsplanbedingte Eingriffe in Natur und Landschaft werden die nachfolgend aufgefiihrten Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veréanderungen
offentlichen Verkehrsflache, gemessen in der straRenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Strafle. Die Traufhohe Malnahmen dem Wohngebiet sowie den 6ffentlichen Verkehrs- und Grinflachen zugeordnet: der Erdoberflache ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu
bemisst sich im Schnittpunkt zwischen der Aul3enkante des aufsteigenden traufseitigen Mauerwerks und der AuRenkante a) Erstaufforstungsflache im Umfang von 4.082 m? auf der Okopoolflache ,Neue Koppel“ in Libeck, Gemarkung schitzen.
der Dachhaut des Hauptdaches. Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1, .

b) Sukzessionsflache im Umfang von 8.700 m? auf der Okopoolflache ,Neue Koppel“ in Lilbeck, Gemarkung C Archaologie

2.4 Auf den Flachen fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizitat betragt die héchstzulassige Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist archaologische Verdachtsflache; archdologisch bedeutsame Funde
Gebaudehdhe 8,00 m tiber der Oberkante der angrenzenden 6&ffentlichen Verkehrsflache, gemessen in der kénnen nicht ausgeschlossen werden. Vor Bodeneingriffen ist die rechtzeitige Information der Oberen
straBenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Strale. 9 Bindung fiir Bepflanzung und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen Denkmalschutzbehorde, Abteilung Archéologie, Meesenring 8, 23566 Liibeck, liber den aktuellen Baubeginn

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) zwingend erforderlich. Funde sind gem. § 15 Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein (DSchG S-H) umgehend zu

25 Fir Wohngebaude ist eine maximale Sockelhéhe von bis zu 0,30 m UGber der Oberkante der angrenzenden o6ffentlichen 9.1 Erhaltungsgebot melden.

Verkehrsflache, gemessen in der stralenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Strale, zulassig. Die Sockelhdhe ist Auf der festgesetzten Flache zur Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen ist das
definiert durch die Oberkante des fertigen FuBbodens (OKFF) des Erdgeschosses. vorhandene Feldgehdlz dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Zur Gewahrung der Verkehrssicherheit D Schutz vor Grundwasser
kénnen Baume im Nahbereich zur Stralle zuriick geschnitten oder entnommen werden. Keller sind als wei3e Wanne zu errichten.

2.6 Bei Wohngebauden, die nicht an eine 6ffentliche Verkehrsflache angrenzen, ist die Oberkante der angrenzenden privaten
Verkehrsflache bzw. der Flache fiir das private Zufahrtsrecht der untere Bezugspunkt fiir die Bemessung der First-, Trauf- 9.2 StraRenbaume E Leerrohre fur Telekommunikation
und Sockelhdhe. Im StraBenraum sind mindestens 27 heimische und standortgerechte Laubbdume (Artenauswahl siehe Pflanzliste (a) Es wird angeregt, bei der Erstellung der Hauptanlagen sind Leerrohre fiir eine eventuelle erforderliche
) im Anhang) mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, gemesen in 1 m Héhe tber dem Erdboden, in offenen Glasfaserinfrastruktur vorzusehen.

3 Uberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) mindestens 8 m2 groRen Baumscheiben mit einem durchwurzelbaren Substratvolumen von mindestens 12 m3 zu
Terrassen konnen die festgesetzten Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 3,50 m Uberschreiten. pflanzen und dauerhaft zu erhalten. F Richtfunkstrecken

Im Bereich des Plangebiets verlauft eine Richtfunkstrecke. Bei Einhaltung der festgesetzten eingeschossigen
4 GroBe der Baugrundstiicke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 9.3 Begriinung des Spielplatzes Bauweise ist eine Beeintrachtigung des Richtfunkbetriebs nicht zu befiirchten.
In den Teilgebieten mit der Bezeichnung WA 1 sind nur Grundstlicksgréen von mindestens 500 m? und maximal 600 m? Der Spielplatz ist mit mindestens 3 heimischen und standortgerechten Laubbdumen zu begriinen (Artenauswahl Im Baugenehmigungsverfahren ist zu beachten, dass in den betroffenen Bereichen entsprechende Auflagen bei der
zulassig. Das mit ,ya“ gekennzeichnete Eckgrundstiick ist bis zu einer GréRe von maximal 700 m? zulassig. Das mit ,yb“ siehe Pflanzliste (a) im Anhang). Gestellung von Baukréanen ergehen kénnen.
gekennzeichnete Eckgrundstiick ist bis zu einer GréRe von maximal 900 m? zulassig. Im Teilgebiet mit der Bezeichnung
WA 2 sind nur GrundstiicksgroRen von mindestens 250 m? und maximal 350 m? zulassig. 9.4 Begriinung der privaten Wohnbaugrundstiicke Pflanzlist
Im allgemeinen Wohngebiet ist je Wohnbaugrundstiick ein heimischer und standortgerechter Laubbaum anzlisten

5 Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) (Artenauswahl siehe Pflanzliste (a) im Anhang) mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm, gemessen in 1 m i i
In den Teilgebieten mit der Bezeichnung WA 1 sind je Wohngebaude héchstens zwei Wohnungen zuléssig. Im Teilgebiet Hohe tiber dem Erdboden, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgéngige Baume sind zu ersetzen. a) Artenauswahl Baumpflanzungen c) Artenauswahl Pflanzung einer frei wachsenden
mit der Bezeichnung WA 2 ist je Doppelhaushélfte eine Wohnung zuléssig. o Spitzahorn Acer platanoides Feldhecke:

9.5 Hecken als Einfriedungen

6 Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) Einfriedungen als Abgrenzung zur &ffentlichen Verkehrsflache sind nur in Form von geschnittenen Laubholzhecken Feldahorn Acer campestre Hasel Corylus avellana 10 %

6.1 Geréteschupp_en, C_;artenhéuser oder Ne“benanlagen _aul&erhalb de_r Bgugr_enz_en ur_ld der _seitlichen Verlangerung der oder Steinwélluen _mit BepflanZl.J.ng bis"zu einer Hb'h_e von 1,50 m zyléssig_ (_Artenauswahl siehe Pflanzliste (b) im Hainbuche Carpinus betulus Schlehe Prunus spinos 10 %
Baugrenzen sind bis zu einer Gesamtgréf3e von maximal 8 m? zulassig. Sie sind nicht zwischen der Anhang). Zusatzliche offene Zaune durfen ausschlieBlich grundstiicksseitig angeordnet werden. - -

StraBenbegrenzungslinie und der vorderen Gebaudefront bzw. deren seitlicher Verlangerung bis zur Grundstiicksgrenze Hahnendorn Crataegus crus-galli Weilidorn Crataegus monogyna 10 %
zulassig. 9.6 Begriinung der Flache fi_].r Versorgungsanlagen (Zwe“ckbestimmyng Elektrizitat) _ o _ Apfeldorn Crataegus lavallei Feldahorn Acer campestre 5 %
Auf der festgesetzten Flache zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine frei - - -

6.2 Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) sind innerhalb der Baugrenzen oder deren seitlichen Verlangerungen bis wachsende Feldhecke aus standortgerechten Strauchern und Laubbdumen zu pflanzen (Artenauswahl siehe Vogelkirsche Prunus avium Hundsrose Rosa canina 15 %
zu den Grgndstﬁpksgrenzen zulassig. Sie mussen mi_t ihrer Einfahr’(seite mindestens 5,00 m Abstand zur &ffentlichen Pflanzliste (c) im Anhang). Vorhandener Gehdlzbewuchs ist in die Pflanzung zu integrieren. Traubenkirsche Prunus padus Stieleiche Quercus robur 5 %
Verkehrsflache einhalten, gemessen senkrecht zur Einfahrtsmitte. - - -

9.7 Begriinung der Flache fiir Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung Abwasser) Schwed. Mehlbeere Sorbus intermedia Vogelbeere Sorbus auccuparia 5%

6.3 In den ErschlieBungsstraien sind in den Park- und Baumstreifen mindestens 20 &ffentliche Stellplatze anzuordnen. A_uf der festgesetzten Flache zum Anpflanzen von _Béumen, St_réucher_n und sonstigen Bepflapzungen ist strallenseitig Vogelbeere Sorbus aucuparia Hainbuche Carpinus betulus 10 %

eine geschnittene Laubholzhecke (Artenauswahl siehe Pflanzliste (b) im Anhang) mit einer Hohe von mindestens — - - -

7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 1,30 m zu pflanzen. Obstbaume (Garten) Verschiedene Sorten Holunder Sambucus nigra 5%

71 Geh- und Fahrrechte mit der Bezeichnung ,GF 55" o . . Schneeball Viburnum opulus 10 %
Die mit ,GF 4" bezeichneten Flachen sind mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu belasten. II. Baugestalterische Festsetzungen l:g/alZT)Zgrrr?%uer gﬁgg;ﬁg?;éiﬁg rn;::g g::mmﬂm;::g _ _ P i
Geringfiigige Abweichungen von der Lage der festgesetzten Geh- und Fahrrechte kénnen zugelassen werden. 14/1 fir BA ¢ ; o 9 Gem. Heckenkirsche | Lonicera xylosteum 10 %

10 Festsetzungen liber die duBere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 3 LBO) 4/16 cm flr Baume auf den Privatgrundsticken [
) 9 9 9 . -v.m. . Bergahorn Acer pseudoplatanus 5%

7.2 Leitungsrechte 10.1 Fassaden _ i _ i i
Die mit ,Lgg “ bezeichneten Flachen sind mit einem Leitungsrecht zugunsten der Entsorgungsbetriebe Liibeck zu Als Fassadenmaterial der Aulienwande der Hauptkorper sind Putz, Sichtmauerwerk und Holz zulassig. b) Artenauswahl Heckenpflanzungen: PflanzgréRen: mind. Straucher oder Heister 60 bis 100 cm
belasten; diese umfasst auch das Betretungs- und Befahrungsrecht der Flachen fiir Wartung und Pflege der Leitungen. Holzblockbohlenh&user sind als Hauptkorper nicht zuldssig. -

Geringfligige Abweichungen von der Lage des festgesetzten Leitungsrechtes kénnen zugelassen werden. Bei Doppelhausern ist je zusammenhangende Einheit ein einheitliches Fassadenmaterial mit einheitlicher Hainbuche Carpinus betulus
Farbgebung zu verwenden.

73 Fahrrechte Feldahorn Acer campestre
Die mit ,F, “ bezeichneten Flachen sind mit einem Fahrrecht zugunsten der Hansestadt Liibeck zu belasten. Das 10.2 Dachflachen Liguster Ligustrum vulgare
Fahrrecht umfasst die Befugnis, die Wege mit Fahrzeugen zur Unterhaltung der angrenzenden 6&ffentlichen Grinflache zu Bei Wohngebauden missen die Dachflachen Dachneigungen zwischen 30° bis 50° aufweisen. Ausgenommen von Rotbuche Fagus sylvatica
befahren. Geringfligige Abweichungen von der Lage der festgesetzten Fahrrechte kénnen zugelassen werden. den Festsetzungen zur Dachneigung sind Dachflachen von Erkern und Gauben, wenn diese gegenuber der

Hauptdachflache untergeordnet sind. Hundsrose (Friesenwall)| Rosa canina

Fir Wohngebaude sind ausschlieRlich symmetrische Sattel- und Krippelwalmdacher zulassig.

Die Dachflachen der Hauptgebaude sind nur mit Eindeckungen aus roten, rotbraunen oder anthrazitfarbenen
Dachziegeln und Dachsteinen zulassig.

Bei Doppelhausern ist je zusammenhangender Einheit eine einheitliche Dachform mit einheitlichem Dachmaterial
sowie einheitlicher Dachneigung und Farbgebung zu verwenden.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und nach § 9 (4) BauGB sowie nach § 84 der Landesbauordnung wird
nach Beschlufassung der Blrgerschaft der Hansestadt Libeck vom ....... die Satzung liber den Bebauungsplan 23.19.00
- Dornbreite / Medenbreite - bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.

SATZUNG DER HANSESTADT
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ZEICHENERKLARUNG

FESTSETZUNGEN

noch zu Anlage 6

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 BauNVO)

z.B. WA+

Allgemeines Wohngebiet

Zuordnung des Wohngebiets zur Nutzungsschablone
MaR der baulichen Nutzung, Hohe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

z.B. GRZ 0,35 Grundflachenzahl (GRZ), als Hochstmalf} (§ 19 BauNVO)
z.B. GR 550 m?2 Grundflache (GR), als Héchstmal (§ 19 BauNVvO)

I Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaly
TH +4,0m Traufhdhe in Metern bezogen auf StraRenniveau, als Héchstmal
FH+9,0m Firsthdhe in Metern bezogen auf Stralenniveau, als Héchstmal
GH+80m Gebaudehohe in Metern bezogen auf Stralenniveau, als Héchstmaly
DN 30-50° Dachneigung in Grad, als Mindest- und Héchstmal

Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 23 BauNVO)

nur Einzelhduser zulassig
nur Doppelhauser zulassig
Baugrenze
Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

StraRenverkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung:

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Allg / HL / EBL Zweckbestimmung: fiir die Allgemeinheit / fur die Hansestadt Liibeck / fir die Entsorgungsbetriebe Libeck

Flachen fiir Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)
Flache fir Versorgungsanlagen / Abwasserbeseitigung
Zweckbestimmung: Elektrizitat
Zweckbestimmung: Abwasser

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Offentliche Gruinflache

Zweckbestimmung: Griin- und Wegeverbindung
Private Grinflache

Zweckbestimmung: Spielpatz

Flachen fiir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flachen zur Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

BemaRung von Festsetzungen in Metern

Firstrichtung

Kennzeichnungen

|

z.B.12,5

Unverbindliche Vormerkung, hier: Erholungswege / Privatstrale

z.B. 37/151

Vorhandene Gebaude mit Hausnummern

|

Flursticksgrenzen

Bebauungsplan 23.19.00
- Dornbreite / Medenbreite -
Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB und Behdrdenbeteiligung
gem. § 4 Abs. 2 BauGB
Stand: 25.01.2018

Flurstiicksbezeichnung




UNVERBINDLICHE SCHNITTZEICHNUNG noch zu Anlage 6

Bebauungsplan 23.19.00 - Dornbreite / Medenbreite -
Entwurf zur offentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB
Stand: 25.01.2018
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24

2.5
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Anlage 7

Bebauungsplan 23.19.00
- Dornbreite / Medenbreite -
Teil B — Text (Auszug aus dem Planoriginal)

Fassung zur offentlichen Auslegung gemal 8 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB / Stand 22.01.2018

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) sowie Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO nicht
zulassig.

Malf3 der baulichen Nutzung, Hoéhe baulicher Anlagen (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Terrassen und Uberdachte Freisitze kénnen das zuldssige Maf3 der baulichen Nutzung
um 25 m? {iberschreiten.

Im allgemeinen Wohngebiet betragt die hochstzulassige Firsthbhe 9,00 m Uber der
Oberkante der angrenzenden oOffentlichen Verkehrsflache, gemessen in der
stralRenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Stral3e.

Im allgemeinen Wohngebiet betragt die hochstzulassige Traufhohe 4,00 m uber der
Oberkante der angrenzenden Offentlichen Verkehrsflache, gemessen in der
straRenzugewandten Fassadenmitte senkrecht zur Stra3e. Die Traufhdhe bemisst sich
im Schnittpunkt zwischen der Aul3enkante des aufsteigenden traufseitigen Mauerwerks
und der Aul3enkante der Dachhaut des Hauptdaches.

Auf den Flachen fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizitat betragt
die hochstzulassige Gebaudehdhe 8,00 m uber der Oberkante der angrenzenden
offentlichen Verkehrsflache, gemessen in der strallenzugewandten Fassadenmitte
senkrecht zur Stral3e.

Fur Wohngebaude ist eine maximale Sockelhéhe von bis zu 0,30 m Uber der Oberkante
der angrenzenden offentlichen Verkehrsflache, gemessen in der strallenzugewandten
Fassadenmitte senkrecht zur StralRRe, zulassig. Die Sockelhthe ist definiert durch die
Oberkante des fertigen FuRbodens (OKFF) des Erdgeschosses.

Bei Wohngebauden, die nicht an eine offentliche Verkehrsfliche angrenzen, ist die
Oberkante der angrenzenden privaten Verkehrsflache bzw. der Flache fir das private
Zufahrtsrecht der untere Bezugspunkt fir die Bemessung der First-, Trauf- und
Sockelhohe.

Uberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Terrassen konnen die festgesetzten Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 3,50 m
Uberschreiten.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behdrdenbeteiligung gemaR 8§ 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 24.01.2018 1
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6.1

6.2

6.3

7.1

7.2

7.3

GroRe der Baugrundstiicke (8 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

In den Teilgebieten mit der Bezeichnung WA 1 sind nur GrundsticksgroRen von
mindestens 500 m2 und maximal 600 m?2 zulassig. Das mit ,ya“ gekennzeichnete
Eckgrundstiick ist bis zu einer GréRe von maximal 700 m2 zulassig. Das mit ,yb“
gekennzeichnete Eckgrundstiick ist bis zu einer GréR3e von maximal 900 m2 zulassig. Im
Teilgebiet mit der Bezeichnung WA 2 sind nur Grundstiicksgrof3en von mindestens 250
m2 und maximal 350 m2 zulassig.

Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden (8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den Teilgebieten mit der Bezeichnung WA 1 sind je Wohngeb&ude hdchstens zwei
Wohnungen zulassig. Im Teilgebiet mit der Bezeichnung WA 2 ist je Doppelhaushélfte
eine Wohnung zulassig.

Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Gerateschuppen, Gartenhauser oder Nebenanlagen aul3erhalb der Baugrenzen und der
seitlichen Verlangerung der Baugrenzen sind bis zu einer Gesamtgrdf3e von maximal
8 m?2 zulassig. Sie sind nicht zwischen der Stral3enbegrenzungslinie und der vorderen
Gebaudefront bzw. deren seitlicher Verlangerung bis zur Grundstiicksgrenze zulassig.

Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) sind innerhalb der Baugrenzen oder
deren seitlichen Verlangerungen bis zu den Grundstiicksgrenzen zulassig. Sie miussen
mit ihrer Einfahrtseite mindestens 5,00 m Abstand zur offentlichen Verkehrsflache
einhalten, gemessen senkrecht zur Einfahrtsmitte.

In den ErschlieBungsstralen sind in den Park- und Baumstreifen mindestens 20
offentliche Stellplatze anzuordnen.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Geh- und Fahrrechte mit der Bezeichnung ,GFayq"

Die mit ,GFais“ bezeichneten Flachen sind mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten
der Allgemeinheit zu belasten. Geringfiigige Abweichungen von der Lage der
festgesetzten Geh- und Fahrrechte kdnnen zugelassen werden.

Leitungsrechte

Die mit ,Les“ bezeichneten Flachen sind mit einem Leitungsrecht zugunsten der
Entsorgungsbetriebe Libeck zu belasten; dieses umfasst auch das Betretungs- und
Befahrungsrecht der Flachen fir Wartung und Pflege der Leitungen. Geringflgige
Abweichungen von der Lage des festgesetzten Leitungsrechtes konnen zugelassen
werden.

Fahrrechte

Die mit ,F “ bezeichneten Flachen sind mit einem Fahrrecht zugunsten der Hansestadt
Libeck zu belasten. Das Fahrrecht umfasst die Befugnis, die Wege mit Fahrzeugen zur
Unterhaltung der angrenzenden offentlichen Grinflache zu befahren. Geringflgige
Abweichungen von der Lage der festgesetzten Fahrrechte kbnnen zugelassen werden.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
Behdrdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 24.01.2018
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8.1

8.2

8.3

9.1

9.2

9.3

9.4

9.5

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Extensive Dachbegrinung

Die Dachflachen von Garagen und (berdachten Stellplatzen (Carports) sowie
Nebenanlagen ab einer DachflachengréRe von 3 m? sind mit einem mindestens 8 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begriinen.

Wegebelage
Wegeflachen sowie Stellplatzanlagen im Sinne des 8 19 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO (Stell-
platze, Zufahrten etc.) sind mit wasser- und luftdurchlassigen Beldgen herzustellen.

Zuordnung von Ausgleichsmal3Bnahmen aul3erhalb des Plangebietes

Zum Ausgleich fur bebauungsplanbedingte Eingriffe in Natur und Landschaft werden die
nachfolgend aufgefiihrten MalRBnahmen dem Wohngebiet sowie den o6ffentlichen
Verkehrs- und Grinflachen zugeordnet:

a) Erstaufforstungsflache im Umfang von 4.082 m2 auf der Okopoolflache ,Neue Koppel“
in Lubeck, Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flursttick 1/1,

b) Sukzessionsflache im Umfang von 8.700 m2 auf der Okopoolflache ,Neue Koppel“ in
Lubeck, Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1.

Bindungen fur Bepflanzungen und fir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 25 aund 25 b BauGB)

Erhaltungsgebot

Auf der festgesetzten Flache zur Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen ist das vorhandene Feldgehdlz dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu
pflegen. Zur Gewahrung der Verkehrssicherheit konnen Baume im Nahbereich zur
Stral3e zuriick geschnitten oder entnommen werden.

StralBenbaume

Im StraBenraum sind mindestens 27 heimische und standortgerechte Laubbaume
(Artenauswahl siehe Pflanzliste (a) im Anhang) mit einem Stammumfang von mindestens
18 cm, gemessen in 1 m Hohe Uber dem Erdboden, in offenen mindestens 8 m2 grol3en
Baumscheiben mit einem durchwurzelbaren Substratvolumen von mindestens 12 m® zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Begriinung des Spielplatzes
Der Spielplatz ist mit mindestens 3 heimischen und standortgerechten Laubbdumen zu
begrinen (Artenauswahl siehe Pflanzliste (a) im Anhang).

Begrinung der privaten Wohnbaugrundstiicke

Im allgemeinen Wohngebiet ist je Wohnbaugrundstick ein heimischer und
standortgerechter Laubbaum (Artenauswahl siehe Pflanzliste (a) im Anhang) mit einem
Stammumfang von mindestens 14 cm, gemessen in 1 m Hohe Uber dem Erdboden, zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgangige Baume sind zu ersetzen.

Hecken als Einfriedungen
Einfriedungen als Abgrenzung zur offentlichen Verkehrsflache sind nur in Form von
geschnittenen Laubholzhecken oder Steinwéllen mit Bepflanzung bis zu einer Héhe von

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
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9.6

9.7

10.1

10.2

10.3

1,50 m zulassig (Artenauswahl siehe Pflanzliste (b) im Anhang). Zusétzliche offene
Zaune dirfen ausschlief3lich grundstiicksseitig angeordnet werden.

Begriinung der Flache fur Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung Elektrizitat)

Auf der festgesetzten Flache zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen ist eine frei wachsende Feldhecke aus standortgerechten Strauchern und
Laubbdumen zu pflanzen (Artenauswahl siehe Pflanzliste (c) im Anhang). Vorhandener
Gehdlzbewuchs ist in die Pflanzung zu integrieren.

Begriinung der Fléache fur Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung Abwasser)
Auf der festgesetzten Flache zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen ist stralBenseitig eine geschnittene Laubholzhecke (Artenauswahl siehe
Pflanzliste (b) im Anhang) mit einer HOhe von mindestens 1,30 m zu pflanzen.

BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 3
LBO)

Fassaden

Als Fassadenmaterial der Aul3enwéande der Hauptkdrper sind Putz, Sichtmauerwerk und
Holz zulassig. Holzblockbohlenh&user sind als Hauptkorper nicht zulassig.

Bei Doppelhausern ist je zusammenhangender Einheit ein einheitliches
Fassadenmaterial mit einheitlicher Farbgebung zu verwenden.

Dachflachen

Bei Wohngebauden missen die Dachflichen Dachneigungen zwischen 30° bis 50°
aufweisen. Ausgenommen von den Festsetzungen zur Dachneigung sind Dachflachen
von Erkern und Gauben, wenn diese gegeniiber der Hauptdachflache untergeordnet
sind.

Fur Wohngebaude sind ausschlieBlich symmetrische Sattel- und Krippelwalmdéacher
zulassig.

Die Dachflachen der Hauptgebaude sind nur mit Eindeckungen aus roten, rotbraunen
oder anthrazitfarbenen Dachziegeln und Dachsteinen zuléssig.

Bei Doppelhausern ist je zusammenhangender Einheit eine einheitliche Dachform mit
einheitichem Dachmaterial sowie einheitlicher Dachneigung und Farbgebung zu
verwenden.

Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen

Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind im baulichen Zusammenhang mit
dem Hauptgebaude oder mit Garagen oder Uberdachten Stellplatzen anzuordnen.
Solaranlagen durfen auch im baulichen Zusammenhang mit Nebenanlagen angeordnet
werden. Die Pflicht zur Dachbegriinung auf Garagen, Carports und Nebenanlagen bleibt
erhalten. Frei stehende Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind unzulassig.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
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HINWEISE

Fall- und Rodungsarbeiten
Fall- und Rodungsarbeiten dirfen gemafld § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
nur in der Zeit zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar durchgefuhrt werden.

Bodenaushub

Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei
wesentlichen anderen Veradnderungen der Erdoberflache ausgehoben wird, ist in
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schitzen.

Archéologie

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist archdologische Verdachtsflache;
archdologisch bedeutsame Funde koénnen nicht ausgeschlossen werden. Vor
Bodeneingriffen ist die rechtzeitige Information der Oberen Denkmalschutzbehérde, Ab-
teilung Archaologie, Meesenring 8, 23566 Lubeck, Uber den aktuellen Baubeginn
zwingend erforderlich. Funde sind gem. § 15 Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein
(DSchG S-H) umgehend zu melden.

Schutz vor Grundwasser
Keller sind als weil3e Wanne zu errichten.

Leerrohre fur Telekommunikation
Es wird angeregt, bei der Erstellung der Hauptanlagen Leerrohre fir eine eventuell
erforderliche Glasfaserinfrastruktur vorzusehen.

Richtfunkstrecken

Im Bereich des Plangebiets verlauft eine Richtfunkstrecke. Bei Einhaltung der
festgesetzten eingeschossigen Bauweise ist eine Beeintrachtigung des Richtfunkbetriebs
nicht zu beflrchten.

Im Baugenehmigungsverfahren ist zu beachten, dass in den betroffenen Bereichen
entsprechende Auflagen bei der Gestellung von Baukranen ergehen kénnen.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
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Anlage

Pflanzlisten

a) Artenauswahl Baumpflanzungen:

Spitzahorn Acer platanoides
Feldahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus
Hahnendorn Crataegus crus-galli
Apfeldorn Crataegus lavallei

Vogelkirsche

Prunus avium

Traubenkirsche

Prunus padus

Schwed. Mehlbeere

Sorbus intermedia

Vogelbeere

Sorbus aucuparia

Obstbdaume (Géarten)

Verschiedene Sorten

Pflanzgréf3e: Hochstdmme (HS), mind. Stammumfang 18/20 cm
fur StraBenb&ume und mind. Stammumfang 14/16 cm fir
B&aume auf den Privatgrundstiicken

b) Artenauswahl Heckenpflanzungen:

Hainbuche Carpinus betulus
Feldahorn Acer campestre
Liguster Ligustrum vulgare
Rotbuche Fagus sylvatica

Hundsrose (Friesenwall)

Rosa canina

¢) Artenauswahl Pflanzung einer frei wachsenden Feldhecke:

Hasel Corylus avellana 10 %
Schlehe Prunus spinos 10 %
Weil3dorn Crataegus monogyna 10 %
Feldahorn Acer campestre 5%
Hundsrose Rosa canina 15 %
Stieleiche Quercus robur 5%
Vogelbeere Sorbus auccuparia 5%
Hainbuche Carpinus betulus 10 %
Holunder Sambucus nigra 5%
Schneeball Viburnum opulus 10 %
Gem. Heckenkirsche Lonicera xylosteum 10 %
Bergahorn Acer pseudoplatanus 5%

PflanzgréRen: mind. Straucher oder Heister 60 bis 100 cm

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 24.01.2018




Anlage 8

BEGRUNDUNG

zum

Bebauungsplan 23.19.00
- Dornbreite/ Medenbreite -

Entwurf
zur offentlichen Auslegung gemal § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung geman 8 4 Abs. 2 BauGB

Stand: 30. Januar 2018

o i * . v .o .
>\ S NN _/1/ A A s / B " -~

Hansestadt Lubeck, Fachbereich Planen und Bauen, Bereich Stadtplanung und Bauordnung
in Zusammenarbeit mit den Planungsbiiros
claussen-seggelke stadtplaner und Andresen Landschaftsarchitekten



Begriindung Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —

Inhaltsverzeichnis

1. Einleitung 5
11 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 5
1.2 Anlass und Erfordernis der Planaufstellung 5
1.3 Planungsrechtliches Verfahren 5
2. Ausgangssituation 6
2.1 Bisherige Entwicklung und Nutzung 6
2.2 Natur und Umwelt 6
2.3 Denkmalschutz 8
2.4 Eigentumsverhaltnisse 8
2.5 Bisheriges Planungsrecht 8
3. Ubergeordnete Planungen 9
3.1 Ziele und Grundsatze der Landesplanung 9
3.2 Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt Libeck (ISEK 2010) 9
3.3 Konzept zur zukunftsorientierten Stadtentwicklung Libeck 2030 9
3.4 Wohnungsmarktkonzept 2013 und Wohnungsmarktbericht 2017 9
35 Einzelhandelszentren- und Nahversorgungskonzept der Hansestadt Liibeck 10
3.6 Landschaftsplan der Hansestadt Lubeck 10
3.7 Managementplan UNESCO Welterbestatte ,Libecker Altstadt* 10
4. Ziele und Zwecke der Planung 11
5. Inhalt der Planung 12
5.1 Flachenbilanz 12
5.2 Kiinftige Entwicklung und Nutzung 12
5.2.1 Art der baulichen Nutzung 12
5.2.2 Mal der baulichen Nutzung und Hohe baulicher Anlagen 12
5.2.3 Bauweise und tUberbaubare Grundstiicksflachen 13
5.2.4 Prifung zur Umsetzung des Blrgerschaftsbeschluss zum staatlich geférderten
Wohnungsbau 14
5.2.5 Gro6Re der Baugrundstiicke 14
5.2.6 Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden 14
5.2.7 Nebenanlagen 15
5.3 ErschlielBung 15
5.3.1 Anbindung an &ffentliche Stral3enverkehrsflachen 15
5.3.2 Innere Erschliel3ung 15
5.3.3 Anbindung an den &ffentlichen Nahverkehr (OPNV) 16
5.3.4 Stellplatze 16
5.3.5 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 16
5.3.6 Ver- und Entsorgung, Flachen fur Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung 17
54 Grin, Natur und Landschaft 18
5.4.1 Grunflachen 18
2 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und

Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018



Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — Begriindung

5.4.2

5.4.3

5.5
5.6

6.1
6.2

6.2.1
6.2.2
6.3

6.3.1
6.3.2
6.3.3
6.3.4
6.3.5
6.3.6
6.3.7
6.3.8
6.3.9
6.4

6.4.1
6.4.2
6.4.3
6.4.4
6.5

6.6

6.6.1
6.6.2
6.7
6.8
6.8.1
6.8.2

6.8.3
6.9

7.

7.1
7.2
7.3

MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft 18
Bindungen fir Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Baumen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen 19
Gestaltung 20
Hinweise 21
Umweltbericht 22
Kurzbeschreibung der umweltrelevanten Bebauungsplaninhalte 22
Planungsrelevante Ziele des Umwelt- und Naturschutzes aus Fachgesetzen und
Fachplanungen 23
Fachgesetzliche Grundlagen 23
Fachplanerische Grundlagen 24
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 28
Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser 28
Auswirkungen auf die Schutzgiter Klima und Luft 34
Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen (Arten- und Lebensgemeinschaften) 35
Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere (Arten- und Lebensgemeinschaften) 38
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild 44
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch einschlie3lich menschlicher Gesundheit 45
Auswirkungen auf Kultur- und andere Sachguter 48
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern 49
Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete 50
Auswirkungen durch Bauphase, Abfélle, Techniken und schwere Unfélle 50
Bau der geplanten Vorhaben einschliel3lich Abrissarbeiten 50
Art und Menge der erzeugten Abfélle und ihre Beseitigung und Verwertung 51
Eingesetzte Techniken und Stoffe 51
Auswirkungen durch schwere Unfélle und Katastrophen 51
Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiihrung der
Planung (Null-Prognose) 51
Zusammenfassung der erforderlichen MaRnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 51
MalRnahmen zur Vermeidung und Verringerung 51
MalRnahmen zum Ausgleich 52
Anderweitige Planungsmdglichkeiten 52
Zusatzliche Angaben 52
Gutachten und umweltbezogene Informationen 52
Verwendete technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung
der Unterlagen 52
Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiberwachung (Monitoring) 53
Allgemeinverstandliche Zusammenfassung des Umweltberichts 53
Wesentliche Auswirkungen der Planung 54
Auswirkungen auf die Wohnraumversorgung 54
Wohnfolgebedarfe 54
(Sonstige) Auswirkungen auf die Belange von Kindern und Jugendlichen 54

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 3



Begriindung Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —
7.4  Verkehrliche Auswirkungen 54
7.5 Folgebedarfe im Bereich der technischen Infrastruktur 54
7.6  Auswirkungen auf die Umwelt 54
7.7  Auswirkungen auf Natur und Landschatft 55
7.8 Berlicksichtigung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote 55
7.8.1 Berucksichtigung von Klimaschutzbelangen 55
7.8.2 Sonstige Umweltauswirkungen 55
7.9 Auswirkungen auf ausgetibte und zulassige Nutzungen 56
8. Malnahmen zur Umsetzung des Bebauungsplans 56
9. Ausgaben (Kosten und Finanzierung) 56
10. Verfahren, Rechtsgrundlagen und Fachgutachten 57
10.1 Verfahrensubersicht 57
10.2 Rechtsgrundlagen 58
10.3 Fachgutachten 58
11. Planverzeichnis (Anlagen) 59

Planverzeichnis (Anlagen)

Plan 1 Biotop- und Nutzungstypenplan
Plan 2 Stadtebauliches Konzept

Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1: Ausschnitt Landschaftsplan Libeck, Entwicklungskonzept

Abbildung 2: Klimaanalyse Libeck, Planungshinweiskarte
Abbildung 3: Ausschnitt Flachennutzungsplan

Abbildung 4: Lageplan Kompensation

Abbildung 5: Lage der potenziellen Fledermaus-Nahrungsrdume und Bereiche mit
zusatzlichem Quartierpotenzial
Abbildung 6: Studie FuRwegenetz

Tabellenverzeichnis

Tabelle 1: Ermittlung des Ausgleichsflachenbedarfs
Tabelle 2: StralRenbdume Dornbreite

Tabelle 3: Bilanz Waldaufforstung

Tabelle 4: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgutern

ohne Mafl3stab
ohne Maf3stab

24
26
27
33

40
47

31
36
37
50

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018


file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069475
file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069476
file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069478
file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069479
file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069479
file://///hl.root.luebeck.de/hl-daten/bereiche/FB5/5.060/120-Bebauungsplanung/23-Groß-Steinrade-Schönböcken/23-19-00_Dornbreite_Medenbreite/06-Auslegungsbeschluss/Unterlagen%20Anhang/08_Begründung%20BP%20mit%20Konzept/23-19-00_8_Anlage_B-Plan_Begründung_20180124.docx%23_Toc505069480

Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — Begriindung

1. Einleitung

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebiets

Das Plangebiet des aufzustellenden Bebauungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —
liegt im Stadtteil St. Lorenz-Nord des Stadtbezirks Grof3 Steinrade/ Schonbdcken und um-
fasst Flachen zwischen den StralBen Medenbreite, Dornbreite und Steinrader Damm. Die
GroRRe des Plangebiets betragt rund 3,9 ha (Umgriff s. Deckblatt).

Begrenzt wird das Plangebiet im Nordwesten durch die Flurstiicke 6/56 und 6/67 sowie einen
Teilbereich des Flurstiicks 6/57, die jeweils durch Gartenbaubetriebe genutzt werden. Im
Nordwesten schlieBen an das Plangebiet die ruckwéartigen Gartenbereiche von Wohnnut-
zungen der Medenbreite 7 bis 33 (ungerade Hausnummern; Flurstiicke 6/25 — 6/26 und 6/12
— 6/16) und im Sudosten Wohngrundsticke der Dornbreite 212 bis 220 (gerade Hausnum-
mern; Flurstiicke 6/43 — 6/46 sowie ein Teil des Flurstiicks 6/63) an. Im Sudosten befinden
sich zwischen Steinrader Damm und dem Plangebiet Flachen mit festgesetzten Ausgleichs-
und ErsatzmaRnahmen (Teilbereich des Flurstiicks 6/78).

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst das Flurstiick 6/63 sowie Teile
der Flurstlicke 6/57 und 6/78.

1.2 Anlass und Erfordernis der Planaufstellung

Die Hansestadt Lubeck beabsichtigt, innerhalb des Plangebiets eine Wohnbauentwicklung
fur Einfamilienhauser und Doppelhauser zu erméglichen und damit einen Beitrag zur De-
ckung des Bedarfs an freistehenden Einfamilienhausern und Doppelhdusern in der Hanse-
stadt Lubeck zu leisten. Der Bereich bietet sich als Erganzung des 6Ostlich angrenzenden
Siedlungsbereichs Dornbreite an. Die Flachen des Plangebiets werden seit 1954 durch eine
Baumschule genutzt.

Anlass fur die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Anderung des Flachennutzungs-
plans ist daher die geplante Entwicklung eines Einfamilienhausgebiets auf der beschriebe-
nen Flache. Die Aufstellung des Bebauungsplans und die Anderung des Flachennutzungs-
plans sind erforderlich, da die Flachen im Flachennutzungsplan derzeit als Flachen fir die
Landwirtschaft dargestellt sind und fur den Bereich keine verbindliche Bauleitplanung vor-
liegt. Damit ist eine Nutzung als Wohnbauflache derzeit nicht zulassig.

1.3 Planungsrechtliches Verfahren

Der Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — wird als Angebots-Bebauungsplan
in einem normalen Aufstellungsverfahren, d.h. mit Durchfiihrung der in den 88 3 und 4
BauGB vorgesehenen zweistufigen Offentlichkeits- und Behdérdenbeteiligung aufgestellt.

Der geltende Flachennutzungsplan der Hansestadt Libeck wird gemal § 8 Abs. 3 Satz 1
BauGB parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —
geandert (130. Anderung).

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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2.  Ausgangssituation
2.1 Bisherige Entwicklung und Nutzung

Bebauungs- und Nutzungsstruktur (Bestand)

Die im Geltungsbereich liegenden Teilflachen des Flurstiicks 6/57 sind unbebaut bzw. unver-
siegelt und werden landwirtschaftlich durch einen Gartnereibetrieb genutzt. Die Gartnerei fihrt
zukunftig ihren Betrieb auf reduzierter Flache fort, sodass die brachliegenden Flachen fiir eine
wohnbauliche Nutzung entwickelt werden konnen. Im Falle der Aufgabe des Gértnereibetrie-
bes berlcksichtigt der vorliegende Planentwurf bereits Anknupfungspunkte an einen mogli-
chen zweiten Bauabschnitt, der durch ein separates Bebauungsplanverfahren zu entwickeln
ware. Fir den Betreiber der Gartnerei entstehen keine baurechtlichen Einschrankungen.

Das Flurstiick 6/63 wird durch die Stadtwerke der Hansestadt Lubeck fir Anlagen zur Strom-
versorgung genutzt und ist sowohl teilversiegelt als auch bebaut.

Verkehrliche ErschlieRung

Das Plangebiet kann Uber die Dornbreite erschlossen werden. Eine innergebietliche Er-
schlielBung ist noch nicht vorhanden und muss in Folge der kiinftigen Wohnbaunutzung ent-
wickelt werden.

Die Lubecker Innenstadt ist mit dem PKW (ber den Steinrader Damm in dstlicher Richtung
innerhalb von 15 Minuten zu erreichen. Der Libecker Hauptbahnhof ist mit dem PKW in rund
10 Minuten und mit dem Fahrrad in rund 15 Minuten erreichbar.

In ca. 1,4 km Entfernung liegt der Autobahnanschluss Libeck-Moisling der Bundesautobahn
Al. Er ist Uber die StraRen Dornbreite, Hofland und die Kieler Stra3e zu erreichen. Damit
verflgt das Plangebiet Uber einen sehr guten Anschluss an die Bundesautobahnen Al und
A20.

OPNV-Anbindung

Die Anbindung an den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) entspricht den Vorgaben
des aktuellen Regionalen Nahverkehrsplans. Sudlich des Plangebiets (rund 40 m von der
Einmindung der PlanstraRe entfernt) befindet sich die Bushaltestelle Bauernweg. Die Halte-
stelle wird von den Regionalbussen 2 und 12 bedient. Hierdurch kann der Libecker Haupt-
bahnhof in einem halbstiindlichen Takt innerhalb von rund 15 min erreicht werden.

2.2 Natur und Umwelt

Topographie

Das Gelande des Plangebiets weist ein Gefélle von Nordwesten nach Sidosten auf. Der
Hohenunterschied betragt rund 2 m.

Boden/Bodenversiegelung

Das Plangebiet ist bis auf die baulich genutzten Flachen auf dem Flurstiick 6/63 unversie-
gelt. Laut Baugrunduntersuchung liegt im Baugebiet ein bindiger Boden vor. Unterhalb der
Mutterbodenschicht stehen Geschiebelehme, teils mit Sandlagen, und Geschiebemergel an.
Entsprechend ist der Boden sehr frostempfindlich und praktisch wasserundurchléssig.

Gemal’ einer Untersuchung der Untergrundverhaltnisse wird fir den Ausbau der Wohnstra-
Ben, Stellplatze und Zufahrten eine Untergrundverbesserung (Erhéhung der Frostschutz-

6 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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schichtdicke um mind. 0,3 m) und Planumsdréanage empfohlen. Eine Flachgriindung der
geplanten Einfamilienhduser ist moglich. Der humose Oberboden und der Geschiebelehm
bzw. Geschiebemergel ist bis mind. 0,5 m unter Gelandeoberkante auszutauschen (weitere
Ausfuihrungen dazu unter Kapitel 6.3.1).

Vegetationsbestand

Das Plangebiet ist Uberwiegend durch Ackerflachen gepragt. Das benachbarte Flurstiick
6/78 ist durchgéngig in Form eines Knicks bzw. knickartiger Bepflanzung eingegrint. Weitere
vereinzelte Geholze befinden sich im Norden des Plangebiets auf der Grenze zum Flurstick
6/56. Nordostlich des Plangebiets verlauft eine Baum-/Heckenbepflanzung (z.T. als Doppel-
reihe) bis zur Medenbreite.

Wald

Auf einem Teil des an die StralRe Dornbreite angrenzenden Flurstiickes 6/78 befindet sich
Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes. Diese Waldflache setzt sich auf dem in nérdliche
Richtung angrenzenden Flurstiick 6/63 bis an das bestehende Gebaude, das durch die
Stadtwerke fur Anlagen zur Stromversorgung genutzt wird, fort. Es handelt sich um eine rund
2.500 m2 groRRe Laubholz-Waldflache, unter anderem bestehend aus Birken und Buchen
mittleren Baumalters. Zur Umsetzung der Planungen ist ein Waldumwandlungsverfahren mit
entsprechenden Ausgleichsmalinahmen erforderlich (weitere Ausfiihrungen dazu unter Kapi-
tel 6.3.3).

Altlasten(verdacht)

Bisher wird das Flurstiick 6/57 durch einen Gartnerei-Betrieb genutzt. Gartnereien werden
als Pruflistenfall gefihrt, da ein Altlastenverdacht durch den Einsatz von Pestiziden im Rah-
men der Gartnereinutzung besteht. Im Rahmen des Planverfahrens wurden eine Baugrund-
untersuchung® und zwei Untersuchungen zu Bodenverunreinigungen® durchgefiihrt, die zu
dem Ergebnis kommen, dass keine Hinweise auf schadliche Bodenveranderungen im Sinne
des Bundesbodenschutzgesetzes vorliegen. Die Erkenntnisse der Untersuchungen werden
im Umweltbericht in Kapitel 6.3.1 ausgefihrt.

Potenzielle Kampfmittelbelastung

Gemall Auskunft des Landeskriminalamts Schleswig-Holstein vom Januar 2017 sind im
Rahmen der Luftbildauswertungen keine Einwirkungen durch Abwurfmunition feststellbar.
Munitionsfunde in dem Bereich des Plangebiets sind nicht bekannt. Es handelt sich daher
um keine Kampfmittelverdachtsflache.

Fur die vorgesehenen Planungen bestehen aus Sicht des Kampfmittelraumdienstes keine
Bedenken.

Natur- und Artenschutz

Das Plangebiet grenzt nicht an Natur- oder Landschaftsschutzgebiete.

Auf den norddstlich gelegenen Teilflachen des Flurstiicks 6/78 sind Ausgleichs- und Ersatz-
mafnahmen festgesetzt. Diese liegen nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans. Fir

! Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhaltnisse durch 10 Sondierungen, Baukontor Dimcke GmbH, Libeck,
13.07.2016

2 Chemische Untersuchung, Baukontor Diimcke, Libeck, 16.08.2016 sowie Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen,
Baukontor Dimcke, Lubeck, 05.07.2017
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die Teilflachen des Flurstiicks 6/78, die innerhalb des Plangebiets liegen, sind keine Aus-
gleichs- und Ersatzmal3Bhahmen festgesetzt.

Aufgrund der anthropogenen Uberformung und der weitgehenden Nutzung als landwirt-
schaftliche Nutzflache sind bei einem Erhalt der randlich vorhandenen Gehdlzstrukturen kei-
ne Konflikte mit dem Artenschutz zu erwarten (Erlauterungen dazu unter Kapitel 6.3.3).

2.3 Denkmalschutz

Der Bereich Dornbreite ist archéologische Verdachtsflache; es kénnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit und ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.
Die Ergebnisse der archéologischen Untersuchung stehen noch aus.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.

Denkmale in der Umgebung

Landgraben

Etwa 250 m nérdlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster Land-
graben, welcher mit einigen Wallen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt als Kul-
turdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturlandschaft. Er
wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein eingetra-
gen und unter Denkmalschutz gestellt. In Lubeck befindet sich der Landgraben auf der Liste
der Archaologischen Denkmale mit der Nr. 280 (vgl. Kapitel 6.2 und 6.3.7).

Gutshaus von Hof Steinrade

Das Lubsche Gut GroR3 Steinrade, das etwa 200 m ndrdlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade zahlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Libeck.

2.4 Eigentumsverhéaltnisse

Die kunftig fur eine Wohngebietsentwicklung vorgesehene Flache befindet sich im Eigentum
eines privaten Entwicklers. Die noch zu erstellenden Verkehrsflachen und 6ffentlichen Grin-
flachen innerhalb des Plangebiets werden nach der Erstellung gemalf ErschlieBungsvertrag
in das Eigentum der Hansestadt Libeck Ubergehen.

2.5 Bisheriges Planungsrecht

AulRenbereich

Fur das Plangebiet liegt kein geltender Bebauungsplan vor. Die Flachen sind bisher dem
Aul3enbereich im Sinne des § 35 BauGB zuzuordnen.

Darstellungen des Fldchennutzungsplans

Der geltende Flachennutzungsplan (FNP) fur die Hansestadt Lubeck stellt den Bereich zwi-
schen der Medenbreite, der Dornbreite und dem Steinrader Damm als ,Flachen fir die
Landwirtschaft” dar.

Der Bebauungsplan 23.19.00 ist nicht aus dem geltenden Flachennutzungsplan entwickelbar
und wird zusammen mit der 130. Anderung des Flachennutzungsplans im Parallelverfahren
aufgestellt. Beabsichtigt ist eine Anderung der Darstellung ,Fléachen fiir die Landwirtschaft* in
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~WVohnbauflachen®. Zusatzlich wird der verbleibende Bereich zwischen Medenbreite und
Plangebiet im Zuge der FNP-Anderung mit arrondiert, um das mittelfristige Ziel einer Wohn-
bauentwicklung auch fur diesen Bereich darzustellen (weitere Ausfiihrungen dazu in den
Unterlagen zur 130. Anderung des Flachennutzungsplans).

3. Ubergeordnete Planungen

3.1 Ziele und Grundsatze der Landesplanung

Der Regionalplan fur den Planungsraum Il (Stand 2004) stellt das Plangebiet innerhalb der
Abgrenzung des Achsenraums dar. Im Ordnungsraum Libeck soll sich die siedlungsméaRige
Entwicklung im Wesentlichen im Achsenraum vollziehen.

Die mit der Aufstellung des Bebauungsplans 23.19.00 verfolgte Entwicklung wohnbaulicher
Flachen steht somit im Einklang mit den Zielen der Landesplanung.

3.2 Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt Lubeck (ISEK 2010)

Das Stadtteilprofil St. Lorenz Nord im Integrierten Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt
Libeck (ISEK 2010) weist auf Wohnbaulandpotenziale fir den Bereich der Dornbreite hin.
Daruber hinaus wird darin festgehalten, dass die Bevolkerungszahl der Dornbreite insgesamt
ricklaufig ist und dabei der Anteil der Senioren wachst.

Die vorliegende Planung mit Einzel- und Doppelhausern, die sich insbesondere fir Familien
eignen, kann somit einen positiven Beitrag zu einer ausgeglichenen demografischen Ent-
wicklung in diesem Siedlungsgebiet leisten.

3.3 Konzept zur zukunftsorientierten Stadtentwicklung Lubeck 2030

Vor dem erkannten Bedarf an zuséatzlichen Bauflachen fir den Wohnungsmarkt (vgl. Kapitel
5.3) wurden in einem 2015 von der Hansestadt Lubeck erarbeiteten Stadtentwicklungskon-
zept ,Zukunftsorientierte Stadtentwicklung Lubeck 2030 entsprechende Suchraume fir die
Wohnbauflachenentwicklung identifiziert und bewertet.

Ein Teil des Plangebietes wird als Flache W 10 ,Medenbreite“ im Anhang Il des Konzepts
»Zukunftsorientierte Stadtentwicklung Libeck 2030“ als umzusetzende Wohnbauflache auf-
gefuhrt. Sie ist in Kategorie | und damit in der dem Konzept zugrundeliegenden hochsten
Prioritatsstufe zur Realisierung eingestuft. Der Flachenumgriff wurde im Konzept zunéchst
kleiner angesetzt, da eine Stromtrasse uber die Flache fluhrte. Diese Stromtrasse wurde je-
doch verlegt, sodass nun die gesamte Flache in Wohnbauland umgewandelt werden kann.

3.4 Wohnungsmarktkonzept 2013 und Wohnungsmarktbericht 2017

Im Jahr 2013 wurde im Rahmen des Fachgutachtens ,Wohnungsmarktkonzept Libeck® eine
Wohnungsmarktprognose erstellt, die bis zum Jahr 2025 einen Bedarf an zusatzlichen Bau-
flachen fur 400 Einfamilienh&auser prognostiziert.

Die Fortschreibung des Wohnungsmarktkonzeptes erfolgt mittels eines jahrlichen Woh-
nungsmarktberichtes. Der aktuelle Wohnungsmarktbericht 2017 (Stand November 2017)
geht von einem zusatzlichen an Einfamilienhausern von ca. 1.300 Einheiten bis 2025 aus.

Die im Plangebiet vorgesehene Bebauung mit Einzel- und Doppelhdusern tragt damit zur
Deckung des dringenden Wohnungsbedarfes an Einfamilienhausern bei.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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3.5 Einzelhandelszentren- und Nahversorgungskonzept der Hansestadt Libeck

Das nachstgelegene Versorgungszentrum ist der CITTI-Park Herrenholz in rund 2,5 km Ent-
fernung. Das Stadtteilzentrum 6stliche Ziegelstraf3e in St. Lorenz-Nord befindet sich in rund 3
km Entfernung und ist mit dem Auto in 7 min und mit dem Fahrrad in 9 min zu erreichen. Die
Altstadt als Hauptzentrum der Hansestadt Lubeck liegt ca. 5 km vom Plangebiet entfernt und
ist mit dem Auto in 15 min, mit dem Fahrrad in 18 min und mit dem Bus in 22 min zu errei-
chen.

3.6 Landschaftsplan der Hansestadt Libeck

Das Plangebiet liegt in keinem besonders wertvollen Landschaftsbereich, befindet sich aber
sudlich vom ,Niederungs- und FlieRgewasserkomplex im westlichen Stadtgebiet”.

Im gultigen Gesamtlandschaftsplan von 2008 (GLP) ist in der Karte ,Agrarlandschaft und
Wald* die Flache des Plangebiets als ,Flache, auf denen landwirtschaftliche Nutzung/ land-
schaftspflegerische Dienstleistung gegenwartig ist“ dargestellt. In der Karte ,Biotop- und Nut-
zungstypen® wird die Flache unter der Kategorie ,Acker- und Gartenbaubiotope® als ,Garten-
bauflache® konkretisiert. Entlang der Dornbreite und am ndérdlichen Ende der Medenbreite
sind Alleen verzeichnet. Sidlich des Plangebiets stellt der Landschaftsplan ebenfalls ,Fla-
chen mit festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen® dar.

Im Entwurf des thematischen Landschaftsplans ,Klimawandel in Libeck” (2014) stellt die
Karte ,Frischgebiete und Erholung® die Flachen des Plangebiets als ,Suchraume flur Wohnen
(M15)* — ,Neue Wohn- und Gewerbegebiete klimaangepasst errichten dar. In der Karte
,ouchraume-Gewerbe-Wohnen-Konflikte® wird die Flache mit ,Flachen in 1. Prioritat (Woh-
nen umzusetzen) konkretisiert.

Die mit der Aufstellung des Bebauungsplans 23.19.00 verfolgte Entwicklung einer Wohnbau-
flache steht somit im Einklang mit den Zielen des stadtischen Landschaftsplans.

3.7 Managementplan UNESCO Welterbestitte , Liibecker Altstadt*

Im September 2010 hat die Birgerschaft der Hansestadt Libeck den Managementplan fur
die UNESCO Welterbestatte ,Lubecker Altstadt” beschlossen. Der Managementplan dient
als verbindliches Planungsinstrument unter anderem dazu, die Ziele und MaRnahmen zum
Schutz, zur Pflege, Nutzung und Entwicklung der Welterbestatte ,Libecker Altstadt’ festzu-
legen. Das Plangebiet liegt gemall Managementplan aul3erhalb der sogenannten Pufferzone
des UNESCO-Welterbes ,Liibecker Altstadt”. Auch auRerhalb der Pufferzone sind bauliche
Mafnahmen und Vorhaben auf ihre Vertraglichkeit mit den schiitzenswerten Stadtansichten,
Blickbeziehungen und Sichtachsen zu Uberpriifen. Das betrifft insbesondere die H6henent-
wicklung und das bauliche Maf3 von Vorhaben in Bezug auf die Stadtansichten aus den Um-
landregionen. Das Plangebiet befindet sich im Bereich der Streckensichten 21 ,K 77 westlich
Zarpen® und 24 ,Pohiserwold® (weitere Ausfuhrungen siehe Kapitel 6.3.7).
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4.  Ziele und Zwecke der Planung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — und der pa-
rallelen 130. Anderung des Flachennutzungsplans sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fur die Entwicklung eines Wohngebiets fur 53 bis 65 Wohneinheiten geschaffen wer-
den. Das geplante Wohnquartier wird somit einen Beitrag zum bestehenden Bedarf an Ein-
zelhaus- und Doppelhausgrundstiicken innerhalb der Hansestadt Libeck leisten. Das Plan-
gebiet bietet sich fur eine Wohnnutzung als Ergénzung des Siedlungsgebiets Dornbreite an
und kann fur den bestehenden Siedlungsbereich einen Beitrag zu einer ausgeglichenen de-
mographischen Entwicklung leisten. Es ist durch bestehende Busverbindungen gut an das
OPNV-Netz angeschlossen und verfiigt durch die Nahe zur Bundesautobahn Al fur den
motorisierten Individualverkehr tber eine sehr gute tberortliche Verkehrsanbindung.

Mit den Bauleitplanverfahren werden im Einzelnen vor allem folgende Planungsziele verfolgt:

e Umnutzung vormaliger landwirtschaftlicher Flachen durch die Entwicklung als Wohn-
gebiet,

e Abrundung des Siedlungsbereiches Dornbreite,

¢ Umsetzung eines verkehrsberuhigten und durchgriinten Bebauungskonzeptes fiir 53
- 65 Wohneinheiten,

e gartenbezogene, eigentumsbetonte Wohnformen, insbesondere flir Familien,

¢ landschaftliche Einbindung des neuen Wohngebiets durch Erhaltung randlicher
Baum- und Geholzbestéande und Entwicklung einer umlaufenden Griin- und Wege-
verbindung

e Sicherung eines Grundstucks fur einen Kinderspielplatz bzw. eine Multifunktionsfl&-
che in der Quartiersmitte,

e Unterbringung von Baumen und 6ffentlichen Stellplatzen im Strafdenraum,

e Errichtung eines Regenriuckhaltebeckens am siidostlichen Rand des Plangebiets.

Stadtebauliches Konzept/ geplante Nutzungen

Dem Bebauungsplan liegt ein stadtebauliches Konzept zugrunde, welches durch das Biro
claussen-seggelke stadtplaner, Hamburg, in Abstimmung mit der Hansestadt Libeck erar-
beitet wurde (Plan 2 im Anhang). Unter Berlcksichtigung der Lage des Baugebietes am
Stadtrand verfolgt das stadtebauliche Konzept die Entwicklung eines kleinteiligen Wohnquar-
tiers mit geringer Baudichte und einer entsprechend hohen Durchgriinung, die sich auch in
der Begriinung des offentlichen StralRenraumes und einer fuf3laufigen Anbindung an die of-
fene Landschaft widerspiegelt. Das stadtebauliche Konzept sieht die Realisierung von 53
Einfamilien- und Doppelhausern in offener Bauweise vor. In zentraler Lage ist die Anlage
eines Kinderspielplatzes vorgesehen. Weiterhin ist die Anlage eines Regenruckhaltebeckens
geplant.

Fur das Baugebiet wird ein Neubaupotenzial von insgesamt ca. 65 Wohneinheiten ange-
setzt. Die Zahl fu3t auf der Annahme, dass in 25 % der Einzelhauser zuséatzlich eine Einlie-
gerwohnung realisiert wird. Zwar ist gemal} Festsetzung des Bebauungsplans die Realisie-
rung von zwei Wohneinheiten je Einzelhaus mdglich, jedoch ist nicht zu erwarten, dass jeder
Eigentiimer von dieser Moglichkeit Gebrauch macht.

Das stadtebauliche Konzept erméglicht es, an das Neubaugebiet einen potenziellen zweiten
Bauabschnitt norddstlich des Plangebiets anzuschlieRen. Voraussetzung dafiir ware die voll-
standige Aufgabe der gartnerischen Nutzung auf dem Flurstiick 6/57. Eine Umsetzung des
zweiten Bauabschnitts mit einem Flachenpotenzial fiur rund 18 Einfamilienhauser ware aus
stadtebaulicher Sicht winschenswert, da die Flache als Bindeglied zwischen dem vorliegen-
den Plangebiet und dem vorhandenen Ortsteil an der Dornbreite dient. Das stadtebauliche
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Konzept des Bebauungsplans sichert daher bereits Moglichkeiten fur fuRlaufige Anbindun-
gen an den potenziellen zweiten Bauabschnitt.

5. Inhalt der Planung

5.1 Flachenbilanz

Bebauungsplangebiet ca. 3,9 ha
davon:
Allgemeines Wohngebiet gemaf § 4 BauGB ca. 27.760 m?
davon zulassige Grundflache ca. 7.170 m?
Grunflachen ca. 3.630 m?
StralRenverkehrsflachen ca. 5.365 m?
Ver- und Entsorgungsflachen ca. 2.905 m2

5.2 Kinftige Entwicklung und Nutzung

5.2.1 Art der baulichen Nutzung

Die kinftigen Wohnbauflachen werden als allgemeines Wohngebiet gemaR § 4 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) festgesetzt.

Die Festsetzung als allgemeines Wohngebiet passt sich der durch Wohnnutzungen geprag-
ten Umgebung an der Dornbreite sowie der Medenbreite an und gewabhrleistet, dass sich die
im Plangebiet zulassigen Nutzungen in die Umgebung einfligen.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO in allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulassigen Nut-
zungen wie Beherbergungsbetriebe, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen fur
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden samtlich ausgeschlossen, um den
zu erwartenden Verkehrs- und Immissionsbelastungen durch den Betrieb dieser Nutzungen
vorzubeugen. Zudem werden Ferienwohnungen im Sinne des § 13a BauNVO ausgeschlos-
sen, da das Baugebiet nicht dem Ferienwohnen, sondern der Eigentumsbildung breiter Be-
volkerungsschichten dienen soll. Dartber hinaus storen Ferienwohnungen durch stétig
wechselnde Gaste das nachbarschaftliche Geflige.

5.2.2 Mal3 der baulichen Nutzung und Hohe baulicher Anlagen

Das Maf der baulichen Nutzung und die Hohe baulicher Anlagen werden im allgemeinen
Wohngebiet mittels der Festsetzung einer Grundflachenzahl (GRZ) als Hochstmal3, einer
maximal zulassigen Anzahl der Vollgeschosse und einer maximal héchstzulassigen Trauf-,
First- und Sockelhdhe festgesetzt. Fur die Teilgebiete WAL gilt eine GRZ von 0,25, fur das
Teilgebiet WA2 gilt eine GRZ von 0,35 als Hochstmal3.

Das Umfeld des Plangebiets ist durch eine kleinteilige Bebauung, z.T. in Form von Doppel-
hausern, mit groRziigigen Gartengrundstiicken geprégt. Die Festsetzung von Grundflachen-
zahlen stellt sicher, dass auch das neue Wohngebiet durch eine aufgelockerte Bebauung mit
einem hohen Grinanteil gepragt wird.
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Die GRZ ist bei den Baugrundstticken, die mit Doppelhdusern bebaut werden kdnnen, hoher,
um auf den kleineren Grundstiicken ein vergleichbares Raumangebot wie bei Einzelhausern
anbieten zu kénnen.

Fiir die Errichtung von Terrassen kann die zuléssige GRZ um bis zu 25 m? tiberschritten werden.

Fur die Bebauung wird die Zulassigkeit eines Vollgeschosses festgesetzt. Damit entspricht
die Hohengestaltung des neuen Wohngebiets dem baulichen Bestand im Umfeld. Die Anlage
eines Dachgeschosses ist zuldssig, so dass zeitgemalRe Wohnflachenbedarfe gedeckt wer-
den kdnnen. Gleichzeitig wird mit der Festsetzung einer maximalen Traufhéhe von 4,00 m
uber Stral3enverkehrsflache in Verbindung mit der Festsetzung einer maximalen Firsthohe
von 9,00 m uber Stral3enverkehrsflache sichergestellt, dass nur solche Einzel- und Doppel-
hauser errichtet werden, die sich in die umgebende Bebauungsstruktur einfligen.

Die festgesetzte Trauf- und Firsthéhe bezieht sich jeweils auf die angrenzende offentliche
Verkehrsflache, gemessen in der stralRenzugewandten Fassadenmitte. Die Traufhéhe be-
misst sich im Schnittpunkt zwischen der Aul3enkante des aufsteigenden traufseitigen Mau-
erwerks und der Aul3enkante Dachhaut des Hauptdaches. Bei Wohngebauden, die nicht an
eine oOffentliche Verkehrsflache angrenzen, ist die Oberkante der angrenzenden privaten
Verkehrsflache bzw. der Flache flr das private Zufahrtsrecht der untere Bezugspunkt fir die
Bemessung der First-, Trauf- und Sockelhdhe.

Zur Vermeidung unmalfistéablich hoher Geb&udesockel werden diese durch Festsetzung in
der Hohe auf maximal 0,3 m begrenzt. In Verbindung mit den vorstehend genannten Fest-
setzungen zu Trauf- und Firsthdhe trégt eine Begrenzung der Sockelhohe von Gebauden
baugestalterisch zu einheitlichen Gebaudehdhen im Plangebiet bei.

Fur die Versorgungsflache der Stadtwerke Libeck an der Dornbreite wird eine maximal zu-
lassige Grundflache von 550 m? und eine maximale Gebaudehéhe von 8,0 m festgesetzt.
Die Uberbaubaren Grundstlcksflachen werden gegeniiber dem Bestandsgebéude erweitert,
um einen geplanten Ausbau der Anlage zu erméglichen.

5.2.3 Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflachen

Der sidlich und 6stlich angrenzende Siedlungsbereich wird durch eine kleinteilige Bebauung
mit Einzel- und Doppelhausern gepréagt. Das geplante Baugebiet soll diese Strukturen fort-
fihren, daher werden Festsetzungen zur Bauweise getroffen.

Der Bebauungsplan ermdglicht Uberwiegend die Errichtung von Einzelhdusern. Fir einen
Teilbereich, der acht Grundstiicke umfasst, wird zusatzlich eine Bebauung mit Doppelhau-
sern festgesetzt. Durch Doppelhduser, die in der Regel auf kleineren Grundsticken verwirk-
licht werden, kdnnen Eigenheime geschaffen werden, die ein den Einzelh&usern vergleich-
bares Wohnflachenangebot (u.a. gartenbezogenes Wohnen mit einseitig umlaufenden Gar-
tenbereichen) bieten, jedoch kostengtinstiger sind und damit breiteren Bevdlkerungsschich-
ten eine gartenbezogene Wohnform ermaoglichen.

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen werden durch straBenparallele Baufenster mit einer
Tiefe von 12,5 m ausgewiesen. Durch diese Art der Festsetzung wird einerseits eine Raum-
bildung entlang der PlanstralRe erreicht, andererseits werden bei der Umsetzung stadtebau-
lich vertretbare Spielraume bei der Gebaudestellung eroffnet.

Um die Errichtung von Terrassen auch auf3erhalb der Baufenster zu ermdglichen, kdnnen die
festgesetzten Baugrenzen in einer Tiefe von bis zu 3,5 m Uberschritten werden.
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5.2.4 Prufung zur Umsetzung des Birgerschaftsbeschluss zum staatlich gefdrderten
Wohnungsbau

Im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses wurde im Bauausschuss erdrtert, ob das Gebiet fur
Geschosswohnungsbau und damit auch fir den geférderten Wohnungsbau geeignet ist. Ge-
schosswohnungsbau wird im Gegensatz zum Einfamilienhausbau durch eine héhere Geschos-
sigkeit und eine grofRere Baumasse gekennzeichnet. Solche Bauformen waren an dieser Stelle
(Ortsrandentwicklung) untypisch und widerspréachen dem Ziel einer geordneten stadtebaulichen
Entwicklung. Geschosswohnungsbau sollte nach damaliger Beschlussfassung als ergénzende
Bauform im Plangebiet nicht zum Tragen kommen.

Fur das geplante Einfamilienhausquartier in aufgelockerter Bauweise sollte im weiteren Bebau-
ungsplanverfahren geprift werden, ob Reihenhduser fiir sozialen Wohnungsbau im zweiten
Forderweg vorgesehen werden kénnen. Im Verfahren wurde daher geprift, inwieweit Reihen-
hauser die Siedlungsstruktur erganzen kénnen. Hierzu wurden drei Bebauungsvarianten zur
friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung vorgestellt.

Eine Reihenhausbebauung kénnte sich zwar hinsichtlich der Hohenentwicklung in das gebaute
Umfeld einflgen; trotzdem wirden Reihenh&user eine Sonderform in der Siedlung darstellen
und waren daher nicht ortsbildtypisch.

Hinsichtlich des geférderten Wohnungsbaus ware die Errichtung einer Reihenhauszeile als
Mietangebot im sozialen Wohnungsbau nach Angaben aus der Wohnungswirtschaft an diesem
Standort nicht wirtschaftlich zu betreiben. Die Anlage wére von einer Wohnungsbaugesellschaft
zu betreuen. Eine wirtschaftliche Machbarkeit wird aufgrund des geringen Umfanges und der
Einzellage seitens der Wohnungswirtschaft nicht gesehen.

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass derzeit in zahlreichen zentralen Lagen im Libe-
cker Stadtgebiet Bauvorhaben entwickelt werden, in denen verdichtete Bauformen Uberwiegen
und die zudem Uber einen héheren als den geforderten Anteil an sozialem Wohnungsbau verfi-
gen. Diese integrierten Lagen sind zudem geeigneter fur einkommensschwachere Bevolke-
rungsgruppen, da in geringerer Entfernung wichtige Infrastrukturen und Versorgungseinrichtun-
gen vorhanden sind.

5.2.5 GroRRe der Baugrundstiicke

Um einen hohen Grinanteil im Siedlungsbereich zu gewahrleisten, wird eine Mindestgrofl3e
der Baugrundstiicke festgesetzt. Gleichzeitig soll dem Grundsatz einer nachhaltigen Entwick-
lung Rechnung getragen werden. Daher wird dartiber hinaus eine MaximalgroRe der Bau-
grundstiicke festgesetzt, um einem UbermaRigen Bodenverbrauch entgegen zu wirken. Mit
den festgesetzten Grundstiicksgrof3en wird ein Kompromiss zwischen der Vorpragung des
umgebenden Wohnumfelds und vorhandenen Wohnwiinschen (freistehendes Einfamilien-
haus) sowie einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden gefasst. Fur zwei Eckgrund-
sticke werden aufgrund der ErschlieBungssituation hohere maximale Grundstiicksgrof3en
ermdglicht.

5.2.6 Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden

Um eine gebietsvertragliche Nutzungsdichte zu sichern, wird in den Baugebieten die Zahl
der Wohnungen pro Wohngebaude begrenzt. Die Festsetzung erlaubt in Einzelhdusern ent-
weder die Herstellung einer Einliegerwohnung (z.B. fur Kinder, Grof3eltern) oder die Nutzung
als Doppelhaus ohne Realteilung. Je Doppelhaushélfte wird nur eine Wohnung zugelassen.

14 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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Die Festsetzung wird getroffen, um die Eigentumsbildung insbesondere fiir Familien sicher-
zustellen. In den Gebauden soll keine Vielzahl an Kleinstwohnungen entstehen. Eine hdhere
Anzahl von Wohneinheiten pro Gebaude wirde zudem ein hoheres Verkehrsaufkommen,
einen hoéheren Stellplatzbedarf und daraus resultierend einen hdheren Versiegelungsgrad
zur Folge haben.

5.2.7 Nebenanlagen

Um den gewiinschten Charakter eines durchgriinten Wohngebiets sicherzustellen und einer
Ubermafigen Versiegelung durch Nebenanlagen vorzubeugen, werden Art und Umfang von
Nebenanlagen auf den Wohngrundstticken durch textliche Festsetzungen beschrankt. Es wird
die Mdglichkeit eingerdumt, auf3erhalb der Baugrenzen einen Gerdteschuppen, ein Garten-
haus oder eine vergleichbare Nebenanlage zu errichten. Die Grundflache dieser Nebenanla-
gen darf jedoch 8 m? insgesamt nicht iiberschreiten.

Die Errichtung von Nebenanlagen innerhalb der Baufenster bleibt zulassig; im Vorgartenbe-
reich wird sie jedoch ausgeschlossen, damit der Eindruck eines durchgriinten, gartenbezoge-
nen Wohnquartiers erhalten bleibt.

5.3 ErschlieBung

5.3.1 Anbindung an o6ffentliche StraRenverkehrsflachen

Die ErschlieBung des Plangebiets fir den PKW-Verkehr erfolgt tber die Dornbreite. Die Er-
schlieBungsstralie des Plangebiets mindet ca. 80 m nord-westlich der Kreuzung Steinrader
Damm/ Hofland/ Dornbreite in die Dornbreite. In einer Stellungnahme zur Verkehrsplanung
wurde im August 2017° nachgewiesen, dass das vorhandene StraRennetz ausreichend leis-
tungsfahig ist, um den Mehrverkehr der ca. 65 geplanten Wohneinheiten aufzunehmen.

Die derzeit an der Dornbreite vorhandene Fahrbahnverengung zur Verkehrsberuhigung wird
aufgrund der geplanten Erschlie3ungsstral3e riickgebaut und voraussichtlich weiter nordost-
lich auf Kosten des Vorhabentrégers wieder hergestellt.

5.3.2 Innere ErschlielBung

Zur besseren Nachvollziehbarkeit der geplanten inneren ErschlieBung liegen der Planzeich-
nung StralRenquerschnitte bei.

Im Eingangsbereich des neuen Wohnquartiers soll die Erschlielungsstral3e auf einem rund
90 m langen Teilstlick als Tempo-30-Zone in das neue Wohngebiet fihren. Der Ausbau die-
ses Teilstlicks soll im Trennsystem mit Fahrbahn und separatem Gehweg erfolgen.

Daran schlief3t sich eine RingerschlieBung und eine StichstraRe mit Wendeanlage als ver-
kehrsberuhigte Mischverkehrsflache an. Innerhalb der verkehrsberuhigten Bereiche sind die
entferntesten Wohnbaugrundstiicke mit einer Fahrstrecke von rund 260 bzw. 150 m zu errei-
chen. Die Fahrstrecken liegen damit unterhalb der Obergrenze von 300 m, die im Runderlass
des Ministeriums fur Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein
vom 11.12.2009 als Obergrenze fur die maximale Lange eines verkehrsberuhigten Bereichs
vorgegeben wird.

Eine verkehrliche Anbindung des ersten Bauabschnitts an einen potenziellen zweiten Bau-
abschnitt im Nordosten des Plangebiets wird fir den PKW-Verkehr planungsrechtlich ausge-

3 Stellungnahme zur Verkehrsplanung, TSM Ingenieurbdiro fur Tiefbau und Vermessung, Kiel, 31.08.2017
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schlossen. Damit wird das Entstehen eines Durchgangsverkehrs zwischen Dornbreite und
Medenbreite innerhalb des Plangebiets unterbunden. Zwischen den beiden Bauabschnitten
sind lediglich ful3laufige Verbindungen vorgesehen.

5.3.3 Anbindung an den 6ffentlichen Nahverkehr (OPNV)

Das Plangebiet wird Uber die stidwestlich des Plangebiets gelegene Bushaltestelle Bauern-
weg erschlossen. Eine schnelle fuldlaufige Anbindung an die Bushaltestelle wird durch den
vorgesehenen FulRweg von der geplanten ErschlieBungsstrafle zu der Wendeanlage an der
Dornbreite gewahrleistet.

5.3.4 Stellplatze

Der ruhende Verkehr der Bewohner des Baugebietes soll grundséatzlich auf den Privatgrund-
stiicken in Form von Stellplatzen untergebracht werden.

Fur Besucherverkehr wird die Herstellung von mindestens 20 Stellplatzen im offentlichen
Strallenraum planungsrechtlich gesichert. Der Vorhabentrager beabsichtigt, in den Planstra-
Ren insgesamt 33 oOffentliche Parkplatze anzulegen: Im Eingangsbereich zu der Siedlung
(Tempo-30-Zone) ist die Anlage von 7 offentlichen Parkstanden als Langsparker geplant. Im
Bereich der Mischverkehrsflache (Verkehrsberuhigter Bereich) kdnnen 26 Parkplatze durch
Abmarkierung geschaffen werden.

Die Festsetzung, dass Uberdachte Stellplatze (Carports) und Garagen nur innerhalb der Bau-
fenster oder deren seitlicher Verlangerung bis zur Grundstiicksgrenze zuldssig sind, dient
der Sicherung eines aufgelockerten Siedlungsbildes, das vom StraRenraum aus nicht durch
Garagen und Carports dominiert werden soll. Gleichzeitig wird Uber diese Festsetzung er-
reicht, dass vor den Garagen und Carports eine ausreichende Freiflache entsteht, die auf
dem Privatgrundstiick wie ein zusatzlicher Stellplatz z.B. fur Besucher fungiert. Der 6ffentli-
che StraRenraum wird dadurch von parkenden Pkw entlastet.

Die vorgesehenen Planungen lassen ausreichend Spielraum fur die Unterbringung von Fahr-
radstellplatzen auf den privaten Grundstiicken. Hierzu werden keine separaten Festsetzun-
gen getroffen.

5.3.5 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte werden als Rechte fir einen genauer zu bestimmenden
Kreis von Beglnstigten festgesetzt, wenn das Erfordernis besteht, 6ffentliche Bedarfe des
Verkehrs oder der Ver- und Entsorgung dauerhaft zu sichern. In der Regel fiihren planungs-
rechtlich festgesetzte Geh-, Fahr- oder Leitungsrechte dazu, dass eine Baulast auf dem be-
lasteten Grundstlick eingetragen wird. Die Festsetzung eines Geh-, Fahr- oder Leitungs-
rechts stellt ein milderes Mittel zur dauerhaften Sicherung der 6ffentlichen ErschlieBung dar
als die Festsetzung als ¢ffentliche Stral3enverkehrsflache oder Ver- und Entsorgungsflache,
da die Grundstlicke im Privateigentum verbleiben kénnen.

Im Plangebiet ist die Sicherung von folgenden Geh-, Fahr- und Leitungsrechten erforderlich:

- Die mit ,GFaiy“ bezeichneten Flachen sichern eine Durchwegung und Vernetzung des
Plangebiets mit der Umgebung fur FuRganger und Radfahrer.

- Die mit ,Lgg “ bezeichneten Flachen sichern die Mdglichkeit fir die nérdlich angren-
zenden Nachbarflurstiicke, die Entwasserung Uber das Sielnetz an der Dornbreite zu
regeln. Das Leitungsrecht umfasst dabei auch ein Betretungs- und Befahrungsrecht
der Flachen zur Wartung und Pflege der Anlagen.

16 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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- Die mit ,F, “ bezeichneten Flachen sichern die Zuganglichkeit der 6ffentlichen Grinfla-
che zur Pflege und Unterhaltung.

Geringfligige Abweichungen von der Lage des festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
tes kbnnen zugelassen werden.

5.3.6 Ver-und Entsorgung, Flachen fir Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung

Anschlussleitungen fir die Trinkwasser- und Stromversorgung sind in der Dornbreite vor-
handen. Gleiches gilt fir Telekommunikationsleitungen.

Flache fur Versorgungsanlagen, Zweckbestimmung Elektrizitat

Das innerhalb des Plangebiets gelegene Grundstiick der Stadtwerke Libeck GmbH wird als
Flache fur Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizitat gesichert. Die beste-
hende Anlage dient der Stromversorgung eines Stadtteilgebiets der Hansestadt Liibeck. Mittel-
fristig ist ein Ausbau der Anlage geplant. Dieser wird durch die Festsetzung eines Baufensters
und der zulassigen Grundflache von 550 m? erméglicht. Gleichzeitig wird durch die Vorgabe
einer maximalen Gebaudehéhe von 8,0 m tber der Oberkante der angrenzenden 6ffentlichen
Verkehrsflaiche, gemessen in der stralBenzugewandten Fassadenmitte, sichergestellt, dass
sich eine Neubebauung in die Umgebung einfugt.

Flache fir Abwasserbeseitigung

Die Abwasserentsorgung der Grundstlicke im Plangebiet erfolgt iber ein Trennsystem.

Laut Baugrunduntersuchung liegt im Baugebiet ein bindiger Boden vor, der nahezu wasser-
undurchlassig ist, sodass eine Versickerung von Niederschlagswasser nicht mdglich ist. Da-
her war im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ein Regenwasserbewirtschaftungskon-
zept zu erstellen.

Im Hinblick auf Naturschutz- und Umweltbelange ist das vorrangige Ziel der Oberflachen-
entwasserung, eine naturnahe und méglichst oberflaichennahe Sammlung und Versickerung
des Regenwassers im Plangebiet oder im Umfeld zu ermdéglichen. Es wurden verschiedene
naturnahe Optionen der Oberflachenentwasserung gepruft. Leider konnte letztlich keine die-
ser Optionen umgesetzt werden (vgl. Kapitel 6.3.1).

Die Oberflachenentwasserung fir das Plangebiet erfolgt daher direkt im Plangebiet Gber ein
konventionelles Regenriickhaltebecken. Dieses wird im Zufahrtsbereich zum Wohngebiet auf
der nordlichen Seite der Erschlie3ungsstral3e unter Bertcksichtigung der Anforderungen der
Entsorgungsbetriebe Libeck angelegt.

Eine Einleitung des Niederschlagswassers in das vorhandene Kanalnetz in der Dornbreite
kann erfolgen, wenn die Einleitmenge auf 10 I(s*ha) begrenzt wird. Zunachst wird auf den
Privatgrundstticken mittels Rickhalteschachten oder Speicherschachten das Regenwasser
rickgehalten und verzogert in das Regenriickhaltebecken abgegeben. Vom Regenriickhal-
tebecken wird das Regenwasser wiederum gedrosselt in den o6ffentlichen Regenwasser-
Kanal der Stral3e Dornbreite abgeleitet.

Geplant ist ein Becken mit einer Sohltiefe von ca. 3,20 m und Bdschungsneigungen von ca.
1:2. Das Becken erhélt eine Umfahrungsmaoglichkeit fur Pflegeeinséatze und eine Einzaunung
zur angrenzenden StralRe bzw. zu den Baugrundstiicken. StralRenseitig wird das Becken
insbesondere aus gestalterischen Grinden (Lage im Zufahrtsbereich zum Wohngebiet) mit
einer geschnittenen Laubholzhecke eingegrint.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und
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Das Becken wird als Trockenbecken konzipiert, d.h. es steht nur periodisch unter Wasser.

Die Flachen fur das Regenrickhaltebecken werden planungsrechtlich als Flachen fur die
Abwasserbeseitigung gesichert. Das erforderliche Rickhaltevolumen wurde anhand eines
funfjahrigen Regenereignisses berechnet.

Ldschwasserversorgung

Es sind innerhalb des Plangebiets alle 150 m ein Hydrant, d.h. insgesamt drei Hydranten,
erforderlich. Unter Heranziehung des DVGW Arbeitsblattes W 405 wird ein Loschwasserbe-
darf fiir das geplante Baugebiet von 48 m®h tiber einen Zeitraum von zwei Stunden als aus-
reichend erachtet. Dies stellt den Grundschutz in einem Bebauungsgebiet dar, der durch die
Gemeinde (hier die Hansestadt Lubeck) als Léschwasserversorgung vorzuhalten ist.

5.4 Grun, Natur und Landschaft

5.4.1 Grunflachen

Zur Schaffung bzw. Verbesserung von Naherholungsmdéglichkeiten ist die Anlage eines Ful3-
und Radwegenetzes im Plangebiet vorgesehen. Innerhalb des Plangebiets soll ein rund
2,5 m breiter Fu3- und Radweg an der siidwestlichen Grenze und der nordwestlichen Gren-
ze entlang gefltihrt werden, der Uber das Flurstiick 6/78 an die Dornbreite und den Steinrader
Damm sowie perspektivisch tber die Flurstiicke 6/57 und 6/41 an die Medenbreite angebun-
den werden kann. Um das vorgesehene Ful3- und Radwegenetz realisieren zu kénnen, wer-
den entsprechend am stdwestlichen und nordwestlichen Plangebietsrand Flachen in einer
Breite von 5 m planungsrechtlich als 6ffentliche Grunflache gesichert.

Um die Zuganglichkeit des 6ffentlichen Ful3- und Radwegs von der PlanstralR3e aus gewahr-
leisten zu konnen, werden im Siddwesten, Nordwesten und Nordosten des Plangebiets 6f-
fentliche Griinflachen in einer Breite von 3,5 m festgesetzt.

Im Zentrum des Plangebiets wird eine private Griunflache mit der Zweckbestimmung Spiel-
platz festgesetzt. Die planungsrechtlich gesicherte Flache fur den Spielplatz umfasst eine
GréRe von rund 550 m? Zusétzlich sind im Plangebiet die Anlage einer SpielstralRe (ver-
kehrsberuhigte Mischverkehrsflache) auf einer Flache von rund 4.000 m? und einer 6ffentli-
chen Griinflache mit FuR-/ Radweg auf rund 2.000 m? Flache vorgesehen. Damit wird ein
ausreichendes Angebot an Flachen zum Spielen auch unter Berlcksichtigung multifunktiona-
ler Nutzungsmoglichkeiten gewahrleistet.

5.4.2 MaBhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Zur Durchgrinung des Plangebiets und Verbesserung der klimatischen Situation wird eine
Dachbegriinung von Garagen, Carports und Nebenanlagen ab einer DachflachengréfZe von
3 m? festgesetzt. Diese wirkt auch fiir den Wasserhaushalt durch Riickhaltung, Speicherung
und verzdgerte Ableitung von Niederschlagswasser ausgleichend. Begriinte Dachflachen
bilden stadttkologisch wirksame Vegetationsflachen, die Ersatzlebensrdume und Teillebens-
rdume fur Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten und leisten zudem einen Beitrag zur
Vernetzung von Lebensrdumen im Stadtgebiet.

Als Vermeidungs- und MinderungsmalRnahmen zur Begrenzung der Bodenversiegelung wird
die Verwendung wasser- und luftdurchlassiger Belage fur Wegeflachen und Stellplatzanla-
gen festgesetzt.
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Als Ausgleich der geplanten Eingriffe werden Ausgleichmalnahmen und Ausgleichsflachen
zugeordnet. Entsprechend der Bilanzierung der durch den Bebauungsplan ausgeltsten Ein-
griffe ergibt sich ein Kompensationsbedarf von insgesamt rund 12.700 m? (ausfuhrliche In-
formationen im Entwurf zum Umweltbericht ab Kapitel 6). Als entsprechender Ausgleich sind
in der ermittelten GréRenordnung naturnahe Biotope in Form von Gehdlzpflanzungen und
Sukzessionsflachen auf dafir geeigneten Flachen zu entwickeln. Da innerhalb des Plange-
bietes eine Umsetzung der Kompensationsmafl3nahme nicht méglich ist, wird der erforderli-
che Ausgleich auf einer Okopool-Flache in Niendorf-Moorgarten zugeordnet (Gemarkung
Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1).

Erganzend zu den notwendigen Ausgleichsmafl3nahmen in Folge der bebauungsplanbeding-
ten Eingriffe, sind fur die 130. Anderung des Flachennutzungsplanes weitere Ausgleichsfla-
chen in der Gré3e von insgesamt 3.300 m2 erforderlich (s. Abbildung 4).

5.4.3 Bindungen fiur Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen

Die auf den Flurstiicken 6/78 und 6/63 vorhandenen Gehdlze werden mit der Festsetzung
eines Erhaltungsgebots gesichert.

Um eine wirksame Durchgriinung des neuen Wohnquartiers zu gewahrleisten, werden Fest-
setzungen zur Begrinung des StraRenraums, des Spielplatzes und der privaten Wohnbau-
grundstiicke getroffen.

So sind mind. 27 Baume mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, gemessen in 1 m
Hohe Uber dem Erdboden, im o6ffentlichen Strallenraum zu pflanzen. Hiervon entfallen 6
Baume auf den Eingangsbereich zur Siedlung (Tempo-30-Zone), 21 Baume werden inner-
halb der Mischverkehrsflache (Verkehrsberuhigter Bereich) angeordnet. Damit ergibt sich in
der Mischverkehrsflache ein Verhaltnis von 21 Baumen zu 26 6ffentlichen Parkplatzen. Dies
stellt eine Uberdurchschnittlich gute Stral3eneingriinung dar. Zusammen mit den Baumen
und Stellplatzen im Zufahrtsbereich zum Wohngebiet ergibt sich ein Verhéltnis von 27 Bau-
men zu 33 Parkplatzen.

Auf der Spielplatzflache sind mind. drei weitere Laubbaume zu pflanzen. Mit der Pflanzung
von drei Baumen wird der Spielplatz als griine Mitte des Wohnquartiers erlebbar und eine
Beschattung der Spielflache gesichert.

Die Pflanzung mindestens eines Baums mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm,
gemessen in 1 m Hohe Uber dem Erdboden, je Wohnbaugrundstiick sichert ebenfalls eine
Durchgrinung des Wohnquartiers. Darliber hinaus bieten die Baumpflanzungen Lebens-,
Nahrungs- und Rickzugsraume fir Vogel und Insekten im Siedlungsraum.

Fur die Begrinungsmalnahmen wird die Verwendung von standortgerechten einheimischen
Gehdlzen vorgeschrieben, damit sich die Neupflanzungen optimal entwickeln kénnen. Die
heimischen Arten bieten im besonderen Mal3e der heimischen Tierwelt Nahrungsgrundlage
und Lebensrdume und gewéhrleisten Uber die Sicherung der Nahrungskette die Bestands-
vielfalt. Die vorgegebene Mindestpflanzgrof3e stellt sicher, dass bereits in kurzer Zeit 6kolo-
gisch, lokalklimatisch und visuell wirksame Gehdélzstrukturen entstehen.

Die Standortbedingungen zur Sicherung und langfristigen Entwicklung der Baume werden fur
die Pflanzungen im o6ffentlichen Stral3enraum durch die Vorgaben von offenen Baumschei-
ben mit einem ausreichenden Substratvolumen gewahrleistet.
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Fur Einfriedungen zur offentlichen Verkehrsflache dirfen nur geschnittene Laubholzhecken
oder Steinwalle mit Bepflanzungen verwendet werden, um ein einheitliches Stral3enbild der
Siedlung sicherzustellen. Die maximale Hohenvorgabe fur die Bepflanzungen gewahrleistet,
dass im Stral3enraum keine Uberdimensionierten Hecken entstehen. Zusatzliche Z&une sind
nur grundstiicksseitig zulassig, damit das Bild einer durchgriinten Siedlung nicht durch Zau-
ne unterschiedlichster Materialien und Transparenzen beeintrachtigt wird.

Bei dem Regenriickhaltebecken handelt es sich um ein technisches Bauwerk, das nicht
standig Wasser fiihren wird. Aus Sicherheitsgriinden ist trotzdem eine Einfriedung erforder-
lich. Um die Sichtbarkeit des Regenrtickhaltebeckens vom StraRenraum abzumindern, wird
straRenseitig die Pflanzung einer geschnittenen Laubholzhecke von mindestens 1,30 m Ho6-
he festgesetzt.

Zur Minderung der Sichtbarkeit des technischen Bauwerks der Versorgungsflache mit der
Zweckbestimmung Elektrizitéat ist entlang der studwestlichen und nordwestlichen Grund-
stiicksgrenze eine frei wachsende Feldhecke mit Strauchern und Heistern von mind. 0,60 m
bis 1,00 m Hoéhe, aus standortgerechten Strauchern und Laubbaumen zu pflanzen. Diese
Pflanzhohe ist grof3 genug, um Anwachschancen zu haben. Die in den textlichen Festset-
zungen aufgefuhrten Prozentangaben gebend das Mischungsverhéltnis der verschiedenen
Arten fur eine flachige Feldheckenpflanzung an. Diese Mischung entspricht einer naturnahen
Knickbepflanzung.

Gegebenenfalls vorhandene und vitale Geholze sind in die Neupflanzung zu integrieren.
Dies umfasst nicht Geholzbestéande der ehemaligen Waldflache.

5.5 Gestaltung

Zur Sicherung einer aufeinander abgestimmten Siedlungsgestaltung werden im Bebauungs-
plan gestalterische Festsetzungen gemaf § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 Abs. 1
Nr. 1 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein vom 22. Januar 2009 (GVOBI. Schl.-H. S.
6) getroffen.

Als Fassadenmaterialien sind Putz, Sichtmauerwerk und Holz zul&ssig. Holzblockbohlen-
hauser hingegen sind unzulassig, da sie nicht ortstypisch sind.

Die Dacher sind in rot, rotbraun oder anthrazitfarbenen Dachziegeln oder Dachsteinen als
symmetrisches Sattel- oder Krippelwalmdach mit einer Neigung zwischen 30°-50° auszufiih-
ren.

Fur Doppelhauser wird fir die jeweils zusammengehorenden Halften eine einheitliche Ge-
staltung vorgegeben.

Mit diesen Festsetzungen sollen ein Mindestmal an einheitlicher Gestaltung der Gebaude
und ein gemeinschaftlicher Charakter des neuen Wohngebiets gesichert werden.

Zur Sicherung einer einheitlichen Gestaltung werden im Bebauungsplan ferner die Firstrich-
tungen festgesetzt. Die Festsetzung ermdglicht eine Raumbildung entlang der Erschlie-
Rungsstrallen. Die damit zuldssige Stellung der Baukoérper ermdglicht auRerdem die Installa-
tion von Solaranlagen, da entweder die Sudost- oder die Stdwest-Seite der Dachflachen
beschienen wird.

Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind im baulichen Zusammenhang mit dem
Hauptgebaude oder mit Garagen oder Uberdachten Stellplatzen anzuordnen. Die Pflicht zur
Dachbegriinung auf Garagen, Carports und Nebenanlagen bleibt dabei erhalten. Frei ste-
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hende Solaranlagen, Antennen und Satellitenanlagen sind unzulassig, um die Gartenberei-
che von einer Uberméfigen Bebauung frei zu halten.

5.6 Hinweise

Fall- und Rodungsarbeiten

Aus Grunden des Artenschutzes ist die allgemein giltige Regelung zu beachten, wonach
Fall- und Rodungsarbeiten gemafl § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nur in der
Zeit zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar durchgefihrt werden dirfen.

Bodenaushub

Im Sinne des allgemeinen Bodenschutzes ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Ande-
rung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veranderungen der Erdoberflache
ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung
zu schitzen.

Archéologie

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist archéologische Verdachtsflache; arch&olo-
gisch bedeutsame Funde vor allem aus der Vor- und Frihgeschichte kénnen nicht ausge-
schlossen werden. Vor Veranderungen und Bodeneingriffen sind daher Prospektionen
durchzufiihren, die eine archaologische Relevanz Uberpriifen missen. Bei entsprechender
Befundlage sind archaologische Grabungen gemal des Denkmalschutzgesetzes Schleswig-
Holstein vorzusehen.

Vor Bodeneingriffen ist die rechtzeitige Information der Oberen Denkmalschutzbehorde, Ab-
teilung Archéologie, Meesenring 8, 23566 Lubeck, Uber den aktuellen Baubeginn zwingend
erforderlich. Funde sind gem. 8 15 DSchG S-H umgehend zu melden.

Schutz vor Grundwasser

Zum Schutz vor Grundwasser sind Keller als weil3e Wanne, also als wasserundurchlassige
Wanne aus Stahlbeton, zu errichten.

Leerrohre fir Telekommunikation

Zur Sicherung einer perspektivisch erforderlichen Glasfaserinfrastruktur wird angeregt, bei
der Erstellung der Hauptanlagen Leerrohre fir eine ggf. spatere Verlegung von Glasfaserka-
beln vorzusehen.

Richtfunkstrecken

Im Bereich des Plangebiets verlauft eine Richtfunkstrecke. Bei Einhaltung der festgesetzten
eingeschossigen Bauweise ist eine Beeintrachtigung des Richtfunkbetriebs nicht zu beflrch-
ten.

Im Baugenehmigungsverfahren ist zu beachten, dass in den betroffenen Bereichen entspre-
chende Auflagen bei der Gestellung von Baukranen ergehen konnen.
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6. Umweltbericht

Zeitgleich zum Bebauungsplanverfahren wird gemafR 8 2 Abs. 4 BauGB fur die Belange des
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § la BauGB eine Umweltprifung durch-
gefuhrt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem
Umweltbericht nach der Anlage zum BauGB beschrieben und bewertet werden. Dabei ist
gemal § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB das Ergebnis der Umweltprifung in der Abwagung zu be-
rucksichtigen.

Grundlage fur die Umweltprifung und die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung sind die geplan-
ten Festsetzungen des Bebauungsplans 23.19.00.

Die folgenden Darlegungen basieren im Wesentlichen auf den nachfolgend aufgefuhrten
Fachgutachten:

e Darstellungen des Landschaftsrahmenplans fur den Planungsraum Il von 2003;
e Darstellungen des Landschaftsplans der Hansestadt Libeck von 2008;

o Darstellungen des Thematischen Landschaftsplans ,Klimawandel in Libeck — Vorsorge-
und Anpassungsmafnahmen fiir die Landnutzungen® der Hansestadt Liibeck von 2013;

o Darstellungen des Landschaftsplanerischen Entwicklungskonzepts LEK der Hansestadt
Libeck von 2010;

¢ Sichtachsenstudie Welterbe ,Libecker Altstadt®, Fachbereich Planen und Bauen, Welt-
erbekoordination, Libeck 11/2011;

e Chemische Untersuchung, Baukontor Diimcke, Lubeck, 16.08.2016;

e Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzuntersuchung fur den B-Plan
23.19.00 Dornbreite/ Medenbreite, Biro Dipl.-Biologe Karsten Lutz, Hamburg 05/2017,
Erganzung 10/2017;

e Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbreite/ Meden-
breite“ der Hansestadt Liibeck, ALN Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017;

e Stellungnahme zur Verkehrsplanung, TSM Ingenieurbiro fir Tiefbau und Vermessung,
Kiel, 31.08.2017;

e Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen, Baukontor Dimcke, Libeck,
05.07.2017;

e Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhaltnisse durch 10 Sondierungen, Bau-
kontor Dumcke GmbH, Liibeck, 13.07.2016;

¢ Klimaanalyse flr das Stadtgebiet der Hansestadt Libeck, Phase 3: Planungshinweiskar-
te, GEO-NET Umweltconsulting GmbH, Hannover 05/16.

6.1 Kurzbeschreibung der umweltrelevanten Bebauungsplaninhalte

Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Umnutzung
von nicht mehr bengtigten Baumschul- und Gartnereiflachen in Wohnbauflachen geschaffen
werden.

Ziel des Bebauungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — und der zugehorigen 130.
Anderung des Flachennutzungsplans ist die Schaffung von verbindlichem Planungsrecht zur
Realisierung von Einzel- und Doppelhdusern. Mit der Ausweisung und Festsetzung von
Wohnbauflachen wird ein Beitrag zur Deckung des bestehenden Bedarfs an Einzel- und
Doppelhausgrundstiicken innerhalb der Hansestadt Libeck geleistet (s. auch Kapitel 1.2).
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Nach derzeitigem Kenntnisstand werden folgende Festsetzungen des Bebauungsplans fir
die Umweltprifung bzw. die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung relevant sein:

e Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets mit Einfamilien- und Doppelhdusern sowie
der erforderlichen ErschlieBungsflachen und der damit einhergehenden Versiegelung;

e Festsetzung eines Spielplatzes sowie einer begrinten Wegeverbindung an den Wohn-
gebietsrandern;

e Festsetzung eines Regenrtickhaltebeckens;

e Erhalt eines Grof3teils der randlichen Vegetationsstrukturen und Lebensraume (Baumbe-
stand am Nordwestrand sowie Knick mit angrenzender Sukzessionsflache);

e Verlust von groReren Teilen eines Waldsttickes an der Dornbreite;

e Festsetzungen flr die Durchgriinung des neuen Wohngebiets (z.B. Pflanzen von Stra-
Renbdumen und Laubholzhecken, Anlage von extensiver Dachbegriinung auf Nebenge-
bauden);

e Festsetzung von externen Ausgleichsmalinahmen;
Zeitgleich zum Bebauungsplanverfahren erfolgt eine Beantragung einer Waldumwandlung
nach Landeswaldgesetz bei der Unteren Forstbehérde.

6.2 Planungsrelevante Ziele des Umwelt- und Naturschutzes aus Fachgesetzen und
Fachplanungen

6.2.1 Fachgesetzliche Grundlagen

8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind insbesondere die Belan-
ge des Umweltschutzes einschlieB3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be-
rcksichtigen.

8§ 14 Abs. 1 BNatSchG i.V. mit 8 8 LNatSchG: Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des
BNatSchG sind Verénderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen oder Verande-
rungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels,
die die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild er-
heblich beeintrachtigen konnen.

8 15 Abs. 1 BNatSchG i.V. mit 8 9 LNatSchG: Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet,
vermeidbare Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen, unvermeidbare
Beeintrachtigungen durch MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus-
zugleichen (Ausgleichsmalinahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen).

8 18 Abs. 1 BNatSchG: Wenn durch die Aufstellung eines Bebauungsplans Eingriffe in Natur
und Landschaft zu erwarten sind, ist Uber die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.

8§ 44 Abs. 1 BNatSchG: Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf besonders ge-
schitzte Arten sind im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 — 4 zu prifen
und ggf. erforderliche Malinahmen vorzusehen.

§ 1a Abs. 3 BauGB: Art und Umfang von AusgleichsmalRnahmen sind auf der Grundlage des
§ 9 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen.

§ 135a BauGB: Im Bebauungsplan festgesetzte AusgleichsmalRnahmen fir die Eingriffe, die
durch den Bebauungsplan zu erwarten sind, sind vom Vorhabentrager durchzufihren. Soweit
Maflinahmen zum Ausgleich an anderer Stelle durchgefiihrt werden sollen, soll die Gemeinde
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die MaRnahmen an Stelle und auf Kosten der Vorhabentrager durchfiihren. Voraussetzung fur
die Rickerstattung der Kosten ist, dass im Bebauungsplan die AusgleichsmalRnahmen den
Eingriffsgrundstiicken nach § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet sind oder ein stadtebaulicher Ver-
trag abgeschlossen wird.

Baumschutzsatzung: Gemal der seit dem 18.12.2006 geltenden Baumschutzsatzung der
Hansestadt Libeck sind alle Baume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm (ge-
messen auf einer Hohe von 1,30 m) geschuitzt. Bei Baumen in Reihen (mindestens 3 Bau-
me) oder in Gruppen (mindestens 5 Baume) sowie bei mehrstammig ausgebildeten Baumen
gilt der Schutz bei einem Stammumfang von jeweils mindestens 50 cm. Ausgenommen von
dem Schutz sind u.a. Baume in Garten mit Ausnahme von Baumen in Vorgarten, Baume,
deren Stamm in 1,30 m H6he maximal 6 m von einem zulassigerweise errichteten Gebaude
entfernt ist, sowie Obstbaume, die dem Ernteertrag dienen.

6.2.2 Fachplanerische Grundlagen

Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein (1999): Das Landschaftsprogramm Schleswig-
Holstein trifft keine relevanten Aussagen fir das Plangebiet.

Landschaftsrahmenplan fiir den Planungsraum Il (2003):

In Karte 1 (ohne Abbildung) des Landschaftsrahmenplans ist nérdlich und nord-6stlich des
Plangebiets ein Wasserschongebiet dargestellt, was jedoch als nicht relevant fur die geplan-
te Wohnnutzung gewertet werden kann. Nordwestlich und ndérdlich ist in der Landgrabennie-
derung ein Gebiet mit besonderer Eignung fur den Aufbau eines Schutzgebiets- und Bio-
topverbundsystems dargestellt.

Gemald Karte 2 des Landschaftsrahmenplans (ohne Abbildung) liegt das Plangebiet zwi-
schen zwei Gebieten, die die Voraussetzungen fur eine Unterschutzstellung als Land-
schaftsschutzgebiet erfillen: nérdlich die Landgrabenniederung und stdlich die Flutgraben-
niederung.

Gesamtlandschaftsplan der Hansestadt Libeck (2008):

g 3 k 1‘Ir|""

= ' 3 .ﬁd"\-""”'-.l"" l-l'.a'
Abbildung 1: Ausschnitt Landschaftsplan Libeck, Entwicklungskonzept (Plan 18.1c)
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Die fur das Plangebiet relevanten Karten des gultigen Landschaftsplans enthalten fir den
Geltungsbereich des B-Plans bzw. fir das Umfeld folgende Darstellungen:

Karte 18.1c Entwicklungskonzept (Abb. 1):

o ,Gesetzlich geschiitzte Allee” in der Strafl3e Dornbreite und am nordlichen Ende der Stra-
e Medenbreite (braune Kreise);

o Flache mit festgesetzten Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen® (pinke Schragschraffur)
an der StralRe Medenbreite und nérdlich des Steinrader Dammes; beide Ausgleichsfla-
chen liegen aulRerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes.

Hinweis: Das direkt an der Stral3e Medenbreite liegende Flurstick 6/41 (Flur 2, Gemar-
kung Schonbocken) ist im rechtskraftigen Bebauungsplan 17.57.00 Baltische Allee/ Was-
serfahr (2016) mit der Flachennutzung ,Ausgleichsflache® belegt. Entsprechend des Fest-
setzungstextes ist die ca. 2.460 m? groRe Flache ,als Sukzessionsflaiche zu entwickeln.
Zum Schutz gegen Befahren ist straRennah ein 800 m* groRes Feldgehélz zu pflanzen.*
Die festgesetzten MalBhahmen (Sukzession und Neuanlage eines Feldgehdlzes) wurden
bis heute noch nicht umgesetzt. Die Flache soll in einem 2. Bauabschnitt als Wohnbau-
land Uberplant werden und ist Bestandteil des parallel laufenden 130. Flachennutzungs-
plan-Anderungsverfahrens.

o Die festgesetzte Ausgleichsmalihahme am Steinrader Damm — Neuanlage eines Knicks
sowie Entwicklung als Sukzessionsflache - wurde bereits vor einigen Jahren umgesetzt.

e Eignungsflachen fir den Biotopverbund (grine Schragschraffur) liegen nérdlich des
Plangebiets beidseits der Landgrabenniederung sowie stid-Ostlich des Plangebiets im
Grlinzug Herrengarten (s. auch Kapitel 6.3.6)

Karte 5b Oberflachengewésser (ohne Abb.):
Dargestellt ist

e ein genauerer Verlauf des im LRP dargestellten Wasserschongebiets nérdlich des Plan-
gebiets sowie

e der Roggenhorster Landgraben und der Flutgraben als naturferne FlieRgewasserab-
schnitte/Gréaben.

Karte 6 Klima und Luftglte (ohne Abb.):
Gemall der Themenkarte des Gesamtlandschaftsplans ,Klima und Luftgiite in der Hanse-
stadt Lubeck bewertet anhand des Luftguteindexes® (Plan 6) liegt das Plangebiet in einem

Gebiet von mittlerer Luftqualitat (Luftglte-Index 1,3-1,5) im Ubergang zu einem Gebiet mit
hoher Luftqualitat (Luftgite-Index 1,6-1,8).

Thematischer Landschaftsplan Klimawandel in Libeck (2013)

Die thematischen Karten treffen fur das Plangebiet folgende Aussagen:

Karte 3 Suchrdume fur neue Siedlungsgebiete einschliel3l. Konfliktflachen: ,Flachen in 1.
Prioritat (Wohnen umzusetzen)“

Dazu wird im Anhang Il zum Textteil ausgefihrt: ,Medenbreite W10: Stadtrdumlich ist die
Lage der Flache am westlichen Ende der Dornbreite als vergleichsweise ungtinstig anzuse-
hen. Relativ zu anderen AuRRenbereichsflachen treten hier jedoch vergleichsweise geringe
Restriktionen auf, weshalb eine Realisierbarkeit wahrscheinlich erscheint. Der nordlich an-
grenzende Freiraum am Landgraben sollte freigehalten werden oder im Zuge der Umsetzung
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sogar weitestgehend wiederhergestellt werden. Empfehlung: Die Flache ist umzusetzen,
sobald die integrierten Flachenpotenziale verbraucht sind.

Anmerkungen zur Anpassung an den Klimawandel: Aus Sicht des Klimawandels keine Be-
denken. Allerdings wird offene Landschaft neu bebaut. Die Bedenken des Bereichs UNV
wurden zurlickgestellt.“

Karte 5.2 Wistenei und Umgebung/ Vorsorge- und Anpassungsmalinahmen sowie Karte 7
Frischluftgebiete und Erholung: ,Suchraume fir Wohnen (M15)*

Dazu wird im Anhang IV zum Textteil ausgefihrt: ,M15: Neue Wohn- und Gewerbegebiete
klimaangepasst errichten, d.h. neue Wohn- und Gewerbegebiete flachensparend und ener-
gieeffizient anlegen. Planung mit Dachbegrinung, naturnaher Regenriickhaltung, ausrei-
chend naturnahen Grinflachen mit Biotopverbundfunktion, hochwassersicher, mit geringer
Versiegelung, mit Dachsonnenkollektoren (sofern mdglich) und unter Aussparung klimaemp-
findlicher RGume*.

Abbildung 2: Klimaanalyse Libeck, Planungshinweiskarte (Ausschnitt)

Weitere Daten zur Kimatischen Einschatzung des Plangebiets lietert das Gutachten ,Klima-
analyse Libeck®. Gem. der zugehorigen Planungshinweiskarte (Abb. 2) liegt das Plangebiet
in bzw. am Rande einer wichtigen Kaltluftschneise, die der Beluftung des Stadtteils St. Lo-
renz dient (dunkelblaue Pfeile). Insofern fungiert das Gebiet als Eintrittspforte flr Frischluft in
das innere Stadtgebiet und liegt damit in der héchsten Wertstufe der Griin- und Freiflachen,
die eine klimatische Ausgleichsfunktion mit ,hoher Empfindlichkeit gegenliber Nutzungsin-
tensivierung“ besitzen (dunkelgrine Flachen: ,sehr hohe bioklimatische Bedeutung®). Aus-
tauschbarrieren gegeniber bebauten Randbereichen sollen mdglichst vermieden werden,
Emissionen reduziert werden.

Mit diesen Empfehlungen besteht ein gewisser Widerspruch zu den Empfehlungen der ver-
dichteten Bebauung.

Klimaschutz:

Im November 2010 wurde fur Libeck erstmalig ein Klimaschutzkonzept erstellt und von der
Birgerschaft als Handlungsleitfaden fir die Stadtverwaltung beschlossen (Integriertes Rah-
menkonzept Klimaschutz). Daraus hat die Klimaschutzleitstelle konkrete Mal3nahmen fir die
nachsten funf Jahre entwickelt.

U.a. wird fir Neubauvorhaben empfohlen, die Rentabilitat einer gemeinsamen Warmeerzeu-
gung in der Siedlung (Wéarmenetz) zu prifen bzw. die Dachausrichtung und Dachform so zu
gestalten, dass Eigentiimer thermische Solaranlagen wirtschaftlich betreiben kénnen.

26 Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
Behdrdenbeteiligung geman § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018



Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — Begriindung

Sudostlich des Plangebiets erstreckt sich das Erholungsgebiet ,Herrengarten®. Als ,Herrengar-
ten* wird im weiteren Sinn das Niederungsgebiet zwischen den Stral’en ,Steinrader Damm®
und ,Fackenburger Allee” bezeichnet. Neben dem Herrenhaus und zugehoriger Parkanlage
umfasst das Erholungsgebiet auch Kleingarten, landwirtschaftliche Nutzflachen und zahlreiche
Seen und Teiche.

Der westliche Teil des Erholungsgebiets ,Herrengarten® ist noch nicht in Ganze durch Wege
erschlossen. Der Flachennutzungsplan verfolgt jedoch das Ziel einer umfassenden Wegeer-
schlieBung (im Flachennutzungsplan, s. Abb. 3, durch eine Linie mit Kreisen gekennzeich-
net). Wenn dies zukinftig erfolgt ist, kbnnte das Wegesystem des Plangebiets auf Hohe der
geplanten ErschlieBungsstralle an der Dornbreite an das Wegesystem im ,Herrengarten®
angebunden werden.

Weitere Schutzgebiete und -objekte:

NATURA 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) sind von der Planung nicht
betroffen.

Kultur- und Sachquter

Denkmale innerhalb des Plangebiets:

Der Bereich Dornbreite ist archéologische Verdachtsflache; es kdénnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit, ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.

Denkmale in der Umgebung:

Etwa 250 m nordlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster
Landgraben, welcher mit einigen Waéllen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt
als Kulturdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturland-
schaft. Er wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-
Holstein eingetragen und unter Denkmalschutz gestellt.
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Das Lubsche Gut GroR3 Steinrade, das etwa 200 m ndrdlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade z&hlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Liibeck.

Das Plangebiet liegt ca. 5 km westlich des UNESCO-Welterbes ,Libecker Altstadt*. Gemaf
DSchG SH 2015 stehen Welterbestétten als Schutzzonen unter Denkmalschutz, ohne dass
es hierzu einer gesonderten Festsetzung durch eine Rechtsverordnung bedarf. Das Plange-
biet liegt gemall Managementplan aul3erhalb der sogenannten Pufferzone des UNESCO-
Welterbes ,Libecker Altstadt®. Auch aulierhalb der Pufferzone sind bauliche MalRnahmen
und Vorhaben auf ihre Vertraglichkeit mit den schitzenswerten Stadtansichten, Blickbezie-
hungen und Sichtachsen zu Uberprifen. Das betrifft insbesondere die Hohenentwicklung und
das bauliche Mal3 von Vorhaben in Bezug auf die Stadtansichten aus den Umlandregionen.
Das Plangebiet befindet sich im Bereich der Streckensichten 21 (K 77 westlich Zarpen) und
24 (Pohiserwold).

6.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
6.3.1 Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser

Ausgangssituation

Boden:

Das Gelande ist uberwiegend eben. Die Gelandehthen liegen zwischen 18,80 m NN an der
tiefsten Stelle am Siudrand des Plangebiets sowie 21,30 m NN am sidlichen Rand der Be-
triebsgebaude der Gartnerei.

Nach der geologischen Karte Libeck ist mit eiszeitlichem, bindigen Boden zu rechnen.
Die Baugrunduntersuchung kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis:

Unterhalb der ca. 0,4 — 0,8 m dicken, bindigen Mutterbodenschicht sowie einer Auffillung an
der Sldseite (Geschiebelenm-Auffillung mit 10% Ziegelresten) stehen Geschiebelehme,
teils mit Sandlagen, und Geschiebemergel an. Die Unterflache des eiszeitlichen Bodens
wurde bis zur Endtiefe der Sondierungen von max. 8 m nicht durchstol3en.

Der Geschiebeboden weist infolge von Staundsse und Schichtenwassereinwirkung ortlich
eine weiche/weich-steife Konsistenz auf.

Grundwasser wurde in den Sanden unterhalb des bindigen Bodens erst ab ca. 4,5 m Tiefe
angetroffen. Schichtenwasser (aus in dem bindigen Boden eingelagerten wasserfiihrenden,
dunnen Sandschichten) ist nur vereinzelt festgestellt worden. Die Aufweichungen des bindi-
gen Bodens ab ca. 1 m unter Geldndeoberkante zeigen, dass auch mit hdheren Schichten-
wasser- und Staubildungen zu rechnen ist. In niederschlagsreicher Zeit sind generell Stau-
wasserbildungen auf dem praktisch wasserundurchlassigen Mutterboden, Geschiebelehm
und Geschiebemergel ab Geldndeoberkante in der jeweiligen Aushubebene zumindest kurz-
zeitig moglich.

Der bindige Boden ist sehr frostempfindlich und praktisch wasserundurchlassig (Durchlas-
sigkeitswert k < 10 -7 m/s), so dass eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswas-
sers gemal RASEw und dem Arbeitsblatt DWA-A138 nicht zuléssig ist und nicht empfohlen
werden kann.
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Oberflachengewéasser:

Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden. Direkt am Plangebietsrand und in
der Nahe der Betriebsgebaude befindet sich ein kleines, zweigeteiltes und naturfernes Be-
wasserungsbecken.

Nachstes Oberflachengewésser ist der Roggenhorster Landgraben, der ca. 250 m ndrdlich
des Plangebiets verlauft. Der Landschaftsplan Liubeck (Karte 5b) klassifiziert den Landgra-
ben in diesem Abschnitt als ,naturfernen Flie3gewasserabschnitt bzw. Graben®.

Vorbelastungen/Altlasten:

Das Plangebiet wurde seit den 1950er Jahren als Gartnerei intensiv genutzt, so dass von
einem langjahrigen Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ausgegangen werden kann. Insofern
wurden die Flachen im Hinblick auf Altlasten untersucht. Fir das Plangebiet gibt es aulRer
dem Einsatz von Pestiziden keine weiteren Verdachtsmomente hinsichtlich einer moglichen
Bodenverunreinigung.

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung (Dimcke 07+08/2016) wurden zwei Bodenproben
analysiert. Das Ergebnis zeigt, dass das Material aufgrund eines leicht erhéhten TOC-
Gehaltes der Einbauklasse Z 1.1 entspricht (LAGA TR-Boden). Der erhthte TOC-Gehalt
(organischer Kohlenstoff) resultiert aus den humosen Anteilen. Der Boden kann gemaR LA-
GA offen wieder eingebaut werden. Sollte er nicht verwendet und deponiert werden, handelt
es sich um ,nicht gefahrlichen Abfall“ im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes.

Bei weiteren Probenahmen im Rahmen der Altlastenuntersuchungen (Dumcke 04/2017)
wurden in keiner Aufgrabung Auffélligkeiten festgestellt, die auf eine mogliche Bodenbelas-
tung bzw. schadliche Bodenveranderung hingedeutet hatten. Es wurden Analysen hinsicht-
lich der in der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) genannten Pflanzenschutzmittel
Aldrin, DDT sowie HCH (Hexachlorcyclohexan) durchgefihrt. Weiterhin wurde beispielhaft
fur eine Flache ein Pestizid-Screening durchgefiihrt, das ca. 350 Einzelstoffe umfasst. Da-
nach wurde lediglich in einer Probe ein Gehalt oberhalb der Bestimmungsgrenze festgestellt:
gamma-HCH (Lindan): 0,7 mg/kg TS, delta-HCH: 3,6 mg/kg TS. GemalR der BBodSchV gilt
fur HCH-Gemische ein Prifwert von 10 mg/kg TS fur Wohngebiete. Bei Unterschreitung des
Prifwertes gilt der Gefahrenverdacht als ausgerdaumt. Die beiden o.g. Stoffe ergeben zu-
sammen einen Gehalt von 4,3 mg/kg TS, der deutlich unter dem Prufwert liegt.

Zusammenfassend kommt das Altlasten-Gutachten zu dem Ergebnis, dass ,hinsichtlich der
Bewertung des Wirkungspfades Boden - Grundwasser nach den vorliegenden Ergebnissen
keine Gefahrdung gegeben ist. Einerseits sind keine Pestizid-Gehalte festgestellt worden,
die den Prifwert der BBodSchV Ubersteigen. Andererseits ist aufgrund des Bodenaufbaus
(unterhalb des Mutterbodens folgen Geschiebelehm und Geschiebemergel) keine Gefahr-
dung des Grundwassers, welches unterhalb der bindigen Bdden in einer Tiefe von ca. 4,5 m
unter Oberkante Gelande angetroffen wurde, zu besorgen.

Hinsichtlich des Wirkungspfades Boden — Mensch liegt ebenfalls keine Gefahr vor. Zumin-
dest im Bereich der ErschlieBungsstralen und im Bereich der zu errichtenden Gebaude wird
bei der Bebauung der humose Oberboden abgetragen und, soweit er nicht wieder eingebaut
wird, entsorgt. Fir die Restbdden liegt nach den dargestellten Erkenntnissen keine Gefahr
hinsichtlich einer Beeintrachtigung tber den Wirkungspfad Boden — Mensch vor. Gemal3 den
Untersuchungen liegt im Uberplanten Bereich kein Hinweis auf das Vorliegen einer schadli-
chen Bodenveranderung im Sinne des BBodSchG vor. Gegen die Durchfihrung der Er-
schlieBungsarbeiten bestehen keine Bedenken®.
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Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Versiegelungen und Uberbauungen filhren grundséatzlich zur Zerstérung des natiirlichen
Bodengefiges und zum Funktionsverlust der nattirlichen Bodenfunktionen, zu einem erhoh-
ten Oberflachenabfluss und damit zu einer Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate.
Betroffen sind hier voraussichtlich Uberwiegend bindige Geschiebebdden.

Oberflachenentwasserung:

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden verschiedene Optionen der Oberflachen-
entwasserung gepruft. Angestrebt wurde eine naturnahe und mdglichst oberflaichennahe
Sammlung und Versickerung des Regenwassers im Plangebiet oder im Umfeld. Gepriift
wurde u.a. eine Fihrung des Oberflachenwassers in eine naturnahe Retentionsmulde in die
benachbarte Ausgleichsflache am Steinrader Damm, was unter Berlicksichtigung der Topo-
graphie bzw. der Hohenlage der Zuleitungen verworfen werden musste.

Eine weitere Option zur naturnahen Oberflachenentwéasserung bestand in der Anlage einer
Retentionsmulde in der sidlich der Dornbreite gelegenen Ausgleichsflache. Diese ist jedoch
mittlerweile aus naturschutzfachlicher Sicht so gut entwickelt, dass der Bau einer grof3flachi-
gen Mulde einen erneuten Eingriff bedeutet hatte, was nicht zu vertreten ware.

Eine dritte Prifoption fur eine naturnahe Oberflachenentwasserung war der Bau einer grof3fla-
chigen Retentionsmulde in der Flutgrabenniederung stdlich der vorhandenen Bebauung an
der Dornbreite. Diese Variante hatte langere Zuleitungen erfordert, ware aber topographisch
und naturschutzfachlich — hier wére Intensivgrinland betroffen gewesen — machbar gewesen.
Diese Alternative wurde verworfen, da keine Moglichkeit zum Flachenerwerb bestand.

Insofern erfolgt die Oberflachenentwasserung fur das Plangebiet direkt im Plangebiet tber
ein konventionelles Regenrickhaltebecken im Zufahrtsbereich zum Wohngebiet auf der
ndrdlichen Seite der ErschlieBungsstralle sowie Uber private Regenrtickhalteschachte. Zur
Minimierung der BeckengriRRe wird das anfallende Niederschlagswasser der privaten Grund-
stucksflachen jeweils tber einen Ruckhalteschacht nur gedrosselt an die 6ffentliche Regen-
wasser(RW)-Kanalisation des Baugebiets abgefiihrt.

Das durch die private Rickhaltung reduzierte Oberflachenwasser wird im Anschluss im Re-
genriickhaltebecken nochmals zuriickgehalten und wiederum gedrosselt in den 6ffentlichen
RW-Kanal der Stral3e Dornbreite abgeleitet. Geplant ist ein Becken mit einer Sohltiefe von
ca. 3,20 m und Bdschungsneigungen von ca. 1:2. Das Becken erhélt eine Umfahrungsmaog-
lichkeit fur Pflegeeinsatze und eine Einzaunung zur angrenzenden Stral3e bzw. zu den Bau-
grundstucken. Stral3enseitig wird das Becken mit einer geschnittenen Laubholzhecke be-
pflanzt. Das Becken wird als Trockenbecken konzipiert, d.h. es steht nur periodisch unter
Wasser.

Ermittlung des Kompensationsbhedarfs:

Um die Beeintrachtigung der Schutzgiiter Boden/Wasser ermessen zu kénnen, wird die ge-
plante Versiegelung auf der Grundlage des Bebauungsplan-Entwurfs anhand der GRZ bzw.
der jeweils maximal zulassigen Uberschreitung gemafR § 19 Abs. 4 BauGB ermittelt (worst-
case-Betrachtung).

So ergeben sich fur die Teilgebiete WA 1 und WA 2 des allgemeinen Wohngebiets Versiege-
lungsraten von 37,5 bzw. 52,5 %.

Fur die Verkehrsflachen werden 100 % Vollversiegelung veranschlagt.
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Fur die Flachen fur Versorgungsanlagen ,Elektrizitat® wird eine maximal zu bebauende
Grundflache von 550 m? festgesetzt. Hierin ist die bestehende Bebauung von ca. 250 m?
bereits enthalten. Fiir die Bilanzierung ist folglich eine Neuversiegelung von ca. 300 m® zu
beriicksichtigen zuziglich einer 50%igen Uberschreitung der Grundflache fir Stellplatze etc..

Innerhalb der randlichen 5,00 m breiten 6&ffentlichen Grinflachen wird eine Teilversiegelung
durch eine 2,00 m breite wassergebundene Wegetrasse beriicksichtigt (50%).

Fur den Spielplatz wird eine Teilversiegelung von 20 % angenommen sowie fir das Regen-
rickhaltebecken eine Teilversiegelung von 30 % (Wege, Zaun- und Spielplatzfundamente
u.a.).

Fur die verbleibende Gehdlzflache an der Dornbreite wird angenommen, dass ein sehr ge-
ringer Teil (5 %) fur einen FuBweg zur Buskehre teilversiegelt wird.

Die Ausgleichsfaktoren orientieren sich an den Hinweisen zur Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung (Anlage zum Gemeinsamen
Runderlass des Innenministeriums und des MUNF vom 3. Juli 1998). Demnach sind vollver-
siegelte Flachen im Verhaltnis 1:0,5 und teilversiegelte Flachen im Verhéltnis 1:0,3 auszu-
gleichen.

Insgesamt betrachtet ergibt sich folgender Versiegelungsgrad bzw. Ausgleichsflachenbedarf
bei der Umsetzung der Bebauungsplan-Festsetzungen:

Ausgleichs-
Flache | GRZ + zulassige | Versiegelung | Versiegelung flache in

Teilgebiet inm? | Uberschreitung | in % in m? Ausgleichsfaktor* | m?
WA1 25487 (0,25 + 50% 37,5 9558 1:0,5 4779
WA2 227210,35 + 50% 52,5 1193 1:0,5 596
Verkehrsflachen 5364 100 5364 1:0,5 2682
Versorgungsanlagen 250 m” Be-
(Elektrizitat) 2106 | GR = 550 m” stand 250 0 0

300 m” neu 300 1:0,5 150

50 % v.

550 m’ 275 1:0,3 83
Versorgungsanlagen
(Abwasser) 797 30 239 1:0,3 72
Grinflachen 2200 50 1100 1:0,3 330
Spielplatz 553 20 111 1:0,3 33
Geholz (Bestand) 877 5 44 1:0,3 13
Gesamt 39656 18433
Ausgleichsflichenbedarf in m” gesamt 8738

*1:0,5 fur Vollversiegelung/ 1 : 0,3 fiir Teilversiegelung

Tabelle 1: Ermittlung des Ausgleichsflachenbedarfs

Die quantitative Bilanzierung nach Baurechtserlass ergibt einen Kompensationsbedarf fur die
Eingriffe in die Schutzgiter Boden und Wasser von ca. 8.740 m?, davon fallen auf die

= Wohngebiete (Wohnbauflachen, Verkehrsflachen, Flachen fir Versorgungsanlagen
Zweckbestimmung Abwasser, Grunflachen, Spielplatz, Bestandsgehdlze): ca. 8.505 m?

= Flachen fur Versorgungsanlagen Zweckbestimmung Elektrizitat: 235 m?

Insgesamt ist der Eingriff in das Schutzgut Boden als erheblich zu betrachten.
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Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen

Zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen werden fol-
gende Malinahmen festgesetzt:

Verwendung von wasserdurchlassigen Wegebelagen (Pflaster mit hohem Fugenanteil,
wassergebundene Bauweise u.a.) fir untergeordnete Verkehrsflachen im Sinne des § 19
Abs. 4 BauNVO, z.B. Wege in Grunflachen, Zuwegungen, private Stellplatze u.a.,

Festsetzung einer extensiven Dachbegrinung fiir Garagen, Uberdachte Stellplatze (Car-
ports) sowie Nebenanlagen ab einer DachflachengréRe von 3 m?.

Mit dieser Festsetzung wird eine Ruckhaltung, Versickerung und Verdunstung von Ober-
flachenwasser sowie eine verzogerte Ableitung erreicht, die das insgesamt zu bewirt-
schaftende Oberflachenwasser rein quantitativ reduziert. Durch die Verdunstungskihlung
wird eine positive klimatische Wirkung erreicht.

Herausnahme von Flachen aus der intensiven Bewirtschaftung und Uberfiihrung in eine
extensive Nutzung:

Grlunachsen am Ortsrand: 2.200 m2

AuRerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von ca. 8.700 m? Extensivgriinland in Niendorf-
Moorgarten (Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1; s. Abbildung 4).
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Begrundung
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Abbildung 4: Lageplan Kompensation zum B-Plan 23.19.00 und der 130. F-Plan-Anderung im Bereich

“Neue Koppel“ in Niendorf-Moorgarten
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6.3.2 Auswirkungen auf die Schutzguter Klima und Luft

Ausgangssituation

Wie ausfuhrlich in Kap. 6.2 b) dargestellt, liegt das Plangebiet in bzw. am Rande einer wich-
tigen Kaltluftschneise, die der Beluftung des Stadtteils St. Lorenz dient (s. dunkelblaue Pfeile
in Abbildung 2). Insofern fungiert das Gebiet als Eintrittspforte fur Frischluft in das innere
Stadtgebiet und liegt damit in der héchsten Wertstufe der Grin- und Freiflachen, die eine
klimatische Ausgleichsfunktion mit ,hoher Empfindlichkeit gegenliber Nutzungsintensivie-
rung“ besitzen (dunkelgriine Flachen: ,sehr hohe bioklimatische Bedeutung®). Austauschbar-
rieren gegeniber bebauten Randbereichen sollen méglichst vermieden werden, Emissionen
reduziert werden.

Bzgl. des Klimaschutzes wurde im November 2010 fur Lubeck erstmalig ein Klimaschutz-
konzept erstellt und von der Birgerschaft als Handlungsleitfaden fir die Stadtverwaltung
beschlossen (Integriertes Rahmenkonzept Klimaschutz). Daraus hat die Klimaschutzleitstelle
konkrete MalRnahmen fir die nachsten funf Jahre entwickelt.

U.a. wird fir Neubauvorhaben empfohlen, die Rentabilitat einer gemeinsamen Warmeerzeu-
gung in der Siedlung (Warmenetz) zu prufen bzw. die Dachausrichtung und Dachform so zu
gestalten, dass Eigentliimer thermische Solaranlagen wirtschaftlich betreiben kénnen.

Luft: Wie in Kap. 6.2 b) dargestellt, liegt das Plangebiet in einem Gebiet von mittlerer Luft-
qualitat (Luftgite-Index 1,3-1,5) im Ubergang zu einem Gebiet mit hoher Luftqualitat (Luftgi-
te-Index 1,6-1,8).

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Jede Bebauung bzw. Versiegelung von bisher offenen und mit Vegetation bestandenen Fla-
chen bewirkt eine mikroklimatische Verdnderung der bestehenden Situation. So wird die
geplante Bebauung die oben beschriebene Funktion des Plangebiets als Frischluftschneise
in gewissem Mafe beeintrachtigen. Allerdings wird davon ausgegangen, dass durch die
geringe Dichte der Einfamilienhausbebauung verbunden mit einem relativ hohen Grinanteil
die Frischluftzufuhr in Richtung St. Lorenz Nord aufrechterhalten bleibt. Begtinstigt wird dies
ebenfalls durch die niedrige Geschosszahl der Baukorper, so dass keine hohen baulichen
Barrieren fur die Frischluftzufuhr entstehen.

Aufgrund der hohen Bedeutung des Plangebiets fiir das Stadtklima wird eine moglichst hohe
Durchgrinung des Plangebiets angestrebt. Dazu tragt die festgesetzte extensive Dachbe-
griinung fiir Garagen, uiberdachte Stellplatze und Nebenanlagen ab 3 m? ebenso bei wie die
Vorgaben von zu pflanzenden Baumen und Hecken im Bereich der Privatgarten sowie die
Begriinung der StraRenrdume mit Baumen.

Die geplante Bauweise ist im Hinblick auf das Schutzgut Klima als Kompromiss zwischen
Klimaschutz (keine Bebauung) und klimaangepasster Bauweise (geringe Versiegelung, ho-
her Grinanteil) zu sehen.

Die Luftgite wird sich durch das geplante Wohngebiet nicht erheblich verschlechtern.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

e Festsetzung einer geringen baulichen Dichte (GRZ 0,25 bzw. 0,35) sowie einer niedrigen
Gebaudehohe,

e Festsetzung von Laubbdaumen auf den Privatgrundstiicken,
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e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung fur Carports, Garagen und Nebenanlagen
ab 3 m2,

e Festsetzung von 27 StralRenbdumen und 3 Baumen auf dem Spielplatz,

o Festsetzung von wasserdurchlassigen Wegebelagen fir untergeordnete Verkehrsfla-
chen.

e AuRerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von ca. 8.700 m? Extensivgriinland sowie von
ca. 4.082 m2 Erstaufforstungsflache in Niendorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-
Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1; s. Abbildung 4).

6.3.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen (Arten- und Lebensgemeinschaften)

Ausgangssituation

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 23.19.00 erfolgte im Mai 2017 eine Biotop- und
Nutzungstypenkartierung fiir den gesamten Planbereich inkl. der Rander (s. auch Plan 1 im
Anhang).

Der flachenméaRig grofite Teil der vorkommenden Biotoptypen innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ist anthropogen gepragt und hat einen vergleichsweise geringen
Biotopwert. Dazu gehéren die derzeit Uberwiegend offenen, nicht mit Baumschulpflanzen
belegten und ackerahnlichen Flachen der Gartnerei (Biotoptyp Acker). Nach Norden grenzen
die intensiver genutzten und teilweise auch fir den Verkauf genutzten Gartnereiflachen an,
die aus einem Mix aus Folientunneln, Foliengewachshausern und mit Folie ausgelegten
Ziergehdlzquartieren bestehen. Zusammen mit den Betriebs- und Wohngebauden der Gart-
nerei liegen sie auRerhalb des Geltungsbereiches (mdglicher 2. Bauabschnitt).

Gerahmt werden die derzeit offenen Gartnereiflachen durch

e vereinzelte Baume, Uberwiegend Eichen, am Nordwestrand des Plangebiets, davon ein
sehr grofRes Exemplar mit 75 cm Stammdurchmesser. Diese Baume stehen direkt an der
Grundstuicksgrenze.

¢ einen Knick mit Knickwall am Sidwestrand der Flache, der innerhalb einer festgesetzten
Ausgleichsflache liegt (zugeordnet zum B-Plan-17.56.01 Teilbereich I+1l von 2004). Der
Knick geht Uber in ein ruderalisierendes Extensivgriinland, das sich parallel zu einem
Feldgehdlz mit groRBen Eichen am Steinrader Damm erstreckt. Ausgleichsziel: Sukzessi-
onsflache.
Der Knick ist nach § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG gesetzlich geschutzt.

o relativ strukturarme Hausgéarten an der Dorn- und Medenbreite am Nordost- und Sidost-
Rand;

¢ eine Waldflache gem. § 2 Landeswaldgesetz LWaldG am Sidrand:

Die laubbaumdominierte ca. 2.500 m? grolRe Waldflache bildet den hochwertigsten und
naturnahesten Biotoptyp im Plangebiet. Sie erstreckt sich vom Stadtwerke-Grundstiick
(Flurstiick 6/63) bis zur Bushaltestelle (Flurstiick 6/73) und geht dort tber in ein langge-
strecktes Gehtlz am Steinrader Damm. Der waldartige Bestand aus Uberwiegend jlinge-
ren Gehdlzen (max. Stammdurchmesser 35 cm) wird hauptsachlich durch Birken ge-
préagt, teilweise finden sich auch Eichen, Traubenkirschen, Ahorne und Weiden, im Un-
terwuchs Weil3dorn, Wildrose, Hartriegel und Efeu. Der gré3ere Teil des Waldes liegt in-
nerhalb des Geltungsbereichs und hat als Jagdhabitat fir Fledermause (s. Kapitel 6.3.4)
potenziell eine mittlere Bedeutung.
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Potenzielle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

In Schleswig-Holstein kommen nur 4 sehr seltene Pflanzenarten des Anhangs IV vor:

e Apium repens (Kriechender Scheiberich) (Feuchtwiesen, Ufer)
¢ Luronium natans (Froschzunge) (Gewasserpflanze)
¢ Oenanthe conioides (Schierlings-Wasserfenchel) (SuRwasserwatten)

¢ Hamatocaulis vernicosus (Firnisglanzendes Sichelmoos) (Moore, Nasswiesen, Gewas-

serufer)
Diese Pflanzenarten des Anhangs IV benotigen sehr spezielle Standorte und kdnnen hier
nicht vorkommen.

Vom Eingriff betroffene B&ume auf3erhalb des Geltungsbereiches:

AulRerhalb des Geltungsbereiches, aber in Bezug auf die geplanten Eingriffe durchaus rele-
vant, sind vier StralBenbaume an der StraR3e Dornbreite auf Hohe der geplanten Erschlie-
Bungsstralle. Die Linden (Tilia cordata, Pflanzjahr 2002 It. Strallenbaumkataster der Hanse-
stadt Lubeck) stehen im Bereich einer Einengung des Straf3enquerschnitts. Aufgrund ihrer
geringen Dicke fallen sie nicht unter die Baumschatzsatzung der Hansestadt Liibeck, haben
aber fir das Ortsbild und im Zusammenhang mit den weiter 6stlich beginnenden Baumreihen
in der Strafl3e Dornbreite eine gewisse Bedeutung.

StraRenbaum- Baumart Stammdurch- Kronendurch- | Pflanzjahr
kataster-Nr. messer (m) messer (m)

54 Tilia cordata - Linde 0,15 3 2002
55 Tilia cordata - Linde 0,20 3 2002
56 Tilia cordata - Linde 0,20 4 2002
57 Tilia cordata - Linde 0,20 4 2002

Tabelle 2: StraRenbdume Dornbreite

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Von der Planung sind folgende vorhandene Vegetationsstrukturen betroffen:

e ca. 3,6 ha Ackerflachen bzw. ehemalige Baumschulflachen,
e ca. 1.575 m? Waldflache,

e 4 StralRenbaume an der Dornbreite.

Ermittlung des Kompensationsbedarfs:

Waldflache:

Die vorhandene Waldflache wird fur die neue Zufahrt zum Wohngebiet von der Dornbreite
aus sowie fur bauliche Erweiterungen auf dem Grundstiick der Netz Lubeck GmbH teilweise
berplant. Die zur Rodung iiberplante Waldfache umfasst ca. 1.575 m? Fir die Inanspruch-
nahme der Waldflache ist eine forstbehordliche Genehmigung nach § 9 LWaldG erforderlich.
Dazu wurde ein Antrag auf Waldumwandlung bei der Unteren Forstbehdrde gestellt
(12/2017).
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Fur die Waldinanspruchnahme besteht eine Verpflichtung zur Ersatzaufforstung an geeigne-
ter Stelle. Die ErsatzmalRnahme soll im Bereich Niendorf-Moorgarten erfolgen. Es erfolgt
eine Aufforstung im Verhaltnis 1:2 von Rodungsflache zur Ausgleichsflache sowie eine Auf-
forstung im Verhaltnis 1:1 von verbleibender Geholzflache zur Ausgleichsflache.

Waldteilflachen Flache Ausgleichsfaktor | Aufforstung
Waldrodung fiir baul. Erweiterung der Netz 775 m° 1:2 1.550 m*
Libeck GmbH

Waldrodung fiir die geplante ErschlieRungs- 800 m” 1:2 1.600 m*
stral3e

Verbleibende Gehélzflachen (kein Waldstatus) | 932 m” 1:1 932 m°
Gesamt 4.082 m*

Tabelle 3: Bilanz Waldaufforstung

Die Tabelle zeigt, dass insgesamt 4.082 m” Wald neu aufgeforstet werden muss. Die Fla-
chen fur die Ersatzaufforstung liegen in der Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flur-
stiick 1/1 (s. Abbildung 4). Die Umsetzung der AufforstungsmafRnahme wird vertraglich gesi-
chert.

Die verbleibende Gehdélzflache hat auf Grund ihrer Grol3e keinen Waldstatus mehr. Sie wird
zur Erhaltung als offentliche Grunflache festgesetzt. Am westlichen Rand des Gehdlzes ver-
lauft ein FuBweg, der den Erholungsweg am Westrand des geplanten Wohngebiets mit der
Buskehre (Flurstick 6/73) verknipft.

StralRenbaume an der Dornbreite:

Die Uberplanung der vier betroffenen StraBenbaume in der Dornbreite stellt einen Eingriff in
das Ortsbild dar. Die Fallung der Baume ist daher ausgleichspflichtig. Die Ersatzpflanzungen
werden privatrechtlich gesichert. Derzeit wird geprift, ob im Zuge der Verschiebung der
StralReneinengung weiter nach Osten vier neue Stral3enbdume gepflanzt werden kénnen.

Rein quantitativ betrachtet stehen dem Ausgleichserfordernis von vier neuen Stralienbaum-
pflanzungen die geplanten 27 neuen Stralenbaumpflanzungen im neuen Wohngebiet ge-
genuber. Diese gehen zahlenmaliig weit Uber die Ubliche Stralenraumbegriinung von einem
Baum je sechs Stellplatze hinaus. Insofern besteht quantitativ gesehen fiir die Uberplanung
der StralRenbdume kein weiteres Ausgleichserfordernis.

Acker-/Gartnereiflachen:

Der Ausgleich fur den Verlust von Ackerflachen erfolgt multifunktional mit dem Ausgleich fur
das Schutzgut Boden auf Flachen im Bereich Niendorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-
Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1, s. Abbildung 4).

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

e Erhalt des vorhandenen Knicks mit angrenzendem 5 m breiten Knickschutzstreifen (mit
Erholungsweg),

e Erhalt der vorhandenen Einzelbaume am Nord-Westrand des Plangebiets,
o Erhalt eines Teils der Geholzflache (Festsetzung als 6ffentliche Grunflache),
e Neupflanzung von 27 StraRenbaumen und 3 Laubbaumen auf dem Spielplatz,

¢ Neupflanzung von Baumen auf den Privatgrundsticken,
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¢ Neupflanzung von Stralenb&umen an der Straf3e Dornbreite (Anzahl und Standorte wer-
den derzeit gepruft),

e Festsetzung von extensiver Dachbegrinung fur Carports, Garagen und Nebenanlagen
ab 3 m?,

e AuRerhalb des Geltungsbereiches: Umsetzung einer ca. 4.000 m® groRen Erstauffors-
tungsflache in Niendorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstick
1/1, s. Abbildung 4),

e AuRerhalb des Geltungsbereiches: Anlage von ca. 8.700 m? Extensivgriinland in Nien-
dorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstick 1/1, s. Abbildung 4).

6.3.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere (Arten- und Lebensgemeinschaften)

Ausgangssituation

Von der Umsetzung der Bebauungsplan-Festsetzungen kdnnen Arten betroffen sein, die
nach 8 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng geschutzt sind. Daher wur-
den eine faunistische Potenzialabschatzung sowie eine artenschutzfachliche Untersuchung
erarbeitet.

Zunachst wurde eine Relevanzprifung vorgenommen, d.h. es wurde ermittelt, welche Arten
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und welche Vogelarten tberhaupt vorkommen. Mit Hilfe
von Potenzialabschétzungen und einer Erfassung eventueller Feldlerchenvorkommen wurde
das Vorkommen von Végeln und Flederméusen sowie anderen Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie ermittelt.

In den im Plangebiet tUberwiegend vorkommenden Ackerflachen kann das potenzielle Vor-
kommen von Feldlerchen nicht grundsétzlich ausgeschlossen werden. Diese Art gilt in
Schleswig-Holstein als geféhrdet, so dass von ihrem Vorkommen malf3geblich Art und Aus-
maf von Kompensationsmaflinahmen abhéngen. Um hier eine bessere Datengrundlage zu
bekommen, wurde zusétzlich zur Potenzialanalyse der Uibrigen Arten der Bestand dieser Art
im Frihjahr 2017 erfasst. Dabei umfasste das Untersuchungsgebiet auch die das Plangebiet
umgebenden Strukturen sowie den geplanten 2. Bauabschnitt der ndrdlich angrenzenden
Gartnereiflachen.

Das Gebiet wurde am 17.04, 28.04. und 19.05.2017 begangen. Dabei wurde insbesondere
auf Strukturen geachtet, die fir Anhang IV-Arten und Vogel von Bedeutung sind. Die Baume
wurden vom Boden aus einzeln mit dem Fernglas besichtigt und auf potenzielle Fleder-
maushohlen untersucht. Die Knicks wurden auf Nester (Kobel) der Haselmaus und auf cha-
rakteristische Fral3reste (Haselnussschalen) untersucht. Feldlerchen konnten mit drei Gelan-
debegehungen (Anfang April, Ende April und Mitte Mai) zuverlassig erfasst bzw. ausge-
schlossen werden.

Nachfolgend werden zusammenfassend die Ergebnisse dargestellt:
Flederméause:

Alle Fledermausarten gehdren zu den streng geschitzten Arten, die nach § 44 BNatSchG
besonders zu beachten sind. Zu tberprifen ist, ob fir diese Arten Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten, Jagdhabitate oder Flugstrallen durch das Vorhaben beeintrachtigt werden. Auf-
grund der Verbreitungsibersichten nach BORKENHAGEN (2011) kommen im Raum Libeck
praktisch alle in Schleswig-Holstein vorhandenen Arten vor. Sie sind im Anhang IV (streng zu
schitzende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) der FFH-Richtlinie
aufgefuhrt und damit auch nach 8§ 7 BNatSchG streng geschuitzt.
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Im Untersuchungsgebiet wurden keine Baume gefunden, die erkennbare Hohlungen aufwie-
sen, die fur Flederméause als Quartier in Frage kommen. Die groRen Baume (Eichen) am
Steinrader Damm (aufRerhalb des Geltungsbereiches) sind allerdings so nischenreich, dass
nicht ausgeschlossen werden kann, dass unsichtbare Hohlungen vorhanden sind. Hier sind
Fledermaus-Sommerquartiere maglich. Gro3ere Hohlen wurden jedoch nicht entdeckt.

Die Treibhduser und Werkstattgebaude der Gartnerei (ebenfalls auRerhalb des Geltungsbe-
reiches) wurden untersucht und es wurden keine Hinweise auf Flederméause gefunden. Sie
sind auch in den meisten Teilen zu offen, um fur Fledermause relevante Wochenstuben oder
Winterquartiere aufweisen zu kénnen. Einzelne Winkel in den Satteldachern der alteren bei-
den Gebaude bieten jedoch ein geringes Potenzial.

Das bewohnte und unterhaltene Wohnhaus der Gartnerei (ebenfalls aulRerhalb des Gel-
tungsbereiches) besitzt mit seinem Dachstuhl ein geringes Potenzial fur Fledermaus-
Sommerquartiere. Solch ein Potenzial ist praktisch in jedem Geb&ude Schleswig-Holsteins
mit traditionellem Dachstuhl vorhanden. Ein besonderes, hervorzuhebendes Potenzial be-
steht hier nicht.
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Abbildung 5: Lage der potenziellen Fledermaus-Nahrungsrdume (einfache Schraffur) und Bereiche mit zu-

satzlichem Quartierpotenzial (Kreuzschraffur). Die Geb&dude mit Dachstuhl und Quartierpo-
tenzial sind mit Nr. 1 — 3 markiert.

Abbildung 5 zeigt, dass die potenziellen Fledermaus-Nahrungsrdume und Bereiche mit zu-
satzlichem Quartierpotenzial Uberwiegend aul3erhalb des Geltungsbereiches liegen. Dies gilt

nicht fur das Waldstlick an der Dornbreite, das als Jagdhabitat potenziell mittlere Bedeutung
hat.
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Haselmaus:

Lubeck liegt nach Borkenhagen (2011) im Verbreitungsgebiet der Haselmaus. Sie besiedelt
Walder, Parklandschaften, Feldgehdlze und Geblsche. Von besonderer Bedeutung sind
sonnige und fruchtreiche Geblschlandschaften. Sie bendétigt dichte, fruchttragende und be-
sonnte Hecken. Potenziell als Lebensraum fur die Haselmaus geeignet ist der Knick am
Sudwestrand des Plangebiets (direkt am Rand des Geltungsbereiches). Vorkommen der
Haselmaus sind in diesem Teilgebiet nicht auszuschliel3en.

Amphibien:

Im Untersuchungsgebiet ist als stehendes Gewasser nur ein Bewasserungsteich vorhanden.
Wahrend der Begehungen wurde nach Amphibienlaich gesehen bzw. nach Larven geschert und
nach Adulten gesucht. Es wurden nur einzelne Tiere des Teichfrosches festgestellt. Die beiden
weit verbreiteten Arten Grasfrosch und Erdkréte sind aufgrund ihrer allgemeinen Verbreitung und
relativen Anspruchslosigkeit an Laichgewasser und Landlebensraume nicht auszuschliel3en.

Acker- und stark bearbeitete Baumschulflachen sind fir Amphibien ungeeignete Landlebens-
raume. Die randlichen Geholzsdume (Knicks) und die Grasflur, die sich sidwestlich an den
Knick anschlie3t (Ausgleichsflache), bieten Amphibien ein Potenzial als Landlebensraum.

Weitere potenzielle Arten des Anhangs IV:

Die Kaferart Eremit kann in méchtigen, alten Laubb&umen vorkommen. Die bis zu 7,5 cm
grofRen Larven des Eremiten leben 3-4 Jahre im Mulm von Baumhohlen, die z.B. von Spech-
ten angelegt worden sind. Eine Larve bendtigt zu ihrer Entwicklung mindestens 1 | Mulm.
Brutstatte des Eremiten kann fast jeder Laubbaum sein, der einen Mindestdurchmesser von
ca. 80 Zentimetern hat und groRe Hohlungen im Stamm oder an Asten aufweist. Bevorzugt
werden aber die ganz alten Baume. Solche groRen Baume mit groRen Hohlungen bzw. Tot-
holzbereichen sind hier nicht vorhanden.

Andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind nicht zu erwarten, da die Ubrigen Arten
des Anhangs IV sehr spezielle Lebensraumanspriiche haben (Trockenrasen, Heiden, Moore,
alte Walder, spezielle Gewasser, marine Lebensraume), die hier nicht erfullt werden.

Brutvogel:

Im Untersuchungsgebiet kommen potenziell 34 Brutvogelarten vor: 12 Arten mit grof3en Re-
vieren, 16 Geholzvogel, 3 Arten mit groReren Lebensraumanspriichen, 2 Arten der Agrar-
landschaft sowie 1 Art der Gebaudevigel. Arten, deren Vorkommen mit dem Untersu-
chungszeitraum bis Mitte Mai ausgeschlossen werden kdnnen, sind hierbei nicht enthalten
(z.B. Goldammer, Feldlerche). 16 dieser potenziell vorkommenden Brutvogelarten wurde im
Frihjahr 2017 tatséchlich beobachtet.

Keine der festgestellten Arten britet in der Baumschulackerflache. Alle Arten briten in den
Saumen und Garten und nutzen die Baumschulflache zeitweilig zur Nahrungssuche.

Alle Vogelarten sind nach § 7 BNatSchG als ,europaische Vogelarten“ besonders geschutzt.
Es kommt keine Art potenziell vor, die nach Roter Liste Schleswig-Holsteins geféhrdet ist.
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Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Flederméause:

Die potenziellen Nahrungsflachen mittlerer Bedeutung - die Gehdlzrander - werden nur ge-
ringfligig verkleinert. Mit den neuen Garten werden die Nahrungsmoglichkeiten tendenziell
langfristig im Vergleich zur Baumschulflache vergrof3ert, so dass der Verlust kompensiert
wird.

Haselmaus:

Haselméuse kénnen in und am Rand des Knicks am Stdwestrand vorkommen. Dieser Le-
bensraum wird nicht wesentlich verandert. Die Haselmaus erhalt mit den neuen Géarten und
Gehdélzrandern in neuen Grunstreifen sowie am Rande des neuen Ruckhaltebeckens poten-
ziell neuen Lebensraum, der langfristig bessere Lebensbedingungen bietet als die Baum-
schulflache. Damit ist eine Beeintrachtigung nicht zu erwarten.

Amphibien:

Der Bewasserungsteich am Betriebsgeldnde, bestehend aus zwei Teilen, liegt direkt am
Rand des Plangebiets und wird Uberplant. Damit geht eine kleine Fortpflanzungsstétte fir
Erdkréte, Teichfrosch und Grasfrosch zunéchst verloren. Die Funktion dieser Fortpflan-
zungsstatte wird mit der Neuanlage eines Regenriickhaltebeckens jedoch erhalten und sogar
langfristig in der Qualitat verbessert.

Die Funktion der Flachen als Landlebensraum wird durch die Umwandlung einer ackerahnli-
chen Flache in Gartenland tendenziell fur alle Amphibienarten verbessert. Auch Garten sind
grundsatzlich als Lebensraum fur Erdkrote, Grasfrosch und Teichfrosch sowie weitere Arten
besser geeignet als ein Baumschulflache. Fir Amphibien verbessert sich tendenziell die
Situation der Landlebensraume.

Brutvogel:

Der Verlust an Gehdlzmasse wird in etwa dadurch kompensiert, dass in den Garten neue Ge-
hélzvegetation entsteht. Zudem wird auf einer Flache von ca. 4.000 m? eine Ersatzaufforstung
im Bereich Niendorf-Moorgarten vorgenommen (s. ). Dadurch verlieren die Gehdlzvogel nicht
so viel Lebensraum, dass ganze Reviere verloren gehen. Das gilt auch fir die anspruchsvolle-
ren Arten, flr die eine neue Gartenlandschaft mit neuen Sdumen und Gebischen im Vergleich
zur Baumschulflache eine Erweiterung des Lebensraumes bedeutet.

Ebenso gilt dies auch fiir den gré3ten Teil der Arten mit groBen Revieren, die tUberwiegend
Gehdlze nutzende Arten sind.

Haussperling und Feldsperling finden in Siedlungsgéarten bessere Bedingungen vor als in
einer modernen Intensiv-Baumschulflache.

Die Vogel der Agrarlandschaft (Dorngrasmiicke, Fasan) nutzen die Sdume zur Baumschulfla-
che, hier die Knicks. Die intensiv als Baumschulflache genutzte Flache ist fir sie nur am Rand
von Bedeutung. Durch die neue Siedlung bleiben die Knicks in der Summe erhalten und neue
Saume entstehen. Der Bestand dieser Arten bleibt im Untersuchungsgebiet erhalten.

In der intensiv genutzten Baumschulackerflache kommen keine Arten vor, die an diese
Landschaft speziell angepasst sind. Der Verlust der Baumschulflache ist daher ohne Wir-
kung auf die Vogelwelt.
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Artenschutzprifung:

Im Abschnitt 5 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die Bestimmungen zum Schutz und zur
Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten festgelegt. Neben dem allgemeinen Schutz wild-
lebender Tiere und Pflanzen (8§ 41) sind im § 44 strengere Regeln zum Schutz besonders
und streng geschitzter Arten festgelegt.

Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag, der im Rahmen der Umweltprifung erarbeitet wurde,
wurden die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes nach 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG be-
handelt. Ein Bebauungsplan kann selbst nicht gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG
verstof3en, sondern nur dessen Vollzug. Er verstof3t jedoch gegen 8 1 Abs. 3 BauGB, wenn
bei der Beschlussfassung absehbar die Zugriffsverbote des § 44 uniiberwindliche Hindernis-
se fur die Verwirklichung darstellen. Es ist also festzustellen, ob eventuelle Verletzungen der
Zugriffsverbote tberwunden werden kdnnen.

Bei der Feststellung der vorkommenden und zu betrachtenden betroffenen Arten wird unter-
schieden, ob sie nach europdischem (FFH-RL, VSchRL) oder nach deutschem Recht ge-
schitzt sind. Nach der neuen Fassung des BNatSchG ist klargestellt, dass fir nach § 15
BNatSchG zuldssige Eingriffe sowie fir Vorhaben in Gebieten mit Bebauungspléanen nach
§ 30 BauGB, wahrend der Planaufstellung nach § 33 BauGB und im Innenbereich nach § 34
BauGB die artenschutzrechtlichen Verbote nur noch bezogen auf die europaisch geschiitz-
ten Arten, also die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europaischen Vogelarten,
gelten. Fir Arten, die nach nationalem Recht (z.B. Bundesartenschutzverordnung) beson-
ders geschutzt sind, gilt der Schutz des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur fir Handlungen auR3er-
halb von nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffen. Eine Verordnung nach § 54 Abs. 1
Nr. 2 BNatSchG, die weitere Arten benennen konnte, wurde bisher nicht erlassen.

Im hier vorliegenden Fall betrifft das Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Fledermause
und Haselmaus) und alle Vogelarten.

Zusammen gefasst kommt die Artenschutzpriifung zu folgendem Ergebnis (die zutreffenden
Sachverhalte werden dem Wortlaut des § 44 Abs. 1 BNatSchG stichwortartig gegentiberge-
stellt):

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten (Zugriffsverbote)

1. wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschadigen oder zu zerstoéren,

a. Dieses Verbot wird im Hinblick auf Voégel nicht verletzt, wenn die Fallung von
Gehdlzen aulRerhalb der Brutzeit der Vogel stattfindet (01.Méarz — 30. Septem-
ber; allgemein giiltige Regelung § 39 BNatSchG).

2. wild lebende Tiere der streng geschitzten Arten und der europaischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu storen; eine erhebliche Stdrung liegt vor, wenn sich durch
die Stdrung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

b. Dieses Verbot wird nicht verletzt, da die Arbeiten zur Baufeldraumung vor der
Brutzeit der Vogel beginnen. Der Baubetrieb fuhrt nicht zu erheblichen St6-
rungen der umgebenden Tierwelt, da alle in der Umgebung potenziell vor-
kommenden Arten nicht besonders storanfallig sind (Siedlungsnahe) oder ihr
Erhaltungszustand gut bleibt.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestétten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschéadigen oder zu zerstoren,
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c. Fortpflanzungsstétten von Vdgeln werden nicht beschadigt, die 6kologischen
Funktionen bleiben erhalten. Potenzielle Lebensstatten von Fledermausen
werden zerstért, wenn die Gebaude mit Dachstuhl abgerissen werden (ge-
planter 2. Bauabschnitt, liegt nicht im Geltungsbereich des B-Plans). Ansons-
ten bleiben die Lebensstatten erhalten. Eine Fortpflanzungsstatte von Hasel-
mausen wird nicht zerstort.

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu
zerstoren.

d. keine Pflanzenarten des Anhangs IV vorhanden.

Bei einer Verwirklichung des vorliegenden Bebauungsplans kommt es nicht zum Eintreten
von Verboten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

e Erhalt des randlichen Knicks, Ergédnzung eines 5 m breiten Knicksaumes (mit Erho-
lungsweg),

e Erhalt eines Teils des Waldchens,

o Keine Rodung von Geholzen und Beginn der Bauarbeiten in der Brutzeit (01. Mérz bis
September - allgemein gliltige Regelung § 39 BNatSchG),

e Anpflanzung von Baumen und Hecken in den Privatgarten und in den Stral3enraumen,

e AuRerhalb des Geltungsbereichs: Anlage von ca. 4.000 m? Erstaufforstungsflachen sowie
von ca. 8.700 m? Extensivgrinland in Niendorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-
Moorgarten, Flur 6, Flursttick 1/1, vgl. Abbildung 4).

6.3.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild

Ausgangssituation

Das Plangebiet wird derzeit tGberwiegend durch anthropogen beeinflusste Landschaftsele-
mente gepragt. Ein Grof3teil des Plangebiets besteht aus offenen Ackerflachen, die derzeit
nicht gartenbaulich genutzt werden. Die nach Norden angrenzenden und noch intensiv gart-
nerisch genutzten Flachen wie die Verkaufs- und Schauflachen sowie die Wohn- und Wirt-
schaftsgeb&ude mit ihren Lager- und Nebenflachen liegen nicht im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Hier wird in den néachsten Jahren auch bei Realisierung des Wohngebiets
weiterhin der Gartnereibetrieb beibehalten werden.

Die weiteren Rander des Plangebiets sind durch die griine Kulisse von unterschiedlichen
Vegetationsstrukturen gepragt. Am Ostrand grenzen relativ strukturarme Garten der einge-
schossigen Doppelhausbebauung an der Medenbreite sowie der Einzelhausbebauung der
Dornbreite an. Nach Nordwesten stehen einige Baume, davon eine gréRRere Eiche, direkt an
der Grundstlicksgrenze zum benachbarten Gartnereibetrieb. Nach Sidwesten bildet ein
Knick in der Ausgleichsflache einen raumlichen Abschluss.

Die naturnaheste Struktur im Plangebiet selbst besteht in einem ca. 2.500 m? groRen Wald-
chen an der Dornbreite, das sich vom Stadtwerkegrundstiick bis zur Bushaltestelle erstreckt.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Das Landschaftsbild im Planungsgebiet wird sich durch die Bebauung deutlich verandern.
Die ehemals gartenbaulich genutzten Flachen mit offenem landschaftlichem Charakter ohne
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Pragung durch Gebaude oder Straf’en gehen in ein klassisches Wohngebiet tber, wobei
stadtgestalterisch mit Art und Maf3 der geplanten Geb&ude zur vorhandenen Wohnbebauung
an der Dornbreite Bezug genommen wird.

Im Hinblick auf die Einbindung des neuen Wohngebiets in die Landschaft ist die Erhaltung
der flankierenden und kulissenbildenden Vegetationsstrukturen - der Knick, die Einzelgehol-
ze am Nord-West-Rand sowie die verbleibende Flache mit Gehdlzbestand an der Dornbreite
- als deutlich eingriffsminimierend (bezogen auf das Schutzgut Landschaftsbild) zu betrach-
ten. Von den umgebenden Stral3en aus wird das neue Wohngebiet durch die sichtverschat-
tende Wirkung der vorhandenen Gehdlze nur von Nord-Westen vom Steinrader Damm aus
einsehbar sein.

Zusammen mit den festgesetzten Neuanpflanzungen in den Privatgarten und im Stral3en-
raum sowie der geringen Dichte in einem Uberwiegend durch Einfamilienh&user gepréagten
Gebiet wird ein relativ griines Erscheinungsbild erreicht werden kénnen.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

¢ Erhalt der rahmenden Vegetationsstrukturen (Knicks, Einzelbdume, Gehdlzflache),

e Anpflanzung von Baumen und Hecken in den Privatgarten, auf dem Spielplatz sowie in
den Stral3enrdumen,

e Festsetzung von extensiver Dachbegriinung fir Carports, Garagen und Nebenanlagen
ab 3 m?

6.3.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch einschlieB3lich menschlicher Gesundheit
a) Larmbelastung

Ausgangssituation

Nordlich und nordéstlich des Plangebiets befinden sich drei Gartnereibetriebe, deren betrieb-
liche Aktivitdten durch die Entwicklung der geplanten Wohnbauflachen nicht eingeschrankt
werden sollen. Von den Betrieben gehen Schallemissionen durch den Einsatz von Traktoren
und durch gerétetechnische Anlagen aus.

Eine Berlcksichtigung von Schalleintragen aus dem westlich gelegenen Gewerbegebiet
Roggenhorst und von der Autobahn A 1 auf das geplante Wohngebiet ist aufgrund der raum-
lichen Entfernung nicht erforderlich.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Um zu gewadhrleisten, dass sich aus der Nachbarschaft der geplanten Wohnbebauung zu
den bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben keine Schallkonflikte ergeben, wurde im Mai
2017 eine schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt®. In deren Rahmen wurde eine Be-
fragung der drei vorhandenen Betriebe durchgefiihrt, die Betriebsablaufe erhoben und die im
geplanten allgemeinen Wohngebiet zu erwartenden Gerduschimmissionen prognostiziert.
Die prognostizierten Werte erreichen an den nachstgelegenen Baugrenzen im Tagzeitraum
bis zu 55 dB(A). Damit werden die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum

4 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbreite/Medenbreite“ der Hansestadt Libeck, ALN
Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017.
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Schutz gegen Larm*“ (TA-Larm)® fiir allgemeine Wohngebiete erreicht, aber nicht tiberschrit-
ten. Im Nachtzeitraum werden in der Untersuchung maximale Beurteilungspegel von
32 dB(A) ermittelt. Der Immissionsrichtwert der TA Larm wird damit um 8 dB(A) unterschrit-
ten. Es sind keine schalltechnischen Konflikte aufgrund der Schaffung von Wohnbauflachen
in Nachbarschaft zu den bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben zu erwarten.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen lArmbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut
Mensch einschlieRlich der menschlichen Gesundheit verbunden, so dass keine Vermei-
dungs-, Minderungs- oder Ausgleichsmalinahmen erforderlich werden.

b) Belastung mit Luftschadstoffen

Wie in Kap. 6.2 b) dargestellt, liegt das Plangebiet in einem Gebiet von mittlerer Luftqualitat
(Luftgite-Index 1,3-1,5) im Ubergang zu einem Gebiet mit hoher Luftqualitat (Luftgiite-Index
1,6-1,8). Die Luftglte wird sich durch das geplante Wohngebiet nicht erheblich verschlech-
tern.

c) Erholung

Ausgangssituation

Wie bereits in Kap. 6.2 b) dargestellt, ist das Plangebiet derzeit nicht in ein Ubergeordnetes
Wegesystem eingebunden.

Sudostlich des Plangebiets erstreckt sich das Erholungsgebiet ,Herrengarten®. Als ,Herren-
garten® wird im engeren Sinn der Park des Herrenhauses Krempelsdorf an der Fackenburger
Allee bezeichnet, der im Jahr 1911 als Volkspark im landschaftlichen Stil angelegt wurde. Im
weiteren Sinn wird auch das Niederungsgebiet zwischen den Strallen ,Steinrader Damm®
und ,Fackenburger Allee” als ,Herrengarten® bezeichnet. Neben Herrenhaus und Parkanlage
gehoren hierzu noch Kleingarten, landwirtschaftliche Nutzflachen und zahlreiche Seen und
Teiche.

Der westliche Teil des Erholungsgebiets ,Herrengarten® ist noch nicht in Ganze durch Wege
erschlossen. Wenn dies zukunftig erfolgt ist, konnte das Plangebiet auf Hohe der geplanten
ErschlieBungsstralle an der Dornbreite an das Wegesystem im ,Herrengarten“ angebunden
werden (s. Abbildung 6).

> Die TA Larm wird zur Beurteilung der Beurteilungspegel hilfsweise herangezogen, auch wenn es sich bei den landwirtschaftli-
chen Betrieben um nicht genehmigungsbedurftige Anlagen im Sinne des § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz handelt.
Die Werte der TA Larm fir allgemeine Wohngebiete entsprechen dabei den Orientierungswerten der DIN 18005.
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Abbildung 6: Studie FuRBwegenetz — Auszug (Quelle: claussen-seggelke stadtplaner, Hamburg)

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Bestandteil der Planung ist die Anlage eines Ful3- und Radweges (s. auch 5.4.1), der um das
allgemeine Wohngebiet herumfiihrt. Dieser dient einerseits den zukinftigen Bewohnern zur
wohnortnahen Erholung, dariiber hinaus bietet dieser das Potenzial, zukinftig eine Ful3-
/Radwegeverbindung zwischen Steinrade und dem Erholungsgebiet ,Herrengarten® anzule-
gen. Mit dem geplanten Wegenetz werden damit die Naherholungsmdglichkeiten auch far
die umgebenden Anwohner verbessert.

Die Realisierung von Wegean- und -verbindungen zum Griinzug Herrengarten wurden im
Rahmen der Prifung von verschiedenen Varianten der Oberflachenentwasserung gepruift.
Zur Zeit stehen die bendtigten Flachen jedoch nicht zur Verfligung.

Im Zentrum des Plangebiets wird eine private Grunflache mit der Zweckbestimmung Spiel-
platz festgesetzt. Die planungsrechtlich gesicherte Flache fir den Spielplatz umfasst eine
GroRe von rund 550 m?. Zusatzlich sind im Plangebiet die Anlage einer SpielstraRe auf einer
Flache von rund 4.000 m? und einer 6ffentlichen Griinflache mit FuR-/ Radweg auf rund
2.000 m? Flache vorgesehen. Damit wird ein ausreichendes Angebot an Flachen zum Spie-
len, auch unter Bertcksichtigung multifunktionaler Nutzungsmaoglichkeiten gewahrleistet.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen erholungsbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut
Mensch einschlieBlich der menschlichen Gesundheit verbunden, so dass keine Vermei-
dungs-, Minderungs- oder AusgleichsmafRnahmen erforderlich werden. Durch das geplante
Wegesystem wird eine Verbesserung der Erholungsfunktion erreicht.

Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB/ Stand: 30.01.2018 47



Begriindung Bebauungsplan 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite —

6.3.7 Auswirkungen auf Kultur- und andere Sachguter

Ausgangslage:

Denkmale innerhalb des Plangebiets/Archaologische Verdachtsflachen:

Der Bereich Dornbreite ist arch&ologische Verdachtsflache; es kdnnten sich in diesem Be-
reich Urnenfriedhofe der Eisenzeit, ggf. auch Siedlungsflachen aus alter Zeit befinden.

Innerhalb des Plangebiets sind keine Denkmale im Sinne des geltenden Denkmalschutzge-
setzes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 30.01.2015 (DSchG SH 2015) vorhanden.

Denkmale in der Umgebung:
Landgraben

Etwa 250 m nordlich des Plangebiets verlauft der etwa 1300 angelegte Roggenhorster
Landgraben, welcher mit einigen Wallen die mittelalterliche Landwehr bildete. Dieser pragt
als Kulturdenkmal von besonderem stadt- und landesgeschichtlichem Wert die Kulturland-
schaft. Er wurde 2015 in die Denkmalliste nach dem Denkmalschutzgesetz Schleswig-
Holstein eingetragen und unter Denkmalschutz gestellt. In Lubeck befindet sich der Land-
graben auf der Liste der Archaologischen Denkmale mit der Nr. 280.

Gutshaus von Hof Steinrade

Das Lubsche Gut GroR3 Steinrade, das etwa 200 m ndrdlich des Plangebiets steht, entstand
ebenfalls etwa um 1300. Das noch bestehende Gutshaus vom Hof Steinrade zahlt zu den
Kulturdenkmalen der Hansestadt Liibeck.

UNESCO Welterbe ,Libecker Altstadt”

Das Plangebiet liegt ca. 5 km westlich des UNESCO-Welterbes ,Lubecker Altstadt”. Gemaf
DSchG SH 2015 stehen Welterbestatten als Schutzzonen unter Denkmalschutz, ohne dass es
hierzu einer gesonderten Festsetzung durch eine Rechtsverordnung bedarf. Das Plangebiet liegt
gemall Managementplan aufRerhalb der sogenannten Pufferzone des UNESCO-Welterbes
.LUbecker Altstadt‘. Auch aufRerhalb der Pufferzone sind bauliche MalRhahmen und Vorhaben
auf ihre Vertraglichkeit mit den schitzenswerten Stadtansichten, Blickbeziehungen und
Sichtachsen zu Uberprifen. Das betrifft insbesondere die Hohenentwicklung und das bauliche
Mald von Vorhaben in Bezug auf die Stadtansichten aus den Umlandregionen. Das Plangebiet
befindet sich im Bereich der Streckensichten 21 (K 77 westlich Zarpen) und 24 (P&hlserwold).

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Bei Realisierung des Wohngebiets werden keine der genannten Denkmale bzw. die Welt-
erbestatte beeintrachtigt.

Der Landgraben liegt deutlich au3erhalb des Plangebiets und wird von der Bebauung nicht
tangiert.

Die Streckensichten auf die Libecker Altstadt werden durch die geringen Héhen der Wohn-
gebaude ebenfalls nicht beeintrachtigt. Das Plangebiet soll als allgemeines Wohngebiet mit
einer eingeschossigen Bebauung entwickelt werden. Der Bebauungsplan trifft entsprechen-
de Festsetzungen, so dass eine Beeintrachtigung der Blickbeziehungen zur Altstadt-
Silhouette z.B. in Form einer unangemessenen Bebauungshdhe nicht zu befiirchten ist.
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Das Gutshaus befindet sich am Ende der Stral3e Medenbreite. Der erste Bauabschnitt, der
derzeit durch den Bebauungsplan 23.19.00 vorbereitet wird, ist vom Gutshaus nicht einseh-
bar. Zwischen dem Gutshaus und dem Plangebiet befinden sich Flachen, die durch einen
Gartenbaubetrieb aktiv genutzt werden. Geholzbestande und bauliche Anlagen lassen keine
Blickbeziehung zwischen dem Baugebiet und dem Gutshof zu.

Mit der Realisierung des bestehenden Wohngebiets an der Medenbreite wurde bereits vor
mehreren Jahrzehnten in den Nahbereich des Steinrader Guts eingegriffen. Der vorhandene
Siedlungsbereich wird durch das neue Baugebiet lediglich erweitert. Zudem werden das
Plangebiet und die nordwestlich angrenzenden Flachen seit mehreren Jahrzehnten zu Gar-
tenbauzwecken bewirtschaftet. Die Entwicklung des geplanten Wohngebiets ist demnach
kein erheblicher neuer Eingriff im Nahbereich des Stadtguts Steinrader Hof, der eine denk-
malpflegerische Bewertung erfordert.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans lassen eine Beeintrachtigung des Stadtguts z.B. in
Form einer unangemessenen Bebauungshoéhe nicht beflirchten.

Da es sich bei dem Plangebiet um eine archaologische Verdachtsflache handelt, werden im
Planverfahren archéologische Untersuchungen (Prospektion mit Metallsonden) vorgenom-
men. Im Falle von positiven Befunden werden entsprechende Grabungen auf Kosten des
Eigentimers durchgefiihrt. 8 15 Denkmalschutzgesetz sichert dariiber hinaus die Meldung
und Dokumentation von bedeutenden Funden wahrend der Bauphase.

Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Mit der Planung sind keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgu-
ter verbunden, so dass keine Vermeidungs-, Minderungs- oder Ausgleichsmaflinahmen er-
forderlich werden.

6.3.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgttern

Grundsatzlich bestehen immer Wechselbeziehungen und -wirkungen zwischen allen Be-
standteilen des Naturhaushalts. Im Geltungsbereich wird dieses Wirkungsgeflecht, wie im
Siedlungsbereich blich, durch die Auswirkungen der baulichen Anlagen und die Intensitat
der Nutzung durch den Menschen auf die anderen Schutzguter gepragt. Der Mensch steht
sowohl als Teil seiner Lebensumwelt als auch durch seine Nutzungsanspriiche in einem
besonderen Verhaltnis zum Naturhaushalt und damit zu den Schutzgitern. Die vom Men-
schen ausgeldsten Veranderungen und Beeintrachtigungen der Schutzguter haben immer
auch Ruckwirkungen auf den Menschen und die fur ihn relevanten Nutzungen.

Fur die im Plangebiet zwischen den Schutzgitern bestehenden Wechselbeziehungen
und -wirkungen wird davon ausgegangen, dass durch das geplante Vorhaben keine grundle-
genden neuen negativen Wechselwirkungen und Verschlechterungen der bestehenden
Wechselbeziehungen ausgelést werden.
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Schutzgut

Wechselwirkungen mit anderen Schutzgttern

Menschen

- Schutzguter Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft bilden
die Lebensgrundlage des Menschen

Pflanzen

- Abhéngigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften (Boden-
form, Grundwasserflurabstand)

- Bestandteil/Strukturelement des Landschaftsbildes

- anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Uberbauung,
Standortveranderungen)

Tiere

- Abhéngigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebensraumaus-
stattung (Vegetation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Boden, Wasserhaushalt)

- anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensrdumen (Stérung, Ver-
drangung)

Boden

- Abhéngigkeit der Bodeneigenschaften von den geologischen, geomorphologi-
schen, wasserhaushaltlichen und vegetationskundlichen Verhaltnissen

- Boden als Lebensraum flr Tiere und Menschen, als Standort fiir Biotope u.
Pflanzengesellschaften sowie in seiner Bedeutung fur den Landschaftswasser-
haushalt (Grundwasserneubildung, Retentionsfunktion, Grundwasserschutz,
Grundwasserdynamik)

- Boden in seiner Bedeutung fur den Wasserhaushalt (Grundwasserneubildung,
Retentionsfunktion, Grundwasserschutz, Grundwasserdynamik)

- anthropogene Vorbelastungen (Bearbeitung, Stoffeintrage, Verdichtung, Versie-
gelung)

Grundwas-
ser

- Abhangigkeit der Grundwasserneubildung von bodenkundlichen, vegetations-
kundlichen und nutzungsbezogenen Faktoren

- anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag durch
die gartnerische Nutzung)

Klima/ Luft

- im konkreten Fall aufgrund der Kleinflachigkeit des Plangebiets keine relevanten
Wechselwirkungen zu erwarten

Landschaft
/Kultur
guter

- Abhangigkeit des Landschaftsbildes von den Landschaftsfaktoren Relief und
Vegetation/ Nutzung

- Grundlage fir die Erholung des Menschen

- anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes und Landschaftsraumes
(Uberformung)

Tabelle 4: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgiitern

6.3.9 Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete
NATURA 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) sind von der Planung nicht

betroffen.

6.4 Auswirkungen durch Bauphase, Abfélle, Techniken und schwere Unfélle

6.4.1 Bau der geplanten Vorhaben einschliel3lich Abrissarbeiten

Fur die Bauphase kénnen keine detaillierten Angaben gemacht werden. Hierzu greifen die
Regelungen der nachgelagerten Genehmigungsebenen, sodass eventuelle Umweltauswir-
kungen aufgrund der Umsetzung der Planung wirksam vermieden werden kdnnen.
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6.4.2 Art und Menge der erzeugten Abfalle und ihre Beseitigung und Verwertung

Zur Art und Menge der Abfalle, die aufgrund der Umsetzung der Planung anfallen, kénnen
keine detaillierten Angaben gemacht werden. lhre umweltschonende Beseitigung und Ver-
wertung wird durch entsprechende fachgesetzliche Regelungen sichergestelit.

6.4.3 Eingesetzte Techniken und Stoffe

Zu den eingesetzten Techniken und Stoffen, die in den durch die Planung ermdglichten Vor-
haben verwendet werden, konnen keine konkreten Angaben gemacht werden. Auf der Plan-
ebene nicht absehbare Umweltauswirkungen sind auf der Zulassungsebene zu priifen.

6.4.4 Auswirkungen durch schwere Unfélle und Katastrophen

Die Planung ermdglicht keine Vorhaben, von denen die Gefahr schwerer Unfalle oder Kata-
strophen ausgeht. Im Umfeld des Plangebiets befinden sich auch keine Gebiete oder Anla-
gen, von denen eine derartige Gefahr fur die zukunftigen Nutzungen im Plangebiet ausgeht.

6.5 Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiihrung der
Planung (Null-Prognose)

Die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfilhrung der Planung
(Null-Prognose) unterscheidet sich nicht wesentlich vom Basisszenario (Bestandsbeschrei-
bung/Ausgangssituation), das in den vorherigen Kapiteln fir die einzelnen Umweltschutzgu-
ter beschrieben und bewertet wurde.

6.6 Zusammenfassung der erforderlichen MaBnahmen zur Vermeidung, zur Verrin-
gerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

6.6.1 MalRBnahmen zur Vermeidung und Verringerung
Zur Vermeidung und Verringerung von Auswirkungen auf die Schutzgiter sind folgende
Mafnahmen vorgesehen:

e Erhalt des vorhandenen Knicks mit angrenzendem 5 m breiten Knickschutzstreifen (mit
Erholungsweg),

e Erhalt der vorhandenen Einzelbaume am Nord-Westrand des Plangebiets,
e Erhalt eines Teils der Gehdlzflache (Festsetzung als offentliche Grinflache),

¢ Verwendung von wasserdurchlassigen Wegebelagen (Pflaster mit hohem Fugenanteil,
wassergebundene Bauweise u.a.) fir untergeordnete Verkehrsflachen im Sinne des § 19
Abs. 4 BauNVO, z.B. Wege in Grinflachen, Zuwegungen, private Stellplatze u.a.,

o Festsetzung einer extensiven Dachbegriinung fir Garagen, Uberdachte Stellplatzen
(Carports) sowie Nebenanlagen ab einer DachflachengréRe von 3 m*

Mit dieser Festsetzung wird eine Rickhaltung, Versickerung und Verdunstung von Ober-
flachenwasser sowie eine verzdgerte Ableitung erreicht, die das insgesamt zu bewirt-
schaftende Oberflachenwasser rein quantitativ reduziert. Durch die Verdunstungskiihlung
wird eine positive klimatische Wirkung erreicht.

e Festsetzung einer geringen baulichen Dichte (GRZ 0,25 bzw. 0,35) sowie einer niedrigen
Gebéaudehthe zur Vermeidung von bioklimatischen Verschlechterungen des Plangebiets
(Frischluftschneise),

e Festsetzung von Laubbaumanpflanzungen in den Privatgéarten,

e Festsetzung von 3 Laubbaumanpflanzungen auf dem Spielplatz,
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e Festsetzung von 27 Laubbaumanpflanzungen in den Stral3en,

e Festsetzung von randlichen Feldheckenpflanzungen auf den Flachen fir Versorgungsan-
lagen Zweckbestimmung Elektrizitét,

¢ Neupflanzung von StraRenbaumen an der StraBe Dornbreite (Anzahl und Standorte lie-
gen noch nicht fest),

e Keine Rodung von Gehdlzen und Beginn der Bauarbeiten in der Brutzeit (01. Méarz bis
September - allgemein gliltige Regelung § 39 BNatSchG),

6.6.2 MalRBnahmen zum Ausgleich

Im Einzelnen sind folgende AusgleichsmalRnahmen vorgesehen:

... im Geltungsbereich

e Herausnahme von Flachen aus der intensiven Bewirtschaftung und Uberfiihrung in eine
extensive Nutzung:

Griinachsen am Ortsrand: ca. 2.200 m?

... aulerhalb des Plangebiets

e Umsetzung einer ca. 4.000 m? groRen Erstaufforstungsflache in Niendorf-Moorgarten
(Gemarkung Niendorf-Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1, vgl. Abbildung 4),

e Anlage von ca. 8.700 m? Extensivgriinland in Niendorf-Moorgarten (Gemarkung Niendorf-
Moorgarten, Flur 6, Flurstiick 1/1, vgl. Abbildung 4).
6.7 Anderweitige Planungsmadglichkeiten

Fur das Plangebiet wurden keine anderweitigen Planungsvarianten gepruft.

6.8 Zusatzliche Angaben

6.8.1 Gutachten und umweltbezogene Informationen

- siehe vollstandige Auflistung der Gutachten unter 10.3 -

6.8.2 Verwendete technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstel-
lung der Unterlagen

Bei der Zusammenstellung der Unterlagen sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.

Bei der Ermittlung der Eingriffe und der sich daraus ergebenden AusgleichsmalRnahmen
wurden verwendet:

e Gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums fir Umwelt, Natur
und Forsten des Landes Schleswig-Holstein aus dem Jahre 1998,

Die wichtigsten Merkmale der im Rahmen der Umweltpriifung verwendeten technischen Ver-
fahren werden in den jeweiligen Fachgutachten bzw. bei den einzelnen Schutzgiitern be-
schrieben. Sie entsprechen dem gegenwartigen Wissensstand und allgemein anerkannten
Prufmethoden. Die fur die Umweltprifung auf der Ebene des Bebauungsplans erforderlichen
Erkenntnisse liegen vor, soweit sie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bebauungsplans
in angemessener Weise verlangt werden kénnen. Schwierigkeiten bei der Zusammenstel-
lung der Angaben sind nicht aufgetreten, insbesondere liegen keine Kenntnisliicken vor.
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6.8.3 Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiberwachung (Monitoring)

Die Uberwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umwelt-
uberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualitat, Larm), Bun-
desbodenschutz- (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobachtung) sowie ggf.
weiterer Regelungen. Damit sollen unvorhergesehene erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen, die infolge der Planrealisierung auftreten konnten, fiir das konkrete Planvorhaben
allerdings als wenig wahrscheinlich eingeschéatzt werden, erkannt werden.

Die Uberwachung der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen innerhalb des Plangebiets erfolgt
im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren; die MalRBhahmen auf3erhalb des Plangebiets
werden durch die zustandigen Fachamter der Hansestadt Libeck durchgefuhrt und tber-
wacht.

6.9 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung des Umweltberichts

Das Plangebiet wird derzeit durch ackeréhnliche, ehemals gartnerisch genutzte offene Fla-
chen gepréagt. Den wertvollsten Landschaftsbestandteil bildet ein kleines Waldstiick an der
Dornbreite, das zu gré3eren Teilen fur die ErschlieBung des neuen Wohngebiets tberplant
wird. Ein flankierender Knick sowie angrenzende gut entwickelte Ausgleichsflachen liegen
auBBerhalb des Geltungsbereichs und bleiben erhalten.

Erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt werden durch die folgenden Festsetzungen des
Bebauungsplans verursacht:

e Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen und Tiere durch die Rodung von ca. 1.600 m? Wald-
flache sowie

e Eingriffe in das Schutzgut Boden durch Uberplanung von ca. 3,6 ha Ackerland bzw. Ver-
siegelung von ca. 1,8 ha derzeitig offener Bodenflachen.

Artenschutzfachliche Ausnahmegenehmigungen sind nicht erforderlich, sofern die vorge-
schriebenen Schonzeiten und Fallfristen eingehalten werden.

Folgende Vermeidungs-, Minimierungs- und AusgleichsmalRnahmen werden zur Kompensa-
tion der Eingriffe festgesetzt:

e Erhalt eines Teils der Gehdlzflache an der Dornbreite (Festsetzung als 6ffentliche Grin-
flache),

¢ Verwendung von wasserdurchlassigen Wegebelagen,

o Festsetzung einer extensiven Dachbegriinung fir Garagen, Uberdachte Stellplatzen
(Carports) sowie Nebenanlagen ab einer DachflachengréRe von 3 m?,

e Festsetzung einer geringen baulichen Dichte (GRZ 0,25 bzw. 0,35) sowie einer niedrigen
Gebaudehohe zur Vermeidung von bioklimatischen Verschlechterungen des Plangebiets
(Lage in Frischluftschneise),

e Festsetzung von Laubbaumanpflanzungen in den Privatgarten, auf dem Spielplatz sowie
in den Stral3en,

e Festsetzung von randlichen Feldheckenpflanzungen auf den Flachen fir Versorgungsan-
lagen - Zweckbestimmung Elektrizitat,

¢ Neupflanzung von Stral3enbdumen an der Strafl3e Dornbreite,

e Festsetzungen von Grinverbindungen mit Wegen am neuen Ortsrand,
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« auRerhalb des Plangebiets: Umsetzung einer ca. 4.000 m? groRRen Erstaufforstungsfléache
sowie Anlage von ca. 8.700 m® Extensivgriinland in Niendorf-Moorgarten (Flur 6, Flur-
stiick 1/1, vgl. Abbildung 4).

Die Uberwachung der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen innerhalb des Plangebiets erfolgt
im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren; die MalRBhahmen auf3erhalb des Plangebiets
werden durch die zustéandigen Fachamter der Hansestadt Libeck durchgefuhrt und tber-
wacht.

7. Wesentliche Auswirkungen der Planung
7.1 Auswirkungen auf die Wohnraumversorgung

Zusatzliche Wohneinheiten

Der Bebauungsplan beinhaltet ein Neubaupotenzial von insgesamt ca. 65 Wohneinheiten in
freistehenden Einzelhdusern und Doppelh&ausern. Die Berechnung der Wohneinheiten beruht
auf der Annahme, dass in 25 % der Einzelhduser zusatzlich eine Einliegerwohnung realisiert
wird. Zwar ist geman Festsetzung des Bebauungsplans die Realisierung von zwei Wohnein-
heiten je Einzelhaus mdoglich, jedoch ist nicht zu erwarten, dass jeder Eigentiimer von dieser
Moglichkeit Gebrauch macht.

Voraussichtlicher Einwohnerzuwachs/ Zu erwartende Bewohnerzahl

Bei vollstidndiger Umsetzung der Planung ist flr das geplante Neubaugebiet mit insgesamt
rund 200 Bewohnern zu rechnen (Annahme: 3,2/ 3,5 EW je Hauptwohneinheit, zzgl. 1,0/ 1,2
EW je Einliegerwohnung).

7.2 Wohnfolgebedarfe

Es ergeben sich zuséatzliche Bedarfe an Kita- und Grundschulplatzplatzen. Diese kénnen
durch die nahegelegene Grundschule und Kindertagesstatte jedoch gedeckt werden, sodass
kein Ausbau notwendig wird. Der Spielplatzbedarf wird innerhalb des Plangebiets gedeckt.

7.3 (Sonstige) Auswirkungen auf die Belange von Kindern und Jugendlichen

Es sind keine wesentlichen Auswirkungen auf die Belange von Kindern und Jugendlichen zu
erwarten.

7.4 Verkehrliche Auswirkungen

Die verkehrlichen Auswirkungen der stadtebaulichen Neuordnung des Plangebiets werden
als gering eingeschatzt.

7.5 Folgebedarfe im Bereich der technischen Infrastruktur

Es ergeben sich zusatzliche Bedarfe an Ver- und Entsorgungsanlagen (Sielnetz, Leitungen
Regenrickhaltebecken).

7.6 Auswirkungen auf die Umwelt

Die Umsetzung des Bebauungsplans fuhrt zu Eingriffen in die Umwelt fir Pflanzen und Tiere
durch die Rodung von ca. 1.600 gm Waldflache. Bezuglich der Auswirkungen der Planung
auf die Umwelt einschliel3lich der Auswirkungen auf den Menschen wird auf die diesbezigli-
chen Darlegungen des Umweltberichtes im vorangehenden Kapitel 6 der Begriindung ver-
wiesen.
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7.7 Auswirkungen auf Natur und Landschaft

Die Umsetzung des Bebauungsplans fuhrt zu Eingriffen in die Natur und Landschaft durch
die Uberplanung von ca. 3,6 ha Ackerland bzw. Versiegelung von ca. 1,8 ha derzeitig offener
Bodenflachen. Bezuglich der Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft wird auf
die diesbeziglichen Darlegungen des Umweltberichtes im vorangehenden Kapitel 6 der Be-
grindung verwiesen.

7.8 Beriucksichtigung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote

Bezuglich der Berlcksichtigung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote wird auf die dies-
bezlglichen Darlegungen des Umweltberichtes im vorangehenden Kapitel 6 der Begriindung
verwiesen. Im Ergebnis kodnnen artenschutzrechtliche Konflikte ausgeschlossen werden,
sofern die vorgeschriebenen Schonzeiten und Fallfristen eingehalten werden.

7.8.1 Berucksichtigung von Klimaschutzbelangen

Integrierte Lage

Das Wohngebiet arrondiert einen bestehenden Siedlungsbereich und schlie3t damit an vor-
handene Infrastrukturen an. Der Standort ist durch Bushaltestellen an den OPNV angebun-
den und das Stadtzentrum der Hansestadt Lubeck gut erreichbar. Mit der Schaffung von
Wohnraum flr gartenbezogenes Wohnen kann die Abwanderung von jungen Familien in das
Umland verhindert und damit ein Beitrag zu einer geringeren Verkehrserzeugung geleistet
werden.

Energetische Optimierung

Die Stellung der Gebaude lasst eine Nutzung thermischer Solaranlagen oder Photovoltaik
Zu.

Versorqungstechnik

Eine Versorgung uber ein Fernwarmenetz scheidet fir das Plangebiet aus, da in diesem
Stadtbereich keine Fernwarmeleitungen der Stadtwerke Libeck vorhanden sind und ein
Ausbau des Fernwarmenetzes fur einen Anschluss des Plangebiets nicht wirtschaftlich ware.
Alternativ wurde die Mdglichkeit eines Nahwarmenetzes mit Blockheizkraftwerk (BHKW)
gepruft. Aufgrund des sehr geringen Energiebedarfs des Neubaugebiets ware der Bau eines
eigenstandigen Blockheizkraftwerks (BHKW) mit Nahwérmenetz nicht wirtschaftlich. Es ist
davon auszugehen, dass durch den zu erwartenden sehr geringen Energiebedarf fur die
Warmeerzeugung individuelle Lésungen fir die Hausbesitzer einer zentralen Warme-/ Ener-
gieversorgung vorzuziehen sind. Die Anforderungen des Erneuerbare-Energien-
Warmegesetz (EEWarmeG) sind entsprechend zu berlcksichtigen.

Topografie/ Kleinklima

Das Plangebiet liegt am Rande einer Kaltluftschneise. Mit der Beschrankung der Gebaude-
hohe und der festgesetzten Art der Bebauung in Form von freistehenden Einzelhausern und
Doppelhausern wird die Entstehung von Stromungshindernissen vermieden. Die Vorgaben
zur GRZ und zu den GrundstiicksgréRen stellen einen hohen Grin- und Freiflachenanteil
sicher, der sich positiv auf das Kleinklima auswirkt.

7.8.2 Sonstige Umweltauswirkungen

Sonstige Umweltauswirkungen sind nicht zu erwarten.
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7.9 Auswirkungen auf ausgetibte und zuldssige Nutzungen

Die landwirtschaftliche Nutzung als Gartnerei und Baumschule wird tlw. aufgegeben; es er-
geben sich keine Auswirkungen auf ausgetbte Nutzungen.

8. Malnahmen zur Umsetzung des Bebauungsplans

Bodenordnung

Fur die Umsetzung des Bebauungsplans sind keine bodenordnenden Maf3nahmen nach dem
Baugesetzbuch erforderlich.

Stadtebaulicher Vertrag/ Durchfiihrungsvertrag

Der Bebauungsplan wird durch einen stadtebaulichen Vertrag erganzt.

Im stadtebaulichen Vertrag wird die Kostentibernahme fiir die Durchfiihrung des Bauleitplan-
verfahrens durch den Grundsticksentwickler geregelt und festgehalten, dass weitere Vertra-
ge abzuschliel3en sind.

In einem ergénzenden ErschlieBungsvertrag werden die Herstellung der im Bebauungsplan
festgesetzten ErschlieBungs- und Griinanlagen sowie des Spielplatzes geregelt und die Kos-
tentibernahme fir die Durchfiihrung der ErschlieBungs- und Grinmaflinahmen sowie fir die
Herstellung des Kinderspielplatzes festgeschrieben.

In einem Vertrag tber die Durchfihrung von Ausgleichsmafinahmen soll die Kosteniber-
nahme fir die Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten AusgleichsmalRnahmen ge-
regelt werden. Die Kosten umfassen dabei den Erwerb und die Freimachung der Flachen
sowie die Planung, die Herstellung, die Fertigstellung und Entwicklungspflege.

Der Grundstiicksentwickler verpflichtet sich dartber hinaus, ggf. vorhandene Altlasten auf
den Flachen entsprechend der gesetzlichen Anforderungen fir die geplante Nutzung zu be-
seitigen.

9. Ausgaben (Kosten und Finanzierung)

9.1 Unmittelbare Kosten

Der Hansestadt Lubeck entstehen keine Kosten. Die Kosten zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans und zur Anderung des Flachennutzungsplans tbernimmt der durch die Planung
beginstigte Vorhabentrager.

9.2 Mittelbare Kosten

Fur die neu entstehenden offentlichen Verkehrs- und Grinflachen fallen nach der Fertigstel-
lung und Ubergabe jahrliche Kosten fiir die Unterhaltung der Flachen und Anlagen an.
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10. Verfahren, Rechtsgrundlagen und Fachgutachten
10.1 Verfahrenstubersicht

Aufstellungs-, Anderungs- und Erganzungsbeschluss

Der Bauausschuss der Hansestadt Lubeck hat am 15.05.2017 die Aufstellung des Bebau-
ungsplans 23.19.00 — Dornbreite/ Medenbreite — beschlossen.

Anderung des Flachennutzungsplans im Parallelverfahren

Der Flachennutzungsplan wird im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB geéndert.

Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB

Die Offentlichkeit wurde in der Zeit vom 12.06.2017 bis einschlieRlich 23.06.2017 durch Aus-
hang in Rdumen der Bauverwaltung sowie in einer am 13.06.2017 im Dorfgemeinschafts-
haus Steinrade durchgefiihrten Informationsveranstaltung tUber die Ziele und Zwecke der
Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichtet. Wahrend der Aushangzeit
sowie in der Informationsveranstaltung bestand zugleich Gelegenheit zur AuRerung und Er-
Orterung.

In der Informationsveranstaltung wurden von anwesenden Nachbarn und Kaufinteressenten
keine grundlegenden Bedenken gegeniber der Planung vorgebracht. Die Behandlung der
abgegebenen Stellungnahmen und Erdrterungen ist dem Auswertungsbericht zu entnehmen.

Fruhzeitige Beteiligung der Behérden geméf § 4 Abs. 1 BauGB

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die
Planung berthrt werden kdnnen, wurden mit Schreiben vom 10.07.2017 zur Abgabe einer
Stellungnahme bis zum 26.07.2017 aufgefordert. Auf Antrag wurden fur die Abgabe einer
Stellungnahme jeweils Fristverlangerungen bis zum 19.09.2017 eingeraumt.

Im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB gingen verschiedene AuRerungen und Erérterungen zum Bebauungsplan ein. Es
wurden keine grundlegenden Bedenken gegenliber der Planung geéuf3ert. Die Behandlung der
abgegebenen Stellungnahmen und Erérterungen ist dem Auswertungsbericht zu entnehmen.

Kinder- und Jugendlichenbeteiligung

Kinder und Jugendliche hatten im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behérdenbe-
teiligung Gelegenheit, sich tiber die Planung zu informieren und AuRerungen hierzu vorzu-
bringen. Auf eine Uber die allgemeine Information und Beteiligung hinausgehende besondere
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen konnte verzichtet werden, weil die bei Bebau-
ungsplanung fir ein Wohngebiet zu berlcksichtigenden Belange von Kindern- und Jugendli-
chen frihzeitig ermittelt und durch die Festsetzung einer Flache fir einen Gemeinschafts-
spielplatz in die Planung eingestellt worden sind. Dartiber hinaus war im Hinblick auf die
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu bericksichtigen, dass es sich bei der Bebau-
ungsplanung gemal Baugesetzbuch um eine rein flachenbezogene Planung mit Nutzungs-
zuweisungen fur gegeneinander abzugrenzende Flachen handelt.

Die konkrete gestalterische Ausformung von Spielplatzen, die Gegenstand der Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen sein kénnte, entzieht sich hingegen der Bebauungsplanung
und ist nachfolgenden Planungen der offentlichen Hand oder — wie hier gegeben — des je-
weiligen Bauherrn vorbehalten.
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Planungsanzeige gemaf} § 16 Abs. 1 Landesplanungsgesetz

Der Abteilung Landesplanung der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein wurde die
Planung mit Schreiben vom 21.07.2017 angezeigt. In der landesplanerischen Stellungnahme
vom 29.09.2017 werden keine Bedenken gegeniiber der Planung vorgebracht und die Uber-
einstimmung mit den Zielen und Erfordernissen der Raumordnung und der Landesplanung
festgestellt.

10.2 Rechtsgrundlagen

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. 1 S. 3634)

e Baunutzungsverordnung (BauNVO 2017) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3787)

e Landesbauordnung fur das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 2009, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GVOBI. S. 369)

e Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBI. | S. 3434)

e Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz) vom 24. Februar 2010 (GVOBI.
S. 301), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBI. S. 162)

10.3 Fachgutachten

Zum Bebauungsplan werden folgende Gutachten erstellt:

e Chemische Untersuchung, Baukontor Dumcke, Libeck, 16.08.2016

Faunistische Potenzialabschatzung und Artenschutzuntersuchung fiir den B-Plan
23.19.00 Dornbreite/ Medenbreite, Blro Dipl.-Biologe Karsten Lutz, Hamburg
05/2017, Ergadnzung 10/2017,
Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23.19.00 ,Dornbrei-
te/Medenbreite” der Hansestadt Libeck, ALN Akustik Labor Nord, Kiel, 29.05.2017.
Stellungnahme zur Verkehrsplanung, TSM Ingenieurbiro fur Tiefbau und Vermessung,
Kiel, 31.08.2017,

Untersuchung hinsichtlich Bodenverunreinigungen, Baukontor Dimcke, Libeck,
05.07.2017,

Untersuchung und Beurteilung der Untergrundverhéltnisse durch 10 Sondierungen,
Baukontor Dimcke GmbH, Libeck, 13.07.2016

Libeck, den 30.01.2018

Fachbereich 5, Planen und Bauen

Bereich 5.610, Stadtplanung und Bauordnung
5.610.2/ Zim

in Zusammenarbeit mit den Biros

claussen-seggelke stadtplaner und Andresen Landschaftsarchitekten
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11. Planverzeichnis (Anlagen)

Plan 1: Biotop- und Nutzungstypenplan (ohne Mal3stab)
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Plan 2: Stadtebauliches Konzept (ohne Mal3stab)
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